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1 Einleitung 

1.1 Zielstellung der Arbeit 

Die soziale Frage und die Bewältigung des globalen Klimawandels befinden sich in ei-

nem Spannungsverhältnis. Einerseits verstärken sich grundsätzlich soziale Unter-

schiede, andererseits soll die Erderwärmung aufgrund der dadurch entstehenden Um-

weltkatastrophen eingedämmt werden. Mit dem Klimawandel werden zusätzliche soziale 

Herausforderungen verbunden. Staatliche Einflussnahme auf aktuelle Herausforderun-

gen erfolgt auf mehreren Ebenen, wobei Lösungswege in Sachsen und in Deutschland 

zunehmend durch europäische Vorgaben bestimmt werden. Welche Kompetenzen die 

Europäische Union (EU) in den Bereichen Klimaschutz sowie Sozial- und Beschäfti-

gungspolitik innehat, lässt Rückschlüsse auf die Handlungsmöglichkeiten der EU zu.  

Hierfür bedarf es einer Annäherung, welche Organisationsform die EU aufweist und wel-

che Faktoren ihre Entstehung und ihre Entwicklung begünstigen oder abschwächen. 

Was bedeutet also Integration und in welchem Verhältnis steht der Bürger zur EU? Die 

Marktform und die Wirtschaftspolitik prägen Gesellschaften. Deutschland und die EU 

weisen marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnungen auf. Märkte organisieren Verteilung 

und erzeugen Anreize, die das Verhalten der Marktteilnehmer beeinflussen. Doch ist die 

Funktionsweise des Marktes unbegrenzt? Marktergebnisse können für Menschen unge-

recht und schädlich für die Umwelt ausfallen. Dadurch kann das Wirtschaftssystem seine 

zukünftigen Handlungsspielräume gefährden. Als Beitrag zum Stopp der Erderwärmung 

und um den Übergang zu einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfähi-

gen Wirtschaft zu gestalten, verfolgt die EU die Strategie des Europäischen Grünen 

Deals. Mit dem Transformationsprozess der Dekarbonisierung sind wirtschaftliche und 

soziale Herausforderungen verbunden. Der Staat sollte diesen Übergang seiner 

Klimapolitik mit passfähigen sozialen Angeboten begleiten.  

Maßnahmen zur Begegnung den Klimawandels beinhalten die mit dem kontinuierlichen 

Verzicht auf fossile Brennstoffe beabsichtigte Energiewende. Der Beginn des Ukrainek-

rieges im Februar 2022 hat viel menschliches Leid auf dem europäischen Kontinent aus-

gelöst. Er zog aber für viele Mitgliedstaaten (MS) auch Veränderungen in der Energie-

zufuhr nach sich, bewirkte auf allen Ebenen deutliche Markteingriffe und wird die Wir-

kungsfähigkeit der EU herausfordern.  

Fügt sich der europäische Klimasozialfonds (KSF) in das bestehende Kompetenzgefüge 

zwischen EU und MS ein und inwiefern kann er einen Beitrag zur Bewältigung der sozi-

alen und verteilungspolitischen Herausforderungen des ökologischen Wandels und für 

die Integration in Europa leisten? Die Entwürfe zum KSF werden hinsichtlich der euro-
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parechtlichen Kompetenzen, der Ziele und des Umfangs eingeordnet. Im Lichte der Wirt-

schafts-, Umwelt-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik lässt sich erkennen, ob das neue 

europäische Instrument mehr soziale Gerechtigkeit erzeugen kann.  

 

1.2 Methodik und Aufbau 

Das Erkenntnisinteresse besteht darin, Wesensmerkmale der europäischen Integration 

zu erkunden und diese mit Steuerungsmechanismen der für Klimasozialpolitik relevan-

ten Politiken in einem europawissenschaftlichen Zusammenhang zu betrachten. In der 

Abgrenzung werden deutsche und ggf. sächsische Handlungsbefugnisse sichtbar. 

Methodisch baut die Arbeit auf einer Skizze des wissenschaftlichen Verständnisses eu-

ropäischer Integration auf und bildet nachhaltige Entwicklung und den Stand internatio-

naler, europäischer, deutscher und sächsischer Nachhaltigkeitsbestrebungen hinsicht-

lich des Klimawandels ab. Im weiteren Vorgehen werden europäische und deutsche 

Kompetenzen der Umwelt-, Sozial-, Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik im Kontext 

des Mehrebenensystems beschrieben und eingeordnet. Anschließend wird das Anliegen 

des KSF ermittelt, beschrieben und anhand der gewonnenen Erkenntnisse auf die Poli-

tikbereiche und auf die europäische Integration eingeschätzt. Hieraus entsteht folgende 

Forschungsfrage: Wie fügt sich der europäische Klimasozialfonds in das Kompetenzge-

füge zwischen EU und MS ein und inwiefern kann er einen Beitrag zur Bewältigung der 

sozialen und verteilungspolitischen Herausforderungen des ökologischen Wandels und 

für die europäische Integration leisten? 

Die Arbeit soll mit Blick auf die Quellenlage bewusst nicht empirisch angelegt sein, son-

dern hinsichtlich des Untersuchungsgegenstandes relevante wissenschaftliche Literatur 

und Dokumente zum Stand der Forschung mittels qualitativer Inhaltsanalyse heranzie-

hen. Die Analyse der rechtlichen Grundlagen bezieht volkswirtschaftliche Perspektiven 

ein. Es findet keine naturwissenschaftliche Abhandlung statt und auf politische Ökono-

mie und Verhaltensökonomie wird weitgehend verzichtet, weil Fragen der Governance 

zwischen den staatlichen Ebenen und Themengebieten im Vordergrund stehen sollen. 

Der durch den Menschen hervorgerufene Klimawandel und die grundsätzliche Machbar-

keit einer strukturellen Energiewende1 sind Grundannahmen dieser Arbeit. 

In dieser Arbeit verwendete Personenbezeichnungen beziehen sich immer gleicherma-

ßen auf weibliche und männliche Personen. Auf eine Doppelnennung und gegenderte 

Bezeichnungen wird zugunsten einer besseren Lesbarkeit verzichtet.  

 
1 Vgl. Burmeister et al., 2022, S. 23 - 30. 
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2 Europäische Integration 

2.1 Wesenszüge 

Seit Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) knüpft sich 

an die seit nunmehr 70 Jahren wachsende europäische Identität die Frage nach der 

völkerrechtlichen Staatlichkeit dieses Gebildes. Im Prozess ihrer Entstehung entwickelte 

und wandelte sich ihre einzigartige Staatsform und wird derzeit durch ihre enge Bindung 

der MS vom Bundesverfassungsgericht als Staatenverbund charakterisiert.2 Sowohl die 

EU als auch ihre MS sind jeweils eigenständig und rechtsfähig. Seit 2009 mit dem Ver-

trag von Lissabon Art. 47 EUV hinzugefügt wurde, üben die MS im Verbund mit der EU 

geordnete Hoheitsbefugnisse aus.3 Gemäß Völkerrecht verortet sich die Gemeinschaft 

über der bloßen Kooperation und dem Staatenbund, weist jedoch (noch) nicht Merkmale 

des Bundesstaates auf.4  

Zwischen MS und EU entsteht allerdings keine Hierarchie, sondern ein Mehrebenensys-

tem, das „als untereinander vielfach vernetztes, in sich geschlossenes und intrakommu-

nikatives System […] gerade in seinem Zusammenspiel Leistungserwartungen …“5 er-

füllen soll. Supranationalität ist gegeben, wenn europäisches Recht im Durchgriff und 

vorrangig wirkt. In Bereichen, in denen die MS vorher eigene Kompetenzen abgegeben 

haben, wird die EU als gedankliche Ebene über den MS nach dem Grundsatz der be-

grenzten Einzelermächtigung in Art. 5 Abs. 1 und 2 Satz 1 EUV tätig. Dagegen wird von 

intergouvernementaler Kooperation ausgegangen, wenn Abstimmungsprozesse nach 

Art. 5 Abs. 2 Satz 2 EUV auf Ebene der MS horizontal erfolgen.6 Außerdem, wie Frank-

reichs Staatspräsident Macron in seiner Rede „Initiative für Europa“ vom 26.09.2017 an-

regte, ermöglichen offene Kooperationen in gemeinsamen Projekten und strategische 

Partnerschaften mit Nachbarstaaten ohne supranationale Kompetenzabgabe zielgerich-

tete Zusammenarbeit. Konkret gab er Impulse für nachhaltige Entwicklung hinsichtlich 

sozialer Konvergenz und Fragen des Klimawandels.7 

Politik wird definiert „als soziales Handeln, das auf Entscheidungen und Steuerungsme-

chanismen ausgerichtet ist, die allgemein verbindlich sind und das Zusammenleben von 

Menschen regeln.“8 Der Begriff ist vielschichtig, er beinhaltet den Ordnungs- und Hand-

lungsrahmen der Strukturen und Akteure (Polity), Prozesse von der sozialen Willensbil-

dung bis Sanktionierung (Politics) und schließlich politische Inhalte: Interessen, Ziele, 

 
2 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 26. 
3 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 77. 
4 Vgl. Borchardt, 2020, S. 101; Hofmann, Hopfauf, 2011, S. 752 - 756. 
5 Bieber et al., 2021, S. 52. 
6 Vgl. Streinz, 2019, S. 52–53; Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 38 - 41. 
7 Vgl. Französische Botschaft, 2017. 
8 Bernauer et al., 2018, S. 34. 
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Felder und Programme (Policy). Wenngleich Governance-Strukturen im Mehrebenen-

system in Gestaltungsprozesse eingebunden sind,9 versucht sich diese Arbeit auf (poli-

tische) Inhalte zu konzentrieren. 

Integration bezeichnet die „…Vergemeinschaftung der politischen Entscheidungsfindun-

gen und deren Institutionalisierung“ hinsichtlich der Politikbereiche und der Entschei-

dungsregeln.10 Europäische Integration achtet nach Art. 4 Abs. 2 EUV die nationalen 

Identitäten und grundlegenden Funktionen der MS. Gewollt ist kein Ersatz von eigen-

ständigen MS, „… sondern [soll sie] nur in […] Bereichen ergänzen und überlagern… “11 

zugunsten des sozialen Fortschritts im Gemeinwesen. Im gemeinsamen Geschichts- 

und Kulturraum Europa war das Zusammenleben stets von Herausforderungen, wie In-

teressenunterschieden, nationaler Heterogenität, regionalen und kulturellen Besonder-

heiten, verschiedenen ethnischen Hintergründen, Sprachenvielfalt sowie sozioökonomi-

schen Gegensätzen geprägt. Für die Integration bedeutet diese Vielfalt Chancen und 

Risiken.12 

Europäische Integration erfolgt durch Erweiterung und Vertiefung, wobei das Zusam-

menwirken in unterschiedlichen Geschwindigkeiten erfolgen kann. Integration kann sich 

auf den Beitritt weiterer MS beziehen. So erfolgten seit Gründung der EGKS mehrere 

Wellen von Erweiterungen. Die Beitrittskandidaten übernehmen den Bestand an Regeln, 

den Acquis Communautaire, und die EU bindet bis dahin souveräne externe Staaten 

enger ein. Diese Integration durch Flächenzuwachs bereichert die EU um kulturelle Ei-

genheiten der Beitrittskandidaten in den Abstimmungsprozessen.  

Vertiefung bedeutet die Verlagerung von Kompetenzen und Teil-Souveränität auf die 

EU. Die Zusammenarbeit wird intensiviert, die Gemeinschaft zentralisiert. Die Vertiefung 

entspricht dem Motiv „Schaffung einer immer engeren Union der Völker Europas“ aus 

der Präambel des EUV und basiert auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Souveräne Staaten 

übertragen Teile ihrer Hoheitsrechte auf die EU mit dem Ziel der gemeinschaftlichen 

Interessenvertretung.13  

Sowohl Beitrittsprozesse als auch die Vertiefung verliefen nicht planvoll und stetig. Eini-

gen sich die MS langfristig nicht einvernehmlich, werden Exit-Optionen erwogen, wie im 

Präzedenzfall des Austritts Großbritanniens aus der EU realisiert. Die Austrittsbedingun-

gen sind 2009 in Art. 50 EUV novelliert worden. Da sich nicht alle MS in gleichen Zeit-

abständen auf gleiche neue Ziele einigen können, bildete sich das Prinzip des Europas 

 
9 Vgl. Bernauer et al., 2018, S. 34; Meuleman, 2019, S. 22. 
10 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 9. 
11 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 67. 
12 Vgl. Böttger in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 173–174; Wagener, Eger, 2014, S. 3 - 6. 
13 Vgl. Streinz, 2019, S. 26–27; Nowak, 2011, S. 116. 
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der „unterschiedlichen Geschwindigkeiten“ heraus. Über die bestehenden Verträge hin-

aus können Gruppen von Staaten freiwillige Zusatzvereinbarungen für einzelne Politik-

felder, sog. Opt-in oder Opt-outs, wie z. B. das Schengen-System, treffen. Diese diffe-

renzierte Integration kann durch uneinheitliche Verfahren, Institutionen und Rechts-

stände einerseits Experimentierräume eröffnen, allerdings auch Fragmentierungen er-

zeugen.14  

Als weitere Wesensmerkmale europäischer Integration lassen sich strukturieren: 

• Sicherung von Frieden und Wohlstand, 

• Wertegemeinschaft und  

• Rechtsgemeinschaft.15 

Die Sicherung des Friedens ist zwar ein historisches Gründungsmotiv nach den beiden 

prägenden Weltkriegen, wurde im Binnenverhältnis der MS jedoch zur Selbstverständ-

lichkeit. Die Friedenssicherung in den Außenbeziehungen der EU integriert mit Art. 3 

EUV Umweltqualität und Nachhaltigkeit in das gemeinsame Zielsystem. Das Ziel des 

Wohlergehens der Völker bezieht, insbesondere im Innenverhältnis, verschiedene As-

pekte der wirtschaftlichen Integration ein.16 Die Verträge bekannten sich als Kern der 

Integrationsbemühung bis 2009 ausdrücklich zu grenzüberschreitenden Märkten und 

freiem, unverfälschten Wettbewerb, vgl. Art. 3 g EGV. Wie weit sich europäische Kom-

petenzen auch auf das soziale Wohlergehen erstrecken, wird zu betrachten sein. 

Mit den in Art. 2 und Art. 3 EUV signalisierten Werte- und Zielbestimmungen erweckt die 

EU zunächst den Anschein einer staatlichen Allzuständigkeit.17 Ab 2009 regelt Art. 6 

EUV die Anerkennung der GRCh und das Verhältnis zu den Europäischen Menschen-

rechten. Der Rechtsbestand ist eine Errungenschaft der Integration und schreibt zwi-

schen den demokratisch-liberalen Staaten Europas gemeinsame Standards fort.18 In 

Recht gefasste Werte oder Prinzipien, wie Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechts-

staatlichkeit, allein sind als allgemeine Staatszielbestimmungen noch nicht konkret ge-

nug, um identitätsstiftenden Zusammenhalt als eine EU der Werte zu begründen.19  

Das „Wir-Bewusstsein“ eines europäischen Gemeinwesens kann aus mehreren Quellen 

schöpfen: der Schicksalsgemeinschaft, gemeinsamen Nöten, Einstellungen und Über-

zeugungen oder der Bereitschaft, füreinander einzustehen. Neben gemeinsamen Sym-

 
14 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 123 - 125. 
15 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 26 - 29. 
16 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 20–21; Calliess, Ruffert, 2016, S. 53 - 56. 
17 Vgl. Schäfer, Wessels in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 445. 
18 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 310 - 311. 
19 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 54; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 16 - 17. 
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bolen und handlungsfähigen Institutionen gelten auch selbstwirksame Teilhabemöglich-

keiten als Identitätsfaktoren.20 Doch nur mit Rückgriff auf europäische Einigungsideen 

und historische Bezugnahme erschließt sich der mehrdimensionale, andauernde Eini-

gungsprozess völlig, wobei insbesondere die Soziologie Defizite an gemeinsamer euro-

päischer Wesensart feststellt.21 Für „eine kollektive Identität […] können eine geteilte 

Sprache, Kultur, Religion, gemeinsame Feinde oder Schicksalsschläge infrage kom-

men.“22 Ideen von Vordenkern dienen als Inspiration für Integrationsprozesse. Bspw. 

schlug Immanuel Kant 1795 in „‘Zum ewigen Frieden‘ die Föderation der europäischen 

Staaten als Mittel der Friedenssicherung vor[…].“ Ein freiwilliges und widerrufliches 

Staatenbündnis sollte „… in einer republikanisch verfassten, gemeinsamem Recht un-

terworfenen Gemeinschaft verbunden sein.“23 

Gemeinsame Identifikationsfiguren können helfen, dem Sog nationaler Zersplitterung zu 

widerstehen. Karl der Große (747 - 814) als Begründer des neuen Kaisertums im Westen 

und Herrscher über weite Teile des Kontinents wird von den europäischen Völkern als 

ideale Projektionsfläche eines gemeinsamen Geschichtsraums genutzt. Der nach ihm 

benannte Karlspreis wird Persönlichkeiten verliehen, die sich für die europäische Eini-

gung eingesetzt haben.24 Erasmus von Rotterdam (1469 - 1536) beherrschte als Univer-

salgelehrter und Philosoph mehrere Sprachen, v. a. die Verwaltungssprache Latein. Er 

wirkte innerhalb seiner Institution, der Kirche, grenzüberschreitend auf dem europäi-

schen Kontinent und ist heute Namensgeber des europäischen Austauschprogramms 

für Studierende und Doktoranden.25 Inwiefern diese inneren Qualitäten die Einstellung 

der Bürger zur europäischen Idee langfristig positiv beeinflussen, bleibt vage. „Für Poli-

tiker lautet die Hauptfrage, […] ob die Beteiligten sich selbst für Europäer halten.“26  

Rechtlich liegt der EU ein multilaterales, völkerrechtliches Vertragswerk zugrunde. Der 

normierte Aufgabenumfang, die Regelungstiefe und die Verflechtung mit den national-

staatlichen Rechtssystemen wuchsen seit Gründung der EGKS an. Auch der Verfas-

sungsverbund von EU und MS entwickelte sich beständig. Soweit die Verträge suprana-

tionale Hoheitsbefugnisse für die EU begründen, haben sie konstitutionelle Qualität. 

Bspw. wird diese unionale Teilverfassung für die Wirtschaftspolitik angenommen.27 

Die EU kann auch als Rechtsgemeinschaft verstanden werden: Sie setzt selbst Recht, 

handelt mangels eigener Strukturen durch Recht und löst mitgliedstaatliche Konflikte mit 

 
20 Vgl. Schneider in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 178–179. 
21 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 54. 
22 Van Middelaar, 2017, S. 369. 
23 Bieber et al., 2021, S. 38 - 39. 
24 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 4–6; van Middelaar, 2017, S. 384–385; Streinz, 2019, S. 4. 
25 Bieber et al., 2021, S. 606–607; Wagener, Eger, 2014, S. 6. 
26 Van Middelaar, 2017, S. 369. 
27 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 53, 103; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 313. 
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Hilfe des Rechts. Die MS begegnen sich in dieser Rechtsgemeinschaft nicht als bloße 

Vertragspartner, sondern verhalten sich untereinander loyal mit Unionstreue, vgl. Art. 4 

Abs. 3 EUV. Recht ist selbst kein Ideengeber, sondern eines der europäischen Steue-

rungsinstrumente und setzt den Rahmen für den Verbund.28 Die MS tragen als „Herren 

der Verträge“ die EU,29 sie geben sich gemeinschaftlich ihre Regeln und entscheiden 

über die Fortentwicklung des Verbundes. Die Integration durch Recht wird unter Kapitel 

2.4 genauer zu betrachten sein. 

 

2.2 Entwicklung 

Antriebskräfte der europäischen Integration werden in der Literatur in unterschiedlichen 

Modellen beschrieben, „… sie verdeutlichen die Entwicklungslinien eines … multidimen-

sionalen wie rechtspluralistischen Prozesses und dessen mögliche Projektion in die Zu-

kunft.“30 Die Entwicklung der Europäischen Integration lässt sich anhand ihrer geschicht-

lichen Erweiterung, der Schwerpunkte ihrer Vertiefung und mit Hilfe von Integrationsthe-

orien nachvollziehen. 

 

2.2.1 Historische Erweiterung  

Die Ideen der Französischen Revolution und die Napoleonischen Kriege gelten als Be-

ginn des Nationalstaatsbewusstseins der europäischen Völker ab dem 19. Jahrhundert. 

Bereits Napoleon scheiterte an der Verankerung eines einheitlichen Rechtssystems in 

den eroberten Teilen Europas. Rechtliche, soziale und kulturelle Eigenheiten der MS 

lösten Fliehkräfte aus.31 Waren die Völker Kontinentaleuropas davor Untertanen und zer-

splitterten Formen traditionaler Herrschaft32 ausgesetzt, konstituierten sich ab dann ein-

zelne europäische MS. „Seit dem 19. Jahrhundert haben sich die europäischen Staaten 

große Mühe gegeben, ihren Bevölkerungen eine Identität zu verschaffen,“33 die Nation 

als Identifikationsfigur ist also konstruiert. Umstritten bleibt, ob ähnliche Integrationspro-

zesse, wie für die europäischen Nationen, auch Europa verbinden können. Ideenge-

schichtlich wird zumindest eine erneute kulturelle Identifikation der Bürger zugunsten 

von Europa als nicht wiederholbar ausgeschlossen.34 Art. 2 EUV setzt der kulturellen 

 
28 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 26 - 27. 
29 Vgl. Streinz, 2019, S. 59. 
30 Bieber et al., 2021, S. 51. 
31 Vgl. Dieter, 2017, S. 49. 
32 Vgl. Weber, 2019, S. 738. 
33 Van Middelaar, 2017, S. 369 - 370. 
34 Vgl. van Middelaar, 2017, S. 369. 
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Einheitlichkeit „kulturelle und sprachliche Vielfalt“ entgegen. „Einheit in Vielfalt“, basie-

rend auf Pluralismus, meint eine Vielzahl an kulturellen Eigenheiten auf relativ geringem 

Raum, die übergreifende Ideen, Werte und Strukturen entfalten.35 

Starke Interessen, wie nationales politisches Machtkalkül in der globalen Konkurrenz, 

können mit mehr Integration in die EU eingehegt werden. Nach der kollektiven Kriegser-

fahrung erzeugte das Friedensmotiv zwischen Völkern Strahlkraft.36 Der Züricher Appell 

Winston Churchills 1946 („Let Europe arise!“) und die als Schuman-Plan bekannte Re-

gierungserklärung des französischen Außenministers Robert Schumann im Jahr 1950 

führten 1952 zur Gründung der EGKS zwischen Frankreich, Deutschland, den Benelux-

Staaten und Italien. Mit der Zusammenlegung der Kohle- und Stahlproduktion unter eine 

gemeinsame Institution entstand eine Wirtschaftsgemeinschaft mit globaler Ausrichtung. 

Zudem bestand die Absicht die Lebensbedingungen der Arbeitnehmer in den Branchen 

zu verbessern.37 

Nach den beiden Weltkriegen setzte diese Annäherung Vertrauen aller Vertragspartner 

in die Befriedung voraus.38 Mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und 

der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) entstanden 1957 weitere Zweckgemein-

schaften, die gemeinsame Interessen der Vertragsstaaten beinhalteten. Zum gemeinsa-

men Friedensmotiv trat das kollektive Interesse an wirtschaftlichem Aufschwung. Die 

wirtschaftliche Einigung zum Nutzen aller MS umfasst den Gemeinsamen Markt, die An-

gleichung der Wirtschaftspolitiken sowie die Wirtschafts- und Währungsunion.39 Neben 

der zu 2.4 näher zu betrachtenden Vertiefung vollzog die heute existierende EU vier 

wesentliche Etappen der Erweiterung:  

• 1973 mit Großbritannien, Irland und Dänemark, 

• 1981/1986 die sog. Süderweiterung mit Griechenland, Portugal und Spanien, 

• 1995 mit Finnland, Schweden und Österreich und 

• 2004/2007 mit den Baltischen Staaten, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, der 

Tschechischen Republik, Ungarn, Zypern sowie Bulgarien und Rumänien. 

Mit weiteren Staaten erfolgten Assoziierungsverfahren, einige Kandidaten entschieden 

sich gegen einen Beitritt. Im Jahr 2013 trat Kroatien bei und Großbritannien verließ 2020 

den Verbund, damit zählt die EU 2022 27 Mitglieder.40 Nach der ökonomischen Theorie 

der Interessenverbände „… bietet [die EU ihren] Mitgliedern ein […] Clubgut an, d. h., 

 
35 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 712. 
36 Vgl. van Middelaar, 2017, S. 224 - 231. 
37 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 6–7. 
38 Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 7 - 8. 
39 Vgl. Borchardt, 2020, S. 71 - 72. 
40 Vgl. Böttger in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 164 ff. 
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Mitglied[staaten] des Clubs rivalisieren nicht beim Konsum des Gutes, aber Nicht-Mit-

glieder des Verbandes sind von der Nutzung ausgeschlossen.“41 Wenn der Grenznutzen 

größer oder gleich der Grenzkosten für die Aufnahme zusätzlicher Staaten wäre, hätte 

die EU ihre optimale Größe.42  

Das Beitrittsverfahren nach Art. 49 EUV durchlief selbst einen Wandlungsprozess. Wäh-

rend zunächst auf das „Achten“ der europäischen Werte abgestellt wurde, soll sich der 

Beitrittskandidat seit 2009 zusätzlich „für ihre Förderung einsetz[en]“. Ob dem Beitritts-

antrag eines europäischen Staates stattgegeben werden kann, wird anhand der Kopen-

hagener Kriterien (Verfassungsstaatlichkeit, Binnenmarktfähigkeit und Integrationswillig-

keit bzgl. des Acquis Communautaire) geprüft und obliegt schließlich der politischen Ent-

scheidung.43 

 

2.2.2 Vertiefung und Etappen der Vertragsstände  

Europäische Integration erfolgt durch Vertiefung der intergouvernementalen Beziehun-

gen und in Ausübung supranationaler Kompetenz - durch die „zivilisierende Kraft der 

demokratischen Verrechtlichung – und damit [… dem] Versprechen, das von Anbeginn 

mit dem europäischen Verfassungsprojekt verbunden war.“44 Die MS übereigneten der 

EU mit der Ratifizierung der Verträge zielbezogen eigene Rechte, nationale Kompeten-

zen und damit sukzessive Teile ihrer Souveränität. Gleichzeitig enthalten die Verträge 

Regeln für die freiwillige Partizipation, nach denen nationale Gesetzgebungen innerhalb 

der Gemeinschaft angeglichen werden können, sofern keine Kompetenzverlagerung an 

die EU gegeben ist. Integration ist gleichzeitig zielbezogen und prozesshaft. 

Mit den Römischen Verträgen 1957 verständigten sich die Vertragspartner auf die poli-

tische Einheit Europas als gemeinsames Ziel. Die EWG und EAG wurden auf Basis die-

ses transnationalen Rechts gegründet.45  

Mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vereinbarten sich die Vertragspartner 

1987 auf die Verwirklichung des Binnenmarktkonzeptes mit den vier Grundfreiheiten bis 

zum Jahr 1992. Aus dem Ziel leitete sich die marktintegrative Rechtsangleichung ab, 

darüber hinaus führte der Vertrag umweltpolitische Gemeinschaftszuständigkeiten ein.46 

Der Maastrichter Vertrag bzw. Vertrag über die Europäische Union ordnete 1992 das 

politische Handeln der nun zu einer Rechtsperson zusammengefügten EU neu. Die EU 

 
41 Klump, 2013, S. 294. 
42 Vgl. Klump, 2013, S. 295. 
43 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 178 - 180. 
44 Habermas, 2014, S. 40. 
45 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 7. 
46 Vgl. Müller-Graf, Kainer in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 480. 
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gliederte sich in drei Säulen, wovon eine die drei früheren Gemeinschaften EGKS, EWG 

und EAG beinhaltete und den Binnenmarktprozess hinsichtlich einer gemeinsamen 

Währung vertiefte.47 

Der Amsterdamer Reformvertrag schuf 1999 die Voraussetzungen für die Osterweite-

rung und den Abbau von Arbeitslosigkeit durch Zusammenarbeit der MS in der Beschäf-

tigungspolitik.  

Der Vertrag von Nizza begründete 2003 keinen weiteren Kompetenzzuwachs für die EU, 

sondern organisierte Vertretungsrechte in gemeinsamen Gremien. Dagegen fand die 

Charta der Grundrechte keinen offiziellen Eingang in das Vertragswerk. Mit Anwachsen 

des gemeinschaftlichen Vertragsrechts der Erweiterung um Staaten diskutierten die MS 

in dieser Phase die Handlungsfähigkeit der EU und ihre weitere Integrationsfähigkeit.48  

Mit dem Reformvertrag von Lissabon wird 2009 der Binnenmarkt in Art. 3 Abs. 3 EUV 

erst nach den Zielen Freiheit, Sicherheit und Recht eingeordnet, wodurch das theoreti-

sche Selbstverständnis der EU über den rein ökonomischen Horizont erweitert wird. Lis-

sabon ist keine Verfassung der EU, regelt jedoch Organe und Institutionen neu, demo-

kratisiert die EU und erklärt die Grundrechtecharta für rechtsverbindlich.49 

Die Vertiefung der vertraglichen Beziehungen lässt deutliche wirtschaftliche Prioritäten 

erkennen. Mit dem Mittel des Rechts werden für ausgehandelte Zwecke neue Institutio-

nen geschaffen und an veränderte Anforderungen angepasst. Das betrifft den europäi-

schen Binnenmarkt oder soziale Sicherungssysteme gleichermaßen. Auch die Ordnung 

von europäischen Verfassungsregeln unterlag und unterliegt institutionellen Anpassun-

gen. Ordnungen und zugrundeliegende Politiken werden durch D. C. North als „shared 

mental model“ dargestellt: Präferenzen von Akteuren und Annahmen gegenseitigen Ver-

haltens werden in Kooperationsmuster überführt, gemeinsam umgesetzt und regelhaft 

weiterentwickelt.50 

Soziale Aspekte fanden als allgemeine Absichtserklärungen, wie die soziale Dimension 

des Binnenmarktes in der EEA, die sozialpolitischen Grundrechte der Arbeitnehmer in 

Amsterdam und die Europäische Sozialagenda in Nizza Eingang in die Verträge. Erst 

Lissabon benennt soziale Grundwerte, Gerechtigkeit, Nichtdiskriminierung und Solidari-

tät.51 Auch die Klimapolitik verankerte mit Amsterdam den Begriff der nachhaltigen Ent-

wicklung und benennt in Lissabon die Bekämpfung des Klimawandels als Ziel.52 

 
47 Die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit 
waren die weiteren beiden Säulen dieser Architektur, vgl. Borchardt, 2020, S. 49. 
48 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 12. 
49 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 13. 
50 Vgl. Priddat, 2009, S. 44 - 45. 
51 Vgl. Becker in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 408 - 410. 
52 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 640. 
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2.2.3  Integrationstheorien 

Die MS verbanden mit der EU unterschiedliche Erwartungen. Auch die Bereitschaft, ei-

gene Ressourcen für das gemeinsame Projekt einzubringen, ist unterschiedlich ausge-

prägt.53 Weshalb Staaten bereit waren und sind, in der EU mitzuwirken, lässt sich aus 

Integrationstheorien ableiten. 

1) Realismus: Staaten sind autonome Akteure, die ausschließlich eigene Interessen 

verfolgen. Der Selbsterhalt und Autarkie sind Staatsziele. Frieden mit Nachbarstaaten 

bestimmt sich allein durch Sicherheit und Machtgleichgewichte. Nach Auffassung der 

Realisten ist eine dauerhafte EU unwahrscheinlich und nicht krisensicher.54  

2) Intergouvernementalismus: Im Zusammenspiel der nationalen politischen Ebene 

mit der europäischen Ebene sollen nationale Interessen mit Vertretern anderer Staaten 

optimal verhandelt werden. Dazu kann das Verhältnis der MS zur EU im Prinzipal-Agen-

ten-Modell beschrieben werden. Das Politikangebot der Vertreter der MS ist auf Wieder-

wahl ausgerichtet und nationale Entscheidungsträger handeln effizient mit dem Ziel der 

Entscheidungsfindung durch den Agenten EU. National wünschenswerte Ergebnisse 

können auf europäischer Ebene unter Verweis auf innenpolitische Zwänge erreicht wer-

den. MS mit hohen Anteilen antieuropäischer Nationalinteressen wird nach der Theorie 

hohe Durchsetzungsmacht zugeschrieben. Mit steigender demokratischer Legitimation 

europäischer Institutionen wird der Intergouvernementalismus verringert.55 

3) Funktionalismus: Die Form folgt der Funktion. Institutionen werden für bestimmte 

Zwecke errichtet, sie folgen Lern- und Entwicklungsprozessen und können ein Eigenle-

ben entwickeln. Anschluss- oder Spillover-Effekte leiten sich aus der funktionalen In-

tegration ab. Z. B. folgt aus der Zollunion der gemeinsame Markt, welcher mit einer ein-

heitlichen Währung geringere Transaktionskosten, d. h. den mit der Übertragung an Ei-

gentums- und Verfügungsrechten verbundenem Aufwand,56 benötigt. Die Übertragung 

eines Politikbereiches von den MS an die EU bringt Sachzwänge mit sich, die in andere 

staatliche Aufgaben überfließen. Der Funktionalismus erkennt komplexe Zusammen-

hänge an und greift Koordinierungsbedarf durch Verzahnung auf.57 

4) Konstruktivismus: Aus Kultur, Normen, sozialem Rahmen, Geschichte und An-

passungsvorgängen auf ähnliche äußere Einflüsse gleichen sich nationale Politiken an 

und können so leichter zusammengeführt werden. Diesen Ansatz verfolgt die EU u. a. 

 
53 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 29. 
54 Vgl. Hofmann, Wessels in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 337; Wagener, Eger, 2014, S. 12 - 13. 
55 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 14 - 15. 
56 Vgl. Klump, 2013, S. 183. 
57 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 15 - 16. 
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mit gemeinsamen Strategieprozessen, indem Problemlösungsinstinkte aller Akteure ge-

weckt werden.58  

5) Institutionalismus: Institutionalismus beinhaltet Elemente des Rational Choice 

und historischen Institutionalismus. Institutionen bilden und entwickeln sich aus Präfe-

renzen und Verhandlungen von Akteuren. Ein Optimum ist nicht nötig, da stets Rück-

koppelungen, Pfadabhängigkeiten und Lock-ins auftreten können. Ein Lock-in-Effekt 

liegt vor, wenn der bestehende Zustand die Chancen auf Verbesserung neutralisiert oder 

gar verschlechtert. Institutionalismus betrachtet das Verhältnis von geschaffenen Insti-

tutionen, äußeren Bedingungen und Entscheidungsprinzipien. Die Theorie wird mit der 

„Politikverflechtungsfalle“ in Zusammenhang gebracht.59  

Ein einheitliches Konzept von Integration lässt sich in der Literatur nicht finden. Insbe-

sondere keine von politischen Entscheidungen unabhängige Theorie, welche staatliche 

Aufgabe bestmöglich auf welcher Ebene der Staatlichkeit zu erledigen wäre. Stattdessen 

werden ausgewählte Bereiche auf Ebene der EU institutionalisiert und dynamisch wei-

terentwickelt. Daraus folgen Spillover-Effekte, Pfadabhängigkeiten und Lock-ins. "Wenn 

[die politischen Eliten] ihre Bevölkerungen für ein solidarisches Europa gewinnen woll-

ten, müssten sie sich von der gewohnten Kombination aus Öffentlichkeit und experimen-

tengesteuertem Inkrementalismus verabschieden und auf einen riskanten, v. a. inspirier-

ten Kampf in der breiten Öffentlichkeit umstellen. Und paradoxerweise müssten sie im 

europäischen Gemeinwohlinteresse etwas wollen, das dem eigenen Machterhaltungsin-

teresse entgegenläuft."60  

 
2.3 Herausforderungen in Gegenwart und Zukunft 

Aus einer Gemeinschaft, deren Gründungszweck in der Förderung von Kohle und der 

Gewinnung von Stahl bestand, entwickelte sich eine besondere Form der Staatlichkeit, 

die für soziale Rechte ihrer Bürger Sorge tragen und den Klimaschutz voranbringen will. 

Doch Krisenerscheinungen und Tendenzen zur Renationalisierung entwickeln Flieh-

kräfte.61 Die Herausforderungen der EU liegen zwischen mehr Integration und Dissozi-

ierung, zu denen im Folgenden Aspekte dargestellt werden. 

  

 
58 Vgl. Hofmann, Wessels in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 337 -338. 
59 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 13–14; Scharpf, 1994, S. 40. 
60 Habermas, 2014, S. 81. 
61 Vgl. Hofmann in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 334; Bieber et al., 2021, S. 719 - 724. 
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2.3.1 Kultur und Sprache 

Allein aus der kulturellen Vielfalt ergeben sich beständige Herausforderungen, bspw. 

den Sprachbarrieren bei 24 Amtssprachen. Beispiele für Tendenzen des Zerfalls der EU, 

dem Dissoziieren, finden sich auf verschiedenen Ebenen. Allein aus der Feststellung 

einer „mit der Erweiterung einhergehenden größeren sozialen, kulturellen und wirtschaft-

lichen Heterogenität…“62 ergeben sich abweichende Interessen. Nach dem im britischen 

Referendum nationale Mehrheiten für das Verlassen der EU gestimmt haben, löst sich 

der Staat aus dem komplexen Regelungsgefüge und dem gemeinsamen Markt. Länder, 

wie Ungarn oder Polen, nutzen ihre Vetooptionen zur Verwirklichung nationaler Eigenin-

teressen oder stellen mit den nationalen Justizsystemen europäische Werte infrage.63 

Das Verlassen der EU oder dessen beständiges Androhen stehen im Kontext mit vor-

handenen Interessensausgleichsmechanismen, wie den Entscheidungsregeln der sup-

ranationalen Gremien.64 

Auch sind in Teilen der Bevölkerung Akzeptanzverluste der EU oder auch dem gesamten 

nationalen politischen System festzustellen. „Zweifel an Handlungsfähigkeit und Legiti-

mation [… und die] Entmündigung des Bürgers durch […] Europa“65 lassen die EU eher 

als abstrakte Technokratie wirken, denn als transparente Demokratie zur Gewährleis-

tung von Frieden und Freiheit. Homogene Präferenzen der Bürger in Bezug auf die Uni-

onspolitiken können nicht vorausgesetzt werden. Mit der Verwirklichung des Binnen-

marktes geht Deregulierung einher: Alle abgeschafften nationalen Regeln, Institutionen 

und handelspolitischen Protektionen übersteigen den Bestand an europäischen Markt-

regeln. Mit der Konkurrenzsituation an freien Märkten sind Auswahlprozesse verbunden. 

Da im Fall von Staats- und Marktversagen jeweils die Allgemeinheit mit den Effekten 

umgehen muss,66 entstehen Verteilungskonflikte zwischen MS, wie sich bspw. bei The-

men der Flüchtlingsaufnahme oder der Schuldentragung zeigte.67  

Zusätzlich tragen als „Situation[en], in de[nen] zwei Parteien unterschiedlichen Zugang 

zu Informationen haben“,68 bezeichnete Informationsasymmetrien zu abweichenden Ein-

schätzungen, bspw. in der unterschiedlichen Interpretation europäischen Rechts durch 

die MS, bei. Eine Wirtschaftsordnung als „…Gesamtheit der wirtschaftlich relevanten In-

stitutionen…“69 funktioniert auf Basis gemeinschaftlich anerkannter Regeln für ihre 

 
62 Calliess, Ruffert, 2016, S. 10. 
63 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 16 - 17. 
64 Dagegen wird ein Ausschluss aus der Union etwa nach Art. 356 AEUV verneint, vgl. Calliess, Ruffert, 
2016, S. 2755. 
65 Weidenfeld in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 55. 
66 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 288; Mankiw, Taylor, 2018, S. 324. 
67 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 29. 
68 Mankiw, Taylor, 2018, S. 362. 
69 Klump, 2013, S. 183. 
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Transaktionen.70 Die Verschuldungssituation einzelner MS wird in der öffentlichen Dis-

kussion zwischen Moral Hazard der betroffenen MS und mangelnder Bündnistreue po-

tenzieller Geberländer wiedergegeben. Ein moralisches Risiko ergibt sich aus unzuläng-

lichen Beobachtungsmöglichkeiten der EU zur Umsetzung ihrer Regeln und Vorgaben 

auf mitgliedstaatlicher oder regionaler Ebene. MS können zu unerwünschtem bzw. 

pflichtverletzendem Verhalten neigen, wenn Kontrollen, bspw. zu Sparvorgaben, nicht 

vorgesehen oder zu aufwendig sind.71 Die finanzielle Nicht-Beistandsklausel des Vertra-

ges von Amsterdam musste durch die Banken- und Wirtschaftskrise und den drohenden 

Staatsbankrott Griechenlands ausgebaut werden, vgl. Art. 125 ff. AEUV.72  

Schließlich zeigte die Erfahrung um die Coronapandemie Schwachstellen in der Koordi-

nation nationaler Politiken auf. Deutsche und damit sächsische Grenzen zu den östlichen 

Nachbarstaaten schlossen sich ohne Rücksicht bspw. auf die Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer. Soziale Sicherungssysteme erwiesen sich für Grenzgänger und -pendler als 

lückenhaft. 

Für einige der Staatsziele erfolgte zwar eine Verrechtlichung in den Verträgen, jedoch 

obliegt die Umsetzungskompetenz nicht konsequent der EU und die harmonische 

Durchsetzung bleibt der Verständigung zwischen den Staaten, dem Arguing und Bargai-

ning, überlassen. Für die weitere Vertiefung und ggf. Vollendung der Föderation bedarf 

es jedoch Mehrheiten.73 

 

2.3.2  Herausforderung der Vertiefung 

Sich verändernde äußere Einflüsse fordern die EU zu Anpassungen heraus und bergen 

Chancen zur Weiterentwicklung. In Krisensituationen sind höhere Integrationsbereit-

schaften der Staaten wahrnehmbar und ähnlichere Interessenlagen. Als „neues größe-

res Projekt“ ist die Außen- und Sicherheitspolitik vorstellbar,74 wie auch Impulse für so-

ziale Herausforderungen und die Klimafrage. Aus dem Funktionalismus leiten sich Spil-

lover-Effekte dahingehend ab, dass ein funktionierender Binnenmarkt neben Infrastruk-

tur stabile Sozialsysteme und Klimabedingungen voraussetzt. Dieses gemeinsame 

Schaffen geeigneter Rahmenbedingungen kann die Unionsbeziehungen vertiefen hel-

fen.  

Um Handlungsfähigkeit zu gewährleisten ist zusätzlich zu übertragenen Kompetenzen 

auch die transparente demokratische Entscheidungsfindung zu regeln. Seit 1992 ist mit 

 
70 Vgl. Ebenda. 
71 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 363. 
72 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 326 - 327. 
73 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 18. 
74 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 17. 



 

15 

Art. 294 AEUV die „konstitutionelle Integrationsdynamik“ 75 gestärkt. Mit dem Vertrag von 

Lissabon wurden Rechte des Europäischen Parlaments vom bloßen Mitentscheidungs-

verfahren zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erweitert. Weiterhin ist eine „… 

enge Verflechtung mit den Institutionen der Mitgliedstaaten angestrebt[,]“76 weshalb der 

Rat als eines der Unionsorgane zusätzlich gesetzgeberisch tätig ist. Seit 2014 entschei-

det der Rat nach Art. 16 EUV i. V. m. Art. 238 AEUV in teilöffentlichen Sitzungen grund-

sätzlich mit qualifizierter Mehrheit. Art. 238 Abs. 4 AEUV sieht nach wie vor Einstimmig-

keit für ausgewählte in den Verträgen bestimmte Entscheidungen vor. Allerdings werden 

nun Partikularinteressen mit effizienter Entscheidungsfindung im Allgemeininteresse zu-

rückgestellt.77 Der Vertrag von Lissabon beachtet also die u.a. bei Scharpf geäußerte 

Kritik an den als „prohibitiven Transaktionskosten“ bezeichneten Konsensfindungskos-

ten nach Buchanan und drängt Vetooptionen zurück. Kompetenzzuwachs bedarf demo-

kratischer Kontrolle.78 

Im Gegensatz z. B. zu den Vereinten Nationen (UN) verfügt die EU als supranationaler 

Verbund über demokratische Elemente und bietet damit eine Chance auf legitimierte 

Verhandlungen bzgl. internationaler Klimaabkommen. Da die EU über eine eigene 

Rechtspersönlichkeit verfügt, kann sie selbst internationale Verträge aushandeln und 

abschließen, vgl. Art. 21 Abs. 2 und Art. 47 EUV. 

 

2.4 Integrationsmittel Primärrecht 

Als primäres Recht oder Acquis Communautaire wird die Summe aus EUV, AEUV, der 

Grundrechtecharta, fortgeltendem Recht aus Gründungsverträgen, Gewohnheitsrecht 

sowie Anhängen und Protokollen bezeichnet. Dieser gemeinsame Besitzstand an Recht 

ist gleichzeitig Grundlage und strukturgebend, d. h. er bestimmt auch, welche anschluss-

fähigen nationalen Regelungen die MS vorzuhalten haben.79 Er ist mit seinen Funktionen 

beständig angewachsen. Auch deswegen verhandeln die MS Ausnahmen in Protokollen 

und erzeugen wiederum uneinheitliche Rechtsstände. Der Vertrag von Lissabon besteht 

aus dem EUV, auch Vertrag über die EU, und dem AEUV, dem Vertrag über die Arbeits-

weise der EU. Beide Bestandteile ergänzen einander, wobei der AEUV präzisiert. Er 

löste den EGV ab und überführte den Gemeinschaftsbegriff zur echten Union.80  

 
75 Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 986. 
76 Bieber et al., 2021, S. 132. 
77 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 154.; Streinz, Ohler, Herrmann, 2008, S. 55. 
78 Vgl. Scharpf, 1994, S. 28 - 29. 
79 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 199. 
80 Vgl. Schäfer, Wessels in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 441 ff. 
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Rechtsstaatlichkeit stellt einen Wert und damit dynamischen Bestandteil der Integration 

dar. Das primäre Unionsrecht bildet heute die Legitimationsgrundlage für die Unionsbe-

fugnisse. Der Maßstab bleibt die unmittelbare Rechtswirkung – obwohl die Verträge seit 

Lissabon keinen Verfassungsrang mehr anstreben.  

Aus den zu Kapitel 2.1 erfolgten rechtlichen Betrachtungen ergibt sich, dass staatliche 

Souveränität und demokratische Legitimation nicht zwingend an den Nationalstaat ge-

bunden sind, wenn entsprechende Befugnisse einer supranationalen Institution übertra-

gen wurden. Art. 2 EUV bindet die MS an die Unionswerte.81 Dennoch ist der erreichte 

Vertragsstand nicht starr. Für Deutschland ist Art. 23 GG, der in anderem Wortlaut den 

Beitritt der DDR zur BRD eröffnete, die Integrationsöffnungsklausel. Um überhaupt an 

der EU mitwirken zu können, ermöglicht der Artikel die Abgabe von Teilsouveränität und 

regelt Belange der Bundesländer im Verhältnis zur EU.82 Mit Art. 48 Abs. 2 EUV können 

bei Bedarf per Vertragsänderung auch Zuständigkeiten renationalisiert werden. Mit Art. 

50 EUV besteht für die MS die Rückkehroption zur vollständigen Souveränität.83 

Gleichzeitig sieht Art. 7 EUV für die EU ein Frühwarnsystem und Sanktionsmöglichkeiten 

bei Rechtsbruch durch die MS vor. Die Rechtsfolgen sind abgestuft zwischen Empfeh-

lungen, Vertragsverletzungsverfahren bis hin zur Aussetzung vertraglicher Rechte.  

Historisch erweiterten die MS die Kompetenzen der EU, wobei das Primärrecht diese 

Kompetenzen definiert und abgrenzt. Mit dem Grundsatz der begrenzten Einzelermäch-

tigung erhält die EU nur dort Kompetenzen, wo diese explizit im Primärrecht beschrieben 

werden oder implizit aus diesem hervorgehen. Sie kann aus sich heraus keine eigenen 

Befugnisse schaffen und ist außerhalb ihrer ausschließlichen Zuständigkeit durch das 

Subsidiaritäts- und das Verhältnismäßigkeitsprinzip kompetenziell weiter einge-

schränkt.84 Damit bleibt die Delegation von Kompetenzen für die MS kontrollierbar.  

Die heterogenen Rechtskulturen der MS sind für den Integrationsprozess prägend. Ein 

regelgeleitetes Handeln politischer Akteure oder gar Verfassungspatriotismus wie in 

Deutschland ist nicht allen MS eigen. So werden Verrechtlichungen von europäischen 

Ideen wieder relativiert, wenn bspw. Nicht-Beistandsklauseln oder andere Sanktionen 

Anwendung finden sollen.85 Der Europäische Gerichtshof (EuGH) gilt als Motor der In-

tegration. Aus den Teilen von Kompetenzen leitete er eigene Interpretationsmuster und 

 
81 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 18. 
82 Art. 12 SächsVerf regelt die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten und die 
Beförderung des Zusammenwachsens Europas im Rahmen der sächsischen Länderkompetenzen in Fort-
setzung des Gedankens des Art. 23 GG, vgl. Degenhart, Meissner, 1997, S. 179 - 180. 
83 Vgl. Bieber et al., 2022, S. 113. 
84 Vgl. Streinz, 2019, S. 53. 
85 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 28; Streinz, Ohler, Herrmann, 2008, S. 9. 
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Möglichkeiten der Fortbildung spezifischen Unionsrechts ab und zwar autonom vom all-

gemeinen Völkerrecht.86  

Vor dem Hintergrund von Art. 3 EUV sind bei näherer Betrachtung, vgl. Abbildung, vier 

verschiedene Abstufungen unionaler Zuständigkeit festzustellen:  

 

Abbildung 1: Abstufung der Zuständigkeiten der EU 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Aus den Zuständigkeiten leiten sich unionale Handlungsbefugnisse, die Abstimmungs-

verfahren und die Wahl nachgeordneter sekundärer Rechtsakte ab, vgl. Art. 288 AEUV. 

Ausschließliche Zuständigkeit beinhaltet Wettbewerbspolitik zum Schutz des Binnen-

marktes und z. B. Angelegenheiten des gemeinsamen Außenzolls. Ausschließlich kann 

die EU in Art. 3 Abs. 1 AEUV abschließend genannte Bereiche, bspw. die Bedingungen 

für den Handel mit Dritten und die einheitliche Währung für den Binnenmarkt regeln, da 

 
86 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 106 - 108. 
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diese einheitlich geltenden Regeln „…aus naheliegenden Gründen nicht in den Zustän-

digkeitsbereich der EU-Mitgliedstaaten fallen können.“87 Die in Art. 4 AEUV nicht ab-

schließend aufgezählten geteilten Zuständigkeiten ermöglichen der EU und den MS ge-

meinsame Rechtsetzung und behalten den MS Regelungsbefugnisse vor, wenn und so-

weit die EU kein eigenes Recht gesetzt hat. Art. 4 Abs. 2 AEUV benennt für diese Zu-

ständigkeitsart Hauptbereiche, wie den Binnenmarkt, Umwelt, Energie und entspre-

chend der vertraglichen Bestimmungen auch die Sozialpolitik. Die Kommentarliteratur 

verweist auf die in Art. 151 ff. AEUV geregelte Sozialpolitik und lässt differenzierte Kom-

petenzen für die heterogenen sozialen Fragen erkennen.88 Inhaltlich weist die europäi-

sche Sozialpolitik nach Art. 153 AEUV Schwerpunkte hinsichtlich der Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik auf. 

Art. 5 AEUV wird als Sonderform der geteilten Zuständigkeit eingeordnet. Für die im 

Dialog wahrzunehmenden Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitiken wird die 

sog. weiche Koordinierung vorgesehen. Die drei Politiken sind Teil der Wirtschaftsord-

nung, sie bedingen einander, wobei im Koordinierungsprozess gemeinsame Ziele defi-

niert werden und an den best practice Handlungsweisen unter den MS aufwärts orientiert 

werden soll.89  

Für Art. 5 AEUV setzt europäisches Primärrecht einen Rahmen, in den sich im Rat zu 

koordinierende nationalstaatliche Regeln dieser Politikfelder zu integrieren haben. Die 

Koordinierung fördert den Wettbewerb nationaler Lösungen und zielt langfristig auf 

rechtliche Harmonisierung.90 Insbesondere für die „Angelegenheiten von gemeinsamem 

Interesse“ Wirtschaft und Beschäftigung nach Art. 5 i. V. m. Art. 119 ff. bzw. Art. 148 ff. 

AEUV greifen Instrumente der mitgliedstaatlichen Selbstkoordination, vgl. dazu auch Ka-

pitel 3.2. Deutlich abzugrenzen innerhalb Art. 5 AEUV ist die Sozialpolitik. Art. 5 Abs. 3 

AEUV eröffnet gemeinsame soziale Initiativen, die auf Freiwilligkeit im Mehrebenensys-

tem beruhen. Nach Art. 153 AEUV wirken europäische Ansätze ergänzend zu nationalen 

Regelungen und weisen der EU eine unterstützende Rolle zu. Die unterstützende Zu-

ständigkeit nach Art. 2 Abs. 5 AEUV erkennt die Bereiche an, in denen mitgliedstaatliche 

Kompetenzen bestehen. Der als abschließend zu betrachtende Katalog kann durch die 

EU mit offener Koordinierung unterstützt, koordiniert oder ergänzt werden und schließt 

offensive Harmonisierungen aus.91 

 
87 Nowak, 2011, S. 119. 
88 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 211. 
89 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 212–213; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 137 - 138. 
90 Vgl. Müller-Graff, Kainer in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 484. 
91 Vgl. Streinz, Ohler, Herrmann, 2008, S. 89–90; Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 214. 
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Die ergänzende schematische Abgrenzung hinsichtlich der unterschiedlichen supranati-

onalen Durchgriffsmöglichkeiten der EU in Abbildung 2 stellt die Zuständigkeiten nach 

Art. 4 und Art. 5 AEUV als „gemischt“ dar. 

Abbildung 2: Kompetenzverteilung im Mehrebenensystem 

 

Quelle: Bundeszentrale für Politische Bildung, 2021. 
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3 Binnenmarkt 

3.1 Wirtschaftsordnung 

3.1.1 Soziale Marktwirtschaft 

Schon die EWG richtete sich mit der Angleichung von Zollbestimmungen auf ähnliche 

Marktbedingungen aus. Aus dem Weißbuchprozess und der EEA leitete sich der stufen-

weise Abbau materieller, technischer und steuerlicher Schranken ab. Das dort erstmals 

vertraglich verankerte Ziel der Verwirklichung des einheitlichen Binnenmarktes findet 

sich heute in Art. 3 EUV. Der Artikel umfasst mit der Schaffung der Wirtschafts- und 

Währungsunion die für Bürger sichtbarste europäische Integrationsleistung, den Euro. 

Der Währungsunion gehören entsprechend der Konvergenzkriterien bislang erst acht-

zehn MS an. Mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt und dem Fiskalvertrag wurden 

weitere regelhafte Angleichungen mitgliedstaatlicher Politiken etabliert. Da die EU der-

zeit nicht als Transferunion – u. a. was das Soziale anbelangt – ausgestaltet ist,92 soll 

mit Blick auf den Fokus dieser Arbeit nicht vertieft auf den Aspekt der Währungsunion 

eingegangen werden. 

Der Binnenmarkt soll eine möglichst effiziente Ressourcenallokation innerhalb der EU 

bewirken93 und die globale Wettbewerbsfähigkeit erhöhen. „Der ideale Markt ist voll in-

tegriert, d. h. nur die direkten Produktionskosten und Präferenzen spielen eine Rolle - 

ein Produktmarkt, auf dem naturgemäß vollständige Information herrscht.“94 Art. 3 Abs. 

3 EUV beschreibt die wesentlichen Eckpunkte der sog. (da die Verträge seit Lissabon 

keinen Verfassungsrang mehr anstreben) europäischen Wirtschaftsverfassung: „nach-

haltige Entwicklung … ausgewogene[s] Wirtschaftswachstum[…], […] Preisstabilität, […] 

wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fort-

schritt abzielt.“ Die Eckpunkte der Wirtschaftsordnung bilden den Rahmen für suprana-

tionale Steuerung, weisen gegenseitige Abhängigkeiten auf und sollen möglichst im aus-

gewogenen Verhältnis stehen. 

Im Vergleich zum Europäischen Primärrecht trifft das Grundgesetz (GG) keine spezifi-

sche Aussage zur deutschen Wirtschaftsordnung. Art. 20a GG beinhaltet das Staatsziel 

„Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen“. Art. 

20 Abs. 1 GG definiert Deutschland als sozialen Bundesstaat.  

Jedoch bestimmt § 1 StabG zu dem in Art. 109 Abs. 2 GG geforderten gesamtwirtschaft-

lichen Gleichgewicht vergleichbare Eckpunkte. Eigentumsfreiheit, Berufs-, Gewerbe- 

 
92 Vgl. Kunstein in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 468 - 473. 
93 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 314. 
94 Wagener, Eger, 2014, S. 17. 
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und Unternehmerfreiheit schaffen Voraussetzungen für eine liberale Wirtschaftsord-

nung.95 Mit dem auch als wirtschaftspolitisches Magisches Viereck bezeichneten ge-

samtwirtschaftlichen Gleichgewicht weist das in der europäischen Wirtschaftsordnung 

erkennbare Magische Sechseck die in Abbildung 3 aufgeführten Unterschiede und Ge-

meinsamkeiten auf:  

 

Abbildung 3: Schematische Gegenüberstellung der Wirtschaftsordnungen 

Eckpunkte Deutschland: § 1 StabG Europa: Art. 3 EUV 

 stetiges und angemessenes                                   

Wirtschaftswachstum 

ausgewogenes                           

Wirtschaftswachstum 

 Stabilität des Preisniveaus Preisstabilität 

 hoher Beschäftigungsstand Vollbeschäftigung 

 außenwirtschaftliches                

Gleichgewicht 

wettbewerbsfähige Marktwirt-

schaft, Währungsunion  

  nachhaltige Entwicklung 

  sozialer Fortschritt 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Zusätzlich zur Forderung nach dem außenwirtschaftlichen Gleichgewicht verklammert 

Art. 109 Abs. 2 GG fiskalpolitisch mit unionsrechtlicher Haushaltsdisziplin. Auch auf 

Ebene der EU wird erkennbar versucht, „… ein umfassendes Instrumentarium zur Sta-

bilisierung der konjunkturellen Wirtschaftsentwicklung und zur Verhinderung nachfrage-

bedingter Arbeitslosigkeit zu schaffen.“96  

Weitere normative Aussagen der europäischen Wirtschaftsordnung trifft der AEUV. Be-

reits in der Präambel werden wirtschaftliche Aspekte hervorgehoben, u. a. der wirtschaft-

liche und soziale Fortschritt und Wettbewerb. Die Wirtschaftsverfassung ist ordoliberal 

beeinflusst97 und folgt dem Prinzip der Integration durch Recht. „[D]er Ordoliberalismus 

[hatte] ganz allein auf der Bedeutung von rechtlicher Rahmensetzung, einem Ordnungs-

gerüst aus (rechtlichen) Normen und einer regelbasierten Politik insistiert.“98 Das Modell 

einer funktionierenden Wettbewerbsordnung, die gesellschaftliche Vorgänge und markt-

wirtschaftliche Freiheiten organisiert, weist ähnliche Grundstrukturen der Sozialen 

 
95 Art. 14 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG.  
96 Klump, 2013, S. 160. 
97 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 593. 
98 Biebricher, Ptak, 2021, S. 236. 
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Marktwirtschaft in Deutschland auf.99 Setzt man keine vollständige Selbstorganisation 

des Marktes voraus, ist dieses Wirtschaftssystem anschlussfähig an die Smith´sche in-

visible hand und D. Ricardos komparative Vorteile.100 Die europäische Wirtschaftsord-

nung ist also zwischen zentral geleiteter Planwirtschaft und reiner Marktwirtschaft zu 

verorten. Wenngleich oben genannte Bestimmungsgrößen der Wirtschaftsverfassungen 

semantische Ähnlichkeiten aufweisen, kann nicht von übereinstimmenden Systemen 

ausgegangen werden.  

Das Prinzip des freien und nach innen offenen Wirtschaftsraums findet sich in verschie-

denen wirtschaftspolitischen Traditionen der MS.101 Art. 119 AEUV gilt als Grundsatz-

norm der europäischen Wirtschaftsverfassung102 und sieht für die Wirtschaftspolitik die 

enge Koordination der MS mit der EU, also keine ausschließliche Unionskompetenz vor. 

Hier findet sich das Motiv der „offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“ wieder. 

Der Artikel ist die wirtschaftspolitische Handlungsmaxime der EU, die Struktur- und Be-

schäftigungspolitik umfasst und Art. 3 Abs. 3 EUV konkretisiert.  

 

3.1.2 Binnenmarkt und Wettbewerb 

Ein solcher Markt braucht bzgl. der Produktionsfaktoren Freiheiten in einem grenzüber-

schreitenden Umfeld. Der Schutzbereich des Unionsrechtes bezieht sich nicht auf wirt-

schaftliche Freiheiten innerhalb, sondern auf Beschränkungen zwischen den MS.103 Art. 

26 Abs. 2 AEUV beinhaltet die Legaldefinition für den Binnenmarkt als einen „Raum ohne 

Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und 

Kapital gewährleistet ist.“  

Mit dem freien Warenverkehr nach Art. 28 - 32 AEUV wird Freihandel auf dem Gebiet 

der EU eröffnet. Damit entfallen Warenkontrollen, Zölle und Handelshemmnisse und 

Mehrwert- und Verbrauchssteuern sind intergouvernemental weitgehend harmonisiert. 

Der freie Kapital- und Zahlungsverkehr nach Art. 63 - 66 AEUV beseitigt Verkehrsbe-

schränkungen der Ressource Kapital im Binnenmarkt. Der freie Dienstleistungsverkehr 

nach Art. 56 - 62 AEUV sollte zunächst marktrelevante Tatbestände zwischen freiem 

Waren- und Kapitalverkehr auffangen. Durch die volkswirtschaftliche Bedeutung von 

Dienstleistungen in der EU und den breiten Anwendungsbereich wird diese Integrations-

leistung zum Kern des Binnenmarktes. Die Dienstleistungsfreiheit beinhaltet u. a. mit 

 
99 Vgl. Biebricher, Ptak, 2021, S. 86 - 93. 
100 Vgl. Priddat, 2009, S. 42. 
101 Vgl. Böttcher in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 474. 
102 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 589. 
103 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 1572–1574; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 399. 
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Erwerbszweck ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeiten natürlicher Personen.104 Die Arbeit-

nehmerfreizügigkeit nach Art. 45 - 48 AEUV ermöglicht „die Mobilität des Produktions-

faktors Arbeit“ bzw. „sich in den Mitgliedstaat zu begeben, in dem die Nachfrage nach 

[der] jeweiligen individuellen Qualifikation am größten ist.“105 

Die genannten vier Grundfreiheiten werden durch Rechtsprechung, Rechtsharmonisie-

rung und zusätzliches Unionsrecht hinsichtlich der Gleichbehandlung gegenüber Inlän-

dern ausgebaut.106 Sie sind die Basis der Institution Binnenmarkt und mit Schutzrechten, 

wie den Diskriminierungs- und Beschränkungsverboten, primärrechtlich verankert.107 Zur 

Durchsetzung dieser Marktfreiheiten leitet sich aus Art. 26 AEUV ein weiteres Integrati-

onsprinzip der EU ab:  

Die aktive Politik zur Harmonisierung nationaler Regeln v. a. durch sekundärrechtliche 

Unionsrechtsakte führt zu positiver Integration. Für eigene Unionsrechtsetzung sind 

Kompetenzen, Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit einzuhalten. Diese Form der In-

tegration führt zu Rechtssicherheit, Lückenschluss in den Unionsverträgen und höhere 

demokratische Legitimation. Durch negative Integration werden unverhältnismäßige, ab-

satzmindernde Transaktionskosten zwischen den MS aus den nationalen Marktregeln 

beseitigt. Da die Grundfreiheiten Verfügungsrechte begründen, schützt der EuGH mit 

richtungsweisender Rechtsprechung gegen die Anwendung diskriminierender nationaler 

Normen, er schöpft jedoch selbst kein Recht. Die EU leitet Harmonisierungsprozesse 

ein, die gemeinsam mit den MS Freihandel ermöglichen. In diese Harmonisierung be-

zieht die EU Anforderungen aus Art. 3 Abs. 3 EUV zur nachhaltigen Entwicklung ein.108 

Diese Marktintegration befördert ein System des unverfälschten Wettbewerbs, das zu-

nächst in Art. 3 Abs. 1 lit. g EGV und nun mit Protokoll Nr. 27 Bestandteil des Acquis 

Communautaire ist. In allen Marktmodellen werden unter der Rivalität von Wettbewerbs-

bedingungen Anreize erzeugt, die erhöhte Gewinne versprechen, effiziente Ressourcen-

verteilungen und Wohlfahrt bewirken. Der gemeinsame Markt und seine in Art. 26 AEUV 

garantierten Freiheiten sollen unverfälscht wirken können und sind bei Marktfehlern zu 

schützen vor: 109 

• wettbewerbswidrigem Handeln Privater, also Kartellbildung, Fusionen und miss-

bräuchlicher Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung durch Unterneh-

men mit EU-Wettbewerbsrecht i. e. S. nach Art. 101 – 106 AEUV und 

 
104 Vgl. Borchardt, 2020, S. 499. 
105 Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 464. 
106 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 269. 
107 Vgl. Herdegen, 2018, S. 298. 
108 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 643–645; Wagener, Eger, 2014, S. 100. 
109 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 219 - 221. 
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• wettbewerbsverzerrende Markteingriffe des Staates mit EU-Wettbewerbsrecht i. 

w. S. bzw. Kontrolle staatlicher Beihilfen nach Art. 107 – 109 AEUV.110 

Als Indizien für den ökonomischen und rechtlichen Erfolg des Binnenmarktes stellte die 

EU 2012 u. a. heraus: 

• Anstieg des Warenhandels im Binnenmarkt um 2.800 Mrd. € bis 2011, 

• Exportsteigerung um 1.000 .Mrd. € bis 2011, 

• durchschnittliche Einkommenserhöhung um 500 Euro pro Person, 

• Anstieg der Beschäftigung um 1,3 Prozent, d. h. 2,77 Mio. neue Arbeitsplätze, 

• wettbewerbsrechtliche Beschlüsse mit Vorteilen von 4 Mrd. € (Fusionskontrolle) 

im Jahr 2011, 

• Rückgang staatlicher Beihilfen von 0,28 Prozent des BIP auf 0,08 Prozent des 

Bruttoinlandsproduktes (BIP) im Jahr 2009.111 

Der Rückgang von Vertragsverletzungsverfahren sowie die Nutzung von Verbundvortei-

len, steigenden Skalenerträgen und verringerten Transaktionskosten sind dreißig Jahre 

nach dem Start des Binnenmarktes Teil seines Erfolges.112  

Mit der Etablierung und dem Schutz des Binnenmarktes sind weitere Politiken eng ver-

knüpft, für die sich gemeinsamer Klärungsbedarf anschließt: „Hierzu zählen unter ande-

rem die Zuständigkeiten der EU in der Steuerpolitik, der Sozialpolitik (insbesondere auch 

Teile des Arbeitsrechts), der Struktur- und Regionalpolitik […] und der Vernetzungspoli-

tik, […und] Umweltpolitik...“113 Für die Sozialpolitik bestehen solche Spillover u. a. in der 

Integrationsfähigkeit von Erwerbspersonen in den Arbeitsmarkt, der lokalen Verfügbar-

keit geeigneter Fachkräfte und der Anschlussfähigkeit von Ausbildungs- und Studienab-

schlüssen. 

 

3.2 Administration im Mehrebenensystem 

3.2.1 Harmonisierung und Subsidiarität 

Nachdem die europäische Marktordnung skizziert ist, wird weiter betrachtet, wie die 

Steuerung der wirtschaftspolitischen Ziele erfolgt und welche nachhaltigen und v. a. so-

zialen Ausprägungen der Binnenmarkt im Zusammenspiel mit den MS entfaltet. Mit Blick 

 
110 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 408 - 409. 
111 Vgl. Europäische Kommission, Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleistungen, 2013, S. 13 - 15. 
112 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 647; Mankiw, Taylor, 2018, S. 1094–1095; Wagener, Eger, 2014, S. 
259. 
113 Müller-Graf, Kainer in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 487. 
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auf die Forschungsfrage wird auf die mit abhängiger Erwerbsarbeit verbundene Arbeit-

nehmerfreizügigkeit näher eingegangen.  

Die „Wirtschaftsunion baut […] mit dem Binnenmarkt auf der dezentralen Struktur der 

Union auf. […] Der EU sind abgesehen von den Außenhandelsbeziehungen, der Wett-

bewerbs-, der Agrar- sowie der Strukturpolitik und Regionalpolitik keine Kompetenzen 

für eine zentrale Wirtschaftspolitik übertragen worden.“114 Wirtschaftspolitik wird v. a. von 

den MS verantwortet.115 

Entsprechend dem politikübergreifenden Subsidiaritätsprinzip als vom Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz der Regelungsintensität flankierte Kompetenzausübungsregel wird die 

EU außerhalb ihrer ausschließlichen Zuständigkeit nur tätig, wenn nationalstaatliche 

Maßnahmen gemeinsame Ziele verfehlen würden.116 Als Anerkennung nationaler Iden-

titäten 1992 eingeführt, fragt die Subsidiaritätsregel zunächst nach der Effizienz mitglied-

staatlicher Maßnahmen und anschließend nach dem Mehrwert möglichen Unionshan-

delns. Das gerichtlich überprüfbare Rechtsprinzip mit Verfassungsrang erwies sich in 

der Praxis allerdings nicht als objektive Kompetenzausübungsschranke.117 

Die systematische Einordnung der Unionspolitiken nach Kompetenzen wurde in Kapitel 

2.4 vorgestellt. Nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung sowie Art. 2 Abs. 

2 i. V. m. Art. 4 und 5 AEUV ist für die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik die mit-

gliedstaatliche Selbstkoordination vorgesehen. Zur Abstimmung der Wirtschafts-, Haus-

halts-, Arbeits- und Sozialpolitik wurde 2011 das Europäische Semester als Rahmen-

werk bzw. verzahntes Steuerungssystem zwischen der EU und den MS eingeführt, das 

auf Art. 121, 148 ff., 153 AEUV und der VO Nr. 1175/2011 beruht. Aufbauend auf der 

einheitlichen Lageanalyse und Ergebnissen der MS erstellt der Rat Schlussfolgerungen, 

in die der Europäische Rat Leitlinien aus bislang integrierten EU-Strategien einarbeitet. 

Diese Schlussfolgerungen werden durch die MS in Nationale Reformpläne überführt, die 

in länderspezifische Empfehlungen der Kommission münden.118 Die MS sind gehalten, 

die Empfehlungen in ihren nationalen Politiken und der Haushaltsplanung zu berücksich-

tigen. Diese weiche Koordinierung basiert auf Freiwilligkeit der MS und ist nicht sankti-

onsbewehrt ausgestaltet. In den Etappen Schlussfolgerung, Nationaler Reformplan, na-

tionale Politiken sind Grundzüge eines Controllingkreislaufes angelegt. Um makroöko-

 
114 Böttger in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 474. 
115 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 206. 
116 Vgl. Nowak, 2011, S. 118. 
117 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 174; Borchardt, 2020, S. 252–253; Wagener, Eger, 
2014, S. 98. 
118 Vgl. Böttcher in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 476–477; Rat der EU und Europäischer Rat, 2022. 
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nomische Ungleichgewichte auszugleichen, die Ziele des Art. 3 Abs. 3 EUV einschließ-

lich haushalterischer Vorgaben des sog. Fiskalpaktes119 umzusetzen sowie einen Stra-

tegiekatalog, aus bspw. den Beschäftigungspolitischen Leitlinien oder der Europäischen 

Säule sozialer Rechte (ESSR)120 zu operationalisieren, erfolgt das Controlling zu Län-

derergebnissen mit Hilfe einheitlicher Definitionen und eines Scoreboards.121     

 

3.2.2 Nachhaltigkeit und Soziales im Magischen Vieleck 

Das in Art. 3 Abs. 3 EUV bestimmte Ziel der ausgewogenen und nachhaltigen Entwick-

lung bezieht sich auf Preisstabilität, technischen Fortschritt, soziale Elemente der Markt-

wirtschaft und Umweltqualität innerhalb von Nachhaltigkeit.122 Art. 11 AEUV geht als 

Querschnittsklausel des Umweltschutzes auf internationale Zielbestimmungen der drei 

Sphären Ökonomie, Ökologie und Soziales sowie den zeitlichen Aspekt der Generatio-

nengerechtigkeit ein.123 Die umweltpolitischen Ziele des Art. 191 AEUV werden in der 

Kommentarliteratur jedoch so eingeordnet, dass sie „auf Konjunkturzyklen und das ge-

samtwirtschaftliche Gleichgewicht […] Rücksicht zu nehmen ha[ben] und […] ihre wirt-

schaftliche und soziale Entwicklung nicht durch ein zu hohes Schutzniveau grundsätzlich 

gefährden d[ürfen].“124 Auch dient das in Art. 114 Abs. 3 AEUV geforderte hohe Schutz-

niveau im Umweltschutz laut Kommentarliteratur allein dem Bestandsschutz höherer na-

tionaler Standards im Rahmen der Rechtsharmonisierung. In internationalen Abkommen 

sorgt die EU für eine Mindestharmonisierung unter den MS.125  

In der Literatur erfolgt für den Begriff der Sozialen Marktwirtschaft eine direkte Bezug-

nahme auf das Ziel sozialer Fortschritt und mit den Art. 9 und Art.151 AEUV auf flankie-

rende Sozialvorschriften des Unionsrechts. Dagegen wird erneut das liberale Marktmo-

dell betont - so in Art. 345 AEUV,126 der die Eigentumsordnungen grundsätzlich den MS 

zuweist, und der Anerkennung von Freiheiten in den Art. 15, 16 und 17 GRCh.  

Die EU ist bestrebt, nachhaltige Entwicklung und soziale Aspekte mit Hilfe von Strategien 

in Governance-Prozesse zu implementieren, bspw. mit dem Aktionsplan zur ESSR oder 

 
119 Vgl. Herdegen, 2018, S. 427. 
120 Europäische Kommission, Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Inklusion, 2022; Europäische 
Kommission, Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Inklusion, 2017. 
121 Vgl. eurostat, 2022. 
122 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 56 - 59. 
123 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 531. 
124 Calliess, Ruffert, 2016, S. 1922. 
125 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 1527; Pufé, 2014, S. 168 - 170. 
126 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 58. 
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dem Europäischen Grünen Deal,127 wobei die EU mit sozialen und ressourcenschonen-

den Zielen die Wettbewerbsfähigkeit in der Programmatik des Art. 119 AEUV zukunfts-

fähig ausbauen will. 

 

3.2.3 Arbeitnehmerfreizügigkeit 

Ausgehend vom Binnenmarktziel eröffnet die Verfügbarkeit des Produktionsfaktors Ar-

beit oder Freizügigkeit von Personen, d. h. a) als Niederlassungsfreiheit innerhalb der 

Dienstleistungsfreiheit und b) in Form der Arbeitnehmerfreizügigkeit, eine Grundfreiheit 

in der europäischen Binnenmarkt- und Wettbewerbsidee. Der Unionsbürger genießt ei-

gene Freizügigkeitsrechte nach Art. 21 AEUV, jedoch kommt ihm eine funktionale Rolle 

im Wirtschaftsgeschehen zu, indem er als homo oeconomicus handelt und spezifische 

Qualifikationen nachfragekonform am europaweiten Arbeitsmarkt anbietet. Während die 

Bereitschaft zur grenzüberschreitenden Mobilität vorausgesetzt wird, ergeben sich indi-

viduell-persönliche Fragestellungen nach sozialem Schutz.128 Die in Art. 45 AEUV und 

im Sekundärrecht nach 46 - 48 AEUV näher auszugestaltende Arbeitnehmerfreizügigkeit 

gewährt Arbeitnehmern hinsichtlich Beschäftigung, Entlohnung und Arbeitsbedingungen 

wie die Inländer behandelt zu werden. Art. 18 AEUV verbietet die Diskriminierung auf-

grund der Staatsangehörigkeit grundsätzlich. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit als „Grund-

pfeiler des Binnenmarktes“129 wird durch unionale Grundrechte und nationalstaatliche 

Eingriffe näher bestimmt und als spezielle Antidiskriminierung ausgestaltet.130 Der Ar-

beitnehmerbegriff bestimmt sich nach der einheitlichen Rechtsprechung des EuGH und 

beinhaltet die weisungsgebundene Leistungserbringung durch Arbeitnehmer aus den 

EU-MS mit Vergütung als Gegenleistung. Die Tätigkeiten müssen nicht ausschließlich 

wirtschaftlicher Art sein und beziehen sich auf den Ort, an dem sie entstehen oder ihre 

Wirkung entfalten.131 Das bezieht bspw. Arbeitsverhältnisse mit grenzübergreifender 

Kreativleistung im Homeoffice mit ein, es betrifft Pendler, Grenzgänger, Beschäftigte in 

Leiharbeitsverhältnissen und innereuropäische Migration.  

Die Freizügigkeit verpflichtet die MS und öffentliche Aufgaben wahrnehmende Institutio-

nen, direkte und indirekte Schranken im Vergleich zu Inländern abzubauen.132 Aus der 

vielgestaltigen Lebenswirklichkeit ergeben sich für die MS mit der Arbeitnehmerfreizü-

gigkeit und deren Begleitrechten zusammenhängende soziale Aufgaben, wie z. B. Ge-

staltung des Zugangs zu Sozialleistungen, Vermeidung steuerlicher Schlechterstellung, 

 
127 Vgl. Europäische Kommission, 2021; Europäische Kommission, 2019. 
128 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 464 - 465. 
129 Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 331. 
130 Vgl. Herdegen, 2018, S. 303. 
131 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 464 - 472. 
132 Vgl. Streinz, 2019, S. 342. 
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Anerkennung von Qualifikationen, Zugang zu Wohnraum, Zugang zu Gewerkschaften, 

Freizügigkeit für Familienangehörige, Bildung für mitgereiste Kinder usw. bis hin zur In-

tegration des betreffenden Personenkreises als Unionsbürger.133 

Solche zusätzlichen sozialen Rechte sind eng an den Tatbestand Erwerbstätigkeit ge-

bunden. Verliert der Arbeitnehmer unfreiwillig sein existenzsicherndes Beschäftigungs-

verhältnis und kann keine selbständige Erwerbstätigkeit, ausreichende Existenzmittel 

oder ein berufsqualifizierendes Studium vorweisen, greifen Sanktionen nach Art. 7 Abs. 

3 RL 2004/38/EG i. V. m. Art. 21 AEUV, die die Freizügigkeit nach Ablauf von drei Mo-

naten dem nationalen Aufenthaltsrecht unterstellen. Zwar genießen Arbeitslose im bes-

treffenden MS noch Rechte und nach fünf Jahren besteht ein Anrecht auf den Dauer-

aufenthalt,134 jedoch wird eine restriktive, gewinnorientierte Prägung dieser Freizügigkeit 

deutlich. 

 

3.2.4 Beschäftigung 

Die Idee des Binnenmarktes beschränkt sich nicht nur auf eine weit ausgelegte Freizü-

gigkeit für Arbeitnehmer, sondern flankiert die Ressourcenallokation durch Beschäfti-

gungspolitik nach Art. 145 – 150 AEUV. Die EU wirkt auf eine Beschäftigungsstrategie 

hin, die „die Förderung der Qualifizierung, Ausbildung und Anpassungsfähigkeit der Ar-

beitnehmer“ im Binnenmarkt in den Blick nimmt. Mit den Harmonisierungsinstrumenten 

informieren sich die MS gegenseitig, stimmen ihre nationalen Arbeitsmarktpolitiken auf-

einander ab und können innovative Beschäftigungsmaßnahmen fördern. Beschäfti-

gungspolitik fußt auf Art. 3 Abs. 3 EUV, der Vollbeschäftigung anstrebt, und beinhaltet 

u. a. marktkonforme Qualifizierung, Anpassung von Arbeitnehmern an wirtschaftlichen 

Wandel und der Schaffung und dem Erhalt von Beschäftigungsfähigkeit.135 Art. 146 Abs. 

1 AEUV ordnet Beschäftigungs- sachlogisch der Wirtschaftspolitik zu. 

Für die Harmonisierung von Wachstum und Beschäftigung hört und bezieht der Soziale 

Dialog mit den Sozialpartnern die Netzwerkpartner auf europäischer Ebene nach Art. 

152 AEUV ein. Grenzübergreifende Verbandsstrukturen zur Lohnbildung sind jedoch 

(noch) nicht grenzüberschreitend arbeitsfähig.136 Die Europäische Arbeitsbehörde ELA 

(European Labour Authority) unterstützt nationale Behörden bei der Zusammenarbeit 

und hilft bei der Durchsetzung von Vorschriften zur fairen grenzüberschreitenden Ar-

beitskräftemobilität.137 Als weitere Governance-Struktur unterstützt EURES (EURopean 

 
133 Vgl. Streinz, 2019, S. 378 - 379. 
134 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 478; Calliess, Ruffert, 2016, S. 856 - 857.; Borchardt, 
2020, S. 164 - 165. 
135 Vgl. Maurer in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 105–106; Calliess, Ruffert, 2016, S. 1686 - 1689. 
136 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 658; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 504 - 505. 
137 Vgl. European Labour Authority, 2022a. 



 

29 

Employment Services) seit 1993 Arbeitnehmer und Arbeitgeber direkt bei der grenzüber-

greifenden Arbeitsvermittlung.138 

Der in Art. 162 - 164 AEUV verankerte Europäische Sozialfonds (ESF) unterstützt als 

ältestes Instrument europäischer Beschäftigungsförderung seit 1958 die MS bei der Be-

schäftigungsförderung, Bildung, Internationalisierung und Hebung von Lebensstandards 

für Betroffene von Strukturwandel. Der Fonds ist gekennzeichnet durch zentrale Schwer-

punktsetzungen und dezentrale, d. h. nationalstaatliche, Verantwortung für Programme 

zur Förderung von beruflicher und örtlicher Mobilität am Arbeitsmarkt. Der ESF ergänzt 

nach dem Subsidiaritätsprinzip nationales und regionales Handeln und ist das zentrale, 

aktivierende, beschäftigungspolitische Instrument der EU in den Regionen.139 In der För-

derperiode 2014 bis 2020 stellte die EU für den Fonds 80,3 Mrd. € bereit, davon erhielt 

Deutschland einen Anteil von 6,7 Mrd. € und der Freistaat Sachsen administrierte davon 

673 Mio. €.140 Für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), der In-

vestitionen für regionales Wirtschaftswachstum und den Arbeitsmarkt sowie europäische 

territoriale Zusammenarbeit unterstützt, stellte die EU im selben Zeitraum 199 Mrd. € 

bereit, auf 1,9 Mrd. € belief sich der Anteil Sachsens.141 Gemäß Art. 3 VO Nr. 2019/1755 

richten sich regionalpolitische Rechtsakte an Gebiete mit max. 800.000 Einwohnern 

(NUTS 3) und einer örtlich befugten Verwaltung, wobei der Freistaat Sachsen drei NUTS 

3-Gebiete repräsentiert. Diese strukturpolitischen Eingriffe der EU nach Art. 174 und Art. 

175 AEUV im Zusammenwirken mit den Regionen bewirken einen zwischenstaatlichen 

horizontalen Finanzausgleich.142    

 

3.2.5 Deutsche Kompetenz für Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 

Auf die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts verpflichtet Art. 109 

Abs. 2 GG neben dem Bund auch die Länder im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. Staatli-

che Befugnisse der Gesetzgebung und des Vollzugs weist Art. 30 GG zunächst den 

Ländern zu. Die Verfassung konkretisiert die weiteren ausschließlichen und konkurrie-

renden Gesetzgebungskompetenzen in den Art. 70 - 74 GG. Diese Aufgabenteilung in 

der Rechtsetzung findet im EUZBLG ergänzende Zuständigkeits- und Verfahrensregeln 

in europäischen Angelegenheiten. Die Bundesländer wirken entlang der deutschen 

Kompetenzordnung über den Bundesrat an der Entscheidungsfindung mit. § 4 Abs. 1 

EUZBLG bezieht Ländervertreter in die Abstimmung deutscher Positionen ein und § 8 

 
138 Vgl. European Labour Authority, 2022b. 
139 Vgl. Eichenhofer, 2018, S. 273–275; Bieber et al., 2021, S. 553. 
140 Vgl. Europäische Kommission, Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Inklusion, 2014; Sächsi-
sches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 2022. 
141 Vgl. Europäisches Parlament, 2022a; Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr, 2021. 
142 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 712. 
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des Gesetzes ermöglicht Länderbüros für den direkten Kontakt zu europäischen Institu-

tionen, denen jedoch keine diplomatische Rolle zukommt.  

Die Legislative des Freistaates Sachsen hat vorrangiges Bundesrecht zu beachten, 

wodurch v. a. für soziale und ökologische Landesregeln begrenzte Gesetzgebungskom-

petenz verbleibt. Art. 7, 28 und 31 SächsVerf und § 2 Abs. 1 SächsLKrO bzw. § 2 Abs. 

1 SächsGemO143 weisen der regionalen und kommunalen Ebene in Sachsen ergän-

zende Handlungsspielräume zu. Deklaratorisch gewährt die Landesverfassung Grund-

freiheiten als Basis einer Marktwirtschaft, wie die Berufs- und Gewerbefreiheit und Recht 

auf Eigentum, vgl. Art. 28 und Art. 31 SächsVerf. Aus dem Recht auf Arbeit in Art. 7 

SächsVerf kann nur beschränkte Verbindlichkeit und die Verpflichtung des Landes auf 

eine vorausschauende, aktive Arbeitsmarktpolitik abgeleitet werden. Diese aktive Ar-

beitsmarkt- bzw. Beschäftigungspolitik findet ihren praktischen Ausdruck u. a. in der An-

wendung des Operationellen Programmes für den ESF.144 

 

3.3 Interdisziplinäre Betrachtung 

3.3.1 Wirtschaftsordnung und Optimum 

Die historische Entwicklung der EU, die EUV-Präambel und „… eine[…] immer en-

gere[…] Union der Völker Europas …“ (Art. 1 Abs. 2 EUV) lassen einen Integrationspro-

zess erkennen, wobei die weitere Entwicklung und damit die Finalität der EU offen-

bleibt.145 Vorerst bleiben Legitimation und Verteilungsfragen aktuelle Herausforderun-

gen. Aus den bisher der EU übertragenen Kompetenzen, der Ausgestaltung des Binnen-

marktes, den Anreizen der Strukturfonds ESF und EFRE sowie den mit dem Europäi-

schen Semester etablierten Controllingstrukturen lässt sich ein Trend zur Wirtschafts-

union ableiten.146  

Um in einer Sozialen Marktwirtschaft wirksam innerhalb der Eckpunkte des Sechsecks 

steuern zu können, bedarf es gemeinschaftlicher Werturteile zum anzustrebenden Opti-

mum. Ein Höchstmaß an Nutzen für alle Unionsbürger bedeutet nach dem Pareto-Krite-

rium, dass „kein Individuum mehr bessergestellt werden kann, ohne dass ein anderes 

Individuum sich schlechter stellt.“147 Daraus lassen sich Produktions- und Marktbedin-

gungen sowie mögliche Wettbewerbsgleichgewichte ableiten. Das Wohlfahrtsoptimum 

 
143 Für die kommunale Ebene bestimmt die Vorsorge „…für das soziale […] und wirtschaftliche Wohl ihrer 
Einwohner…“ das in SächsGemO und SächsLKrO wortgleich definierte Wirkungsfeld. 
144 Vgl. Degenhart, Meissner, 1997, S. 161–163; Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr, 2020. 
145 Vgl. Bieber et al., 2022, S. 104 - 105. 
146 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 323 - 333. 
147 Klump, 2013, S. 236. 
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ermitteln alle Bürger über Wahlen zu einer demokratischen Vertretung.148 Zu Kompe-

tenzverteilungen im Mehrebenensystem der Eckpunkte sozialer Fortschritt und nachhal-

tige Entwicklung innerhalb der europäischen Wirtschaftsordnung wird in den Kapiteln 4 

und 5 ausgeführt. 

 

3.3.2 Bestimmungsgrößen des Faktors Arbeit in der Wirtschaftsordnung 

Im Nachkriegsdeutschland galten die schlichten Formeln „Wohlstand durch Wachstum“ 

und „Wohlstand für alle“. Nach dem Okunschen Gesetz korreliert das mit Hilfe des BIP 

gemessene Wirtschaftswachstum mit dem Rückgang von Arbeitslosigkeit und gilt daher 

als Lösungsansatz für ökonomische und politische Herausforderungen zahlreicher Ge-

sellschaften.149 Nicht ohne Grund ist dieses Ziel stetigen Wachstums Bestandteil der 

Magischen Vielecke in den Sozialen Marktwirtschaften Deutschlands und der EU.  

Arbeit als Produktionsfaktor wird als heterogene Leistung auf segmentierten Teilmärkten 

angeboten. Der Preis für Erwerbsarbeit differiert nach unterschiedlichen Kriterien, bspw. 

der regionalen Verfügbarkeit, der auszuführenden Tätigkeit, der Mitbewerberzahl, der 

Qualifikation und individuellen Einflüssen, wie einer gemeinsamen Sprache.150 Neben 

der Nutzung von Vermögen ermöglicht abhängig Beschäftigten zunächst der Lohn aus 

Erwerbsarbeit den Lebensunterhalt und die soziale Teilhabe. Mit der Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik sowie nationalen bzw. regionalen Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-

vertretungen ist die Primärverteilung der Erwerbseinkommen national organisiert.  

Nicht alle Mitglieder der Gesellschaft sind als Erwerbspersonen für den Arbeitsmarkt 

verfügbar. Bei Personen, die unfreiwillig ohne Arbeit und bereit sind, zum vorhandenen 

Lohnniveau zu arbeiten, kann ein vorübergehender Mismatch im Suchprozess bestehen. 

Arbeitslosigkeit kann aus konjunkturellen Schwankungen unterliegender (geringer) 

Nachfrage entstehen.151 Dagegen werden Arbeitskräfte am Markt weniger nachgefragt, 

wenn Löhne als zu hoch eingeschätzt werden. „Strukturelle Arbeitslosigkeit, […] resul-

tiert [daraus], dass die Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze nicht ausreicht, um jedem Ar-

beitswilligen einen Arbeitsplatz zu geben.“152 Negative Folgen von andauernder Be-

schäftigungslosigkeit bestehen neben fehlender Entlohnung in Armut, gesundheitlichen 

Einschränkungen, Rückgang von Selbstwertgefühl und Beschäftigungsfähigkeit. Aus ge-

sellschaftlicher Sicht findet keine Verwertung der Arbeitsleistung im Wirtschaftsprozess 

statt, dagegen werden Sozialleistungen beansprucht, die Integration in Familie und Ge-

meinschaft kann beeinträchtigt sein.153  

 
148 Vgl. Klump, 2013, S. 236–237; Priddat, 2009, S. 41 - 43. 
149 Vgl. Raworth, 2021, S. 52 - 53.; Wagener, Eger, 2014, S. 330. 
150 Vgl. Bontrup, 2008, S. 105; Mankiw, Taylor, 2018, S. 509. 
151 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 709–711; Klump, 2013, S. 149 - 152. 
152 Mankiw, Taylor, 2018, S. 713. 
153 Vgl. Eichenhofer, 2013, S. 65–69; Mankiw, Taylor, 2018, S. 727. 
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Die Feststellung von nicht optimalen Verteilungsergebnissen der Einkommen und die 

Einsicht, dass Einzelne ihren Grundbedarf nicht am Markt erzielen können, rechtfertigen 

staatliche Eingriffe. Ordoliberale anerkannten diese gesellschaftlichen Realitäten und or-

ganisierten die Selbstregulierung bzw. sicherten den marktwirtschaftlichen Prozess, in-

dem die Marktwirtschaft Deutschlands mit dem StabG sozial ausgestaltet wurde.154 Die 

Sekundärverteilung über redistributive Steuern und soziale Sicherungssysteme sowie 

die Beschäftigungspolitik bedürfen des bedarfsgerechten Einsatzes. Um individuelle An-

reize zum Einsatz des Produktionsfaktors Arbeit zu erhalten und die sog. Armutsfalle zu 

umgehen, sollte Abstand zwischen dem aus staatlicher Umverteilung resultierenden So-

zialleistungsstandard und dem am Markt erzielbaren Arbeitslohn gewahrt werden.155 

Eigentumsrechte als Teil der Wirtschaftsordnung berechtigen Individuen zur Machtaus-

übung über Ressourcen in ihrem Besitz. In Deutschland soll Eigentum nach Art. 14 Abs. 

2 GG dem Allgemeinwohl dienen, das Besteuerungsrecht oder Beitragspflichten zu So-

zialversicherungen sind Beispiele dieser Sozialbindung. Art. 345 AEUV und Art. 17 

GRCh stützen auf EU-Ebene keine Eigentumsgarantie, überformen jedoch nationales 

Eigentumsrecht nicht.156 Nach 153 Abs. 4 AEUV bleibt für soziale Fragen das finanzielle 

Gleichgewicht der MS insgesamt gewahrt, wodurch prägende Umverteilungsmaßnah-

men oder gar eine europäische Transferunion eingehegt werden. Der sozialen Frage 

soll unter Kapitel 4.2 nachgegangen werden. 

 

3.3.3 Betrachtungen zu Nachhaltigkeit   

Die wachstumsorientierte Wirtschaftsordnung basiert in Europa auf dem Binnenmarkt-

zugang, außerdem nach R. Solow auf technischem Fortschritt und dessen Umsetzung 

sowie auf effizienter Ressourcennutzung.157 Bereits dem technischen Fortschritt können 

gegenläufige Wirkungen von Rebound-Effekt und Collingridge-Dilemma gegenüberste-

hen.  

Der Einsatz innovativer technischer Lösungen kann einerseits zu Kostensenkungen füh-

ren, die jedoch Konsumsteigerungen nach sich ziehen und an anderer Stelle Ressour-

cenverbrauch derart steigern, dass Umwelt und Klima verhältnismäßig stärker beein-

trächtigt werden als ohne die vermeintlich fortschrittliche Neuerung. Werden bspw. effi-

zientere Fertigungsmethoden bei Verbrennungsmotoren in geringere Fahrzeugpreise 

übertragen, bestanden für Verbraucher bislang stärkere Anreize, a) überhaupt in einen 

PKW oder b) schneller in einen leistungsstärkeren PKW zu investieren. Dieser sog. 

 
154 Vgl. Bontrup, 2008, S. 18–19; Breyer, Buchholz, 2009, S. 2; Biebricher, Ptak, 2021, S. 79 - 90. 
155 Vgl. van Suntum, 2013, S. 302–303; Eichenhofer, 2013, S. 78. 
156 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 693–694; Breyer, Buchholz, 2009, S. 31–32; Hofmann, Hopfauf, 2011, S. 
497–510; Calliess, Ruffert, 2016, S. 2692 - 2695; 2857. 
157 Vgl. Raworth, 2021, S. 315. 
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Rebound-Effekt158 wird im Fall der Automobilindustrie sogar durch das Collingridge-Di-

lemma begleitet. „Zum Zeitpunkt einfacher Änderungsmöglichkeit kann der Bedarf dazu 

(noch) nicht eingeplant sein. Wenn Änderungsbedarf offensichtlich wird, ist er teuer, 

schwierig und zeitaufwendig geworden.“159 Bspw. sind fossile Antriebstechniken ein-

schließlich der Infrastrukturen lange Zeit über richtungsweisend oder gar beherrschend 

am Markt vorhanden. Dagegen sind alternative Antriebsmethoden noch nicht hinrei-

chend bekannt, etabliert oder ihre Nebenwirkungen nicht vollständig transparent. Die 

vorhandene Lösung begründet eine Tendenz zur Pfadabhängigkeit, so auch bei der 

Energiewende.160 Das Dilemma lässt sich durch Risikomanagement bzgl. Ressourcen-

abhängigkeiten und Technikfolgen minimieren, zeigt jedoch, dass Informations- und Ent-

deckungsfunktionen des Marktes begrenzt sein können. Technischer Fortschritt ist mit 

solchen multikausalen Effekten verbunden. Sobald beim Einsatz von Innovationen Res-

sourcen optimiert werden sollen, ergibt sich Informationsaufwand und Steuerungsbe-

darf.161 

Der Wirtschaftsprozess nutzt die Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital. Der 

Einsatz der zum Wirtschaften erforderlichen Mittel kann nur zum Marktpreis als Indikator 

von Knappheit abgegolten werden, wenn diese Ressourcen Marktmechanismen unter-

liegen. Als negative externe Effekte werden Kosten „der Entscheidung einer Person [be-

zeichnet], die von dieser nicht berücksichtigt wurden und die das ökonomische Wohler-

gehen eines unbeteiligten Dritten beeinflussen.“162 Bspw. wird die Nutzung von Luft bei 

der Herstellung von Gütern und Leistungen zunächst nicht ausgeschlossen oder regle-

mentiert. Kosten für Luftverschmutzung mit Schadstoffen bildet der eigennutzorientierte 

Unternehmer als Verursacher nicht ohne äußeren Zwang im Preis seiner Produkte ab, 

um sich keinen Wettbewerbsnachteilen auszusetzen. Die steigende Anreicherung der 

Erdatmosphäre mit bestimmten Gasen163 ruft Erderwärmung hervor. Für den durch den 

sog. Treibhauseffekt erzeugten Klimawandel sind lebensfeindliche Folgewirkungen vo-

rausberechnet. Diese externen Kosten sind also von der Allgemeinheit zu tragen. Im Fall 

des den Treibhauseffekt fördernden Kohlendioxid (CO2) umfasst die Allgemeinheit tat-

sächlich die Weltbevölkerung einschließlich ihrer Nachkommen. Um die Erderwärmung 

auf 1,5 bis 2 Grad Celsius in Bezug auf das vorindustrielle Niveau einzudämmen, ist der 

CO2-Ausstoß zu reglementieren.164 „Unter Allmende versteht man die teilbaren Ressour-

cen in Natur und Gesellschaft, die Menschen gemeinsam nutzen und regeln, statt sich 

 
158 Vgl. Umweltbundesamt, 2019; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 39. 
159 Vgl. Collingridge, 1980, S. 11. 
160 Vgl. Edenhofer, Jakob, 2017, S. 36 - 37. 
161 Vgl. Hubert, 2020, S. 140 - 144. 
162 Mankiw, Taylor, 2018, S. 11. 
163 Neben CO2  erzeugen weitere Stoffe, wie bspw. Methan, Ozon oder Schwefelhexafluorid den Treib-
hauseffekt. Sie werden CO2-Äquivalente (CO2e) genannt, vgl. Hauff, Schulz, Wagner, 2018, S. 102. 
164 Vgl. Hubert, 2020, S. 42–45; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 11–15; IPCC, 2022, S. 29 - 35. 
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dafür auf den Staat oder den Markt zu verlassen.“165 Die Rivalität um die Nutzung des 

gemeinschaftlichen Gutes erschöpft dieses und schränkt seine weitere Verwertung ein. 

Für die Regelung supranationaler Fragen bieten sich Verhandlungen durch staatliche 

Strukturen an. „Da die Atmosphäre ein Gemeinschaftsgut der gesamten Menschheit ist, 

bedarf es einer globalen Vereinbarung, die festlegt, wie dieser Deponieraum von allen 

nachhaltig genutzt werden kann.“166 

Im Jahr 1713 wurde der Zusammenhang zwischen Gewinnen aus dem Bergbau und der 

dauerhaften Verfügbarkeit von sächsischem Holz erkannt. Die grundsätzlich regenera-

tive, knappe Ressource Wald sollte so nachgehalten werden, dass der Produktionspro-

zess besonders nachgefragter Erze nicht beeinträchtigt wird.167 Allerdings bildeten Wirt-

schaftswissenschaftler mit dem Produktionsfaktor Land verbundene Wirkungszusam-

menhänge in ihren Theorien zunächst nicht hinreichend ab.168 Im Zusammenhang mit 

Mittelverbrauch in Wirtschaftsabläufen wurden Dynamiken, d. h. beschleunigte Verän-

derungsgrade im Zeitablauf, und Komplexität festgestellt, also Verknüpfungen, gegen-

seitige Abhängigkeiten oder Interaktionen.169 

Der Bericht des Club of Rome simulierte 1972 computergestützt den fortschreitenden 

Ressourcenverbrauch unter Beachtung verschiedener komplex-dynamischer Wechsel-

wirkungen bspw. zwischen Energiebedarf, Bevölkerungsdichte, Landnutzung oder Ver-

fügbarkeit von Nahrung in Szenarien und wies erstmals auf Grenzen des Wachstums 

hin. Eine Neuauflage des Versuchs veröffentlichten die Autoren 2006. Die systemische 

Modellrechnung und ausgewählte Annahmen wurden von der Forschung infrage gestellt 

und die generelle Unvereinbarkeit von Wirtschaft und Ökologie widerlegt: Einerseits 

bringt der Markt durchaus umweltschonende Lösungen hervor und andererseits wird 

sich durch sinkende Vorräte fossiler Energieträger deren Knappheit im Preis abbilden 

und die Nachfrage nach rentableren Energien steigern.170 Bestehen blieben eine deutli-

che Warnung vor übermäßigem Ressourcenverzehr, unterschiedliche Dynamiken von 

Trends und erstmals die Hinterfragung des Wachstumszieles.171  

Wie externe Effekte in ökologischen Belangen zu ineffizienter Ressourcenverteilung füh-

ren, so kann der Markt ebenso Ergebnisse erzeugen, die als ungerecht empfunden wer-

den. Beides rechtfertigt staatliche Eingriffe in das Marktgeschehen.172 Der Brundtland-

Bericht hob 1987 soziale Themen innerhalb der ökonomischen, ökologischen und sozi-

alen Sachzusammenhänge von Nachhaltigkeit hervor. Ressourcenverzehr ungeachtet 

 
165 Raworth, 2021, S. 104. 
166 Edenhofer, Jakob, 2017, S. 68. 
167 Vgl. Carlowitz, 1713, S. 105. 
168 Vgl. Raworth, 2021, S. 94 - 97. 
169 Vgl. Bea, Haas, 2016, S. 100. 
170 Vgl. van Suntum, 2013, S. 160–161; Raworth, 2021, S. 311 - 315. 
171 Vgl. Raworth, 2021, S. 56; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 32. 
172 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 10–11; Hauff, Schulz, Wagner, 2018, S. 23. 
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von Reproduzierbarkeit führt die globalen Tragekapazitäten der natürlichen Umwelt an 

Grenzen. Eine dieser sog. planetaren Grenzen ist der Klimawandel bzw. Treibhausef-

fekt, der ab einem bestimmten Kipppunkt unumkehrbar wird. Zwischen diesen planeta-

ren Grenzen bestehen Wirkungszusammenhänge mit ungleichen gesellschaftlichen Ver-

teilungsergebnissen durch Marktmechanismen.173 Der Brundtland-Bericht enthält die 

globale Vision einer nachhaltigen Wirtschaft als gemeinsames Menschheitsanliegen. 

Der im Auftrag der UN erstellte Bericht beinhaltet dieses Verständnis von Nachhaltigkeit: 

„Dauerhafte (nachhaltige) Entwicklung ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegen-

wart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse 

nicht befriedigen können.“174 Die soziale Nachhaltigkeit meint das friedfertige Zusam-

menleben der Gemeinschaft, sie berührt Gerechtigkeitsfragen und orientiert an gegen-

wärtigen und zukünftigen Grundbedürfnissen der Ärmsten der Welt. Darüber hinaus wird 

u. a. der sichere Fortbestand von Gemeinschaften durch Bewältigung von Verteilungs-

problemen zwischen Regionen, Klassen, Geschlechtern und Altersgruppen sowie kultu-

relle Integration unter sozialer Nachhaltigkeit verstanden. Nachhaltige Entwicklung bein-

haltet integrierte Effizienz-, Verteilungs- und Verschuldungsfragen.175 

Der Begriff der Nachhaltigkeit wurde in allen drei Dimensionen mit weiterführenden Be-

deutungsinhalten aufgeladen, was die Operationalisierbarkeit erschwert,176 zudem be-

stehen multikausale Wechselwirkungen und Informationsasymmetrien. Als globales Leit-

bild für nachhaltige Entwicklung entwickelte die UN die siebzehn nachhaltigen Entwick-

lungsziele (Sustainable Development Goals, SDGs). Die in der Abbildung dargestellten 

SDGs adressieren mit einem Indikatorensystem alle drei Nachhaltigkeitsdimensionen 

sowie die institutionelle Zusammenarbeit zur Zielerreichung. 

 

 
173 Vgl. Hauff, Schulz, Wagner, 2018, S. 19–21; Lütge, Uhl, 2018, S. 147; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 14 - 
16. 
174 United Nations, 1987, S. 15. 
175 Vgl. Lütge, Uhl, 2018, S. 149; Pufé, 2014, S. 107–108; Klump, 2013, S. 249. 
176 Vgl. Lütge, Uhl, 2018, S. 147. 
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Abbildung 4: Nachhaltige Entwicklungsziele der UN 

 

Quelle: United Nations, 2022.  

Nachhaltigkeitsstrategien zur Ausgestaltung der SDGs liegen für Deutschland und den 

Freistaat Sachsen vor.177 Die Kommission entwarf 2019 ein Reflexionspapier und ana-

lysiert derzeit die komplexen Herausforderungen der Nachhaltigkeit für Europa.178 Aktu-

elle strategische Ansätze sind im Europäischen Grünen Deal erkennbar, der u. a. die 

Taxonomie-Verordnung VO (EU) 2020/852, die europäische Industriestrategie, eine res-

sourcenschonende Kreislaufwirtschaft, nachhaltige Landwirtschaft (farm to fork), die Bio-

diversitätsstrategie und das „Fit für 55“ Paket einschließlich des KSF ergänzt und unter-

stützt.  

  

 
177 Vgl. Die Bundesregierung, 2021; Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und 
Landwirtschaft, 2018. 
178 Vgl. Rat der Europäischen Union, 2019. 
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4 Soziales und Beschäftigung 

4.1 Primärrechtliche Kompetenz 

„Seit den Römischen Verträgen gilt die unausgesprochene Arbeitsteilung, wonach die 

EU für die wirtschaftliche Integration und die Schaffung des Binnenmarkts zuständig war 

und die MS für dessen soziale Flankierung die Verantwortung übernahmen.“179 Aus der 

kirchlichen Soziallehre des siebzehnten Jahrhunderts stammt die föderale Idee des 

Staatsaufbaus, die individuelle Rechte des Einzelnen in der Gemeinschaft über den Fa-

milienverband, Gemeinde, Berufsstand hin zu staatlichen Strukturen vorsieht. Das als 

Subsidiaritätsprinzip bekannte bürgernahe Ordnungsprinzip gilt für das Zusammenleben 

in der EU in besonderem Maße, schließlich hat das Bekenntnis zum Sozialstaat bspw. 

in Deutschland Verfassungsrang, vgl. Art. 20 GG.180 Folglich erhielt die EU für Sozialpo-

litik nur begrenzte Kompetenzen übertragen, wie Art. 2 Abs. 2 und 3 sowie die Art. 4 und 

5 AEUV untermauern. Durch die in Kapitel 3 vorgestellte Integration über den Binnen-

markt ist eine Prägung auf Arbeit und Beschäftigung im grenzüberschreitenden Kontext 

feststellbar. 

Ein der Subsidiarität ähnlicher Gedanke der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in Art. 

72 Abs. 2 GG ist im deutschen Rechtssystem weit ausgelegt. Deutschland soll seine 

Rechts- und Wirtschaftseinheit wahren. Die Zielbestimmung verpflichtet nicht zu anglei-

chender Umverteilung und begründet innerhalb des Wirtschafts- und Sozialsystems erst 

recht keine individuellen Ansprüche auf Umfang oder Qualität von Sozialleistungen. 

Durch Subsidiarität besteht bereits in Deutschland eine weitreichende innerstaatliche 

Vielfalt des Sozialgefüges.181 

Als Sozialpolitik bezeichnet der Soziologe T. H. Marshall den Gebrauch „politischer 

Macht, um Funktionsweisen des ökonomischen Systems zu ergänzen, zu modifizieren 

oder abzulösen und so Ergebnisse zu bewirken, die das ökonomische System aus sich 

selbst heraus nicht erreichen würde.“182 Sie dient der „Verbesserung der Arbeits- und 

Lebensbedingungen des Menschen [… und] steht in engem Zusammenhang mit der 

Wirtschaftspolitik…“183  

Indizien für ein europäisches Sozialverständnis werden schon in den Gründungsverträ-

gen offenbar. Die EGKS nahm zunächst die soziale Sicherheit der Wanderarbeiter in 

den Blick. Ging es zunächst um die Koordinierung der erworbenen Alters-, Arbeitslosen- 

und Invaliditätsversicherungsansprüche von Montanarbeitern, so wuchs die intergouver-

nementale Verständigung um Rechte für die zugehörigen Familien, später Rechte von 

 
179 Becker in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 408. 
180 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 97. 
181 Vgl. Hofmann, Hopfauf, 2011, S. 1445 - 1446. 
182 Marshall zit. bei Wagener, Eger, 2014, S. 327. 
183 Bieber et al., 2021, S. 534. 
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Studierenden an. Auffällig ist für diese Phase der Integration, wie zurückhaltend gegen-

seitige Leistungsexporte als gemeinsame Sozialrechte normiert wurden. Nach damali-

ger, v. a. deutscher, Anschauung sollte der Markt automatisch die Lebensbedingungen 

seiner Arbeitskräfte verbessern. Dagegen entstanden auf Initiative Frankreichs gemein-

same primärrechtliche Regeln zum Schutz geschlechtergerechter Entlohnung, von 

Überstunden und Urlaub, die erstmals unterdurchschnittlichen Löhnen und Sozialstan-

dards vorbeugten. Weitere Beitrittsländer verhandelten entsprechend ihrer heterogen 

gewachsenen Sozialrechtstraditionen.184 Auf Basis der Art. 151 – 161 AEUV ist die EU 

der Sozialcharta verpflichtet, die Rechte von Individuen im Arbeitsleben und in sozialer 

Sicherung festhält.185 

Die Entstehung des Binnenmarktes einschließlich der Arbeitnehmerfreizügigkeit brachte 

weitere Koordinierungsbedarfe mit sich, wie Arbeitssicherheit und Gesundheit, Arbeits-

zeit, allgemein Antidiskriminierung im Vergleich zu Inländern oder auch die Einbezie-

hung weiterer Akteure im Sozialen Dialog. Die Vertragsprotokolle behalten sich unver-

einbare nationalstaatliche Positionen vor. Insbesondere Großbritannien konnte aufgrund 

seiner Rechtstradition sozialen Rechten nur zögerlich zustimmen (erst 1997 erfolgte die 

Integration des Sozialprotokolls).186 Seit 2017 setzt ein Standardisierungsprozess zwi-

schen den MS ein, der durch die ESSR und das die Bewertung von Sozial- und Beschäf-

tigungspolitiken der MS im Scoreboard unterstützt wird. Die ESSR gliedert sich in die 

drei Bereiche:  

• faire Arbeitsbedingungen,  

• Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang sowie  

• Sozialschutz und soziale Inklusion.  

Ihre zwanzig Prinzipien greifen teilweise geltendes EU-Recht in geteilter Kompetenz auf 

und beziehen auch ausschließlich mitgliedstaatliche Zuständigkeiten ein. Sie präzisie-

ren, setzen soziale Rechte zueinander in Bezug und sollen eine Aufwärtskonvergenz 

erzeugen. Die ESSR hat den Charakter einer Empfehlung, die Art. 288 AEUV als nicht 

verbindlich ausweist.187  

Aus dem Versprechen einer Sozialen Marktwirtschaft in Art. 3 Abs. 3 EUV heraus ver-

pflichtet sich die EU mit der Querschnittsklausel, Art. 9 AEUV, für alle ihre Politiken ei-

nem hohen Beschäftigungsniveau, hohem Bildungsniveau, dem Gesundheitsschutz und 

Schutz vor sozialer Ausgrenzung. Art. 34 GRCh konkretisiert den Schutz vor sozialen 

Risiken und Armut (Ausgrenzung). Die Unionskompetenzen werden in Art. 153 Abs. 1 

 
184 Vgl. Fuchs, Bieback, Janda, 2018, S. 28–34; Wagener, Eger, 2014, S. 330 - 333. 
185 Vgl. Eichenhofer, 2018, S. 46. 
186 Vgl. Becker in Weidenfeld, Wessels, 2014: 409 - 412. 
187 Vgl. Möhle, 2020, S. 32. 
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AEUV als unterstützend und ergänzend charakterisiert und in Art. 151 AEUV der „Wett-

bewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Union“ untergeordnet, wobei der Vielfalt einzelstaat-

licher Sozialpolitiken Rechnung zu tragen ist.  

Art. 4 Abs. 2 lit. b i. V. m. Art. 153 Abs. 1 AEUV entwickelt ein breites Spektrum von elf 

Gebieten, in denen die EU in geteilter Zuständigkeit unterstützend tätig werden will. Dies 

betrifft bspw. Arbeitsrecht, berufliche Eingliederung, die Modernisierung von sozialen Si-

cherungssystemen oder auch die Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung, allerdings 

keine konkrete Risikoabsicherung, wie Alters- oder Krankenversorgung. Die EU kann im 

Zusammenhang mit der Freizügigkeit der Ressource Arbeit koordinierend tätig werden. 

Mindestregelungen und verbesserte Abstimmungen zwischen den MS, ausgenommen 

die rechtliche Harmonisierung, sind nach Art. 153 Abs. 2 AEUV als Mittel vorgesehen, 

weiter dazu unter Kapitel 4.2.  

Wesentliche Bestimmungen in den primärrechtlichen Verträgen zielen auf „soziale Ge-

rechtigkeit und sozialen Schutz“, „sozialen Fortschritt“, „wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalt“ (Art. 3 Abs. 3 EUV), „angemessenen sozialen Schutz[…], 

mit der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung“ (Art. 9 AEUV) oder „Verbesserung der 

Lebens- und Arbeitsbedingungen“ (Art. 151 AEUV).  

Unter sozialem Fortschritt fasst Art. 3 Abs. 3 EUV diese Bereiche zusammen:  

• Sozialcharta sowie Schutz vor sozialen Risiken einschließlich Ausgrenzung, 

• Sozialer Dialog und bessere Arbeits- und Lebensbedingungen sowie 

• hohes Beschäftigungsniveau und Entwicklung von Arbeitskräftepotenzial.  

Obwohl in der Literatur Wechselwirkungen zwischen den sozialintegrativen Bereichen 

des Primärrechts eingeräumt, die EU auf die Koordinierung beschränkt und ausge-

dehnte soziale Umverteilungsmuster abgelehnt werden, werden Fragen nach Kohärenz 

und Verteilungsgerechtigkeit offenbar.188 Die Erfolge am Binnenmarkt nutzen insofern 

den sozialen Zielen, als sie sich auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit beziehen. Hoher Be-

schäftigungsstand und faire Anteile am Erwirtschafteten für den Einsatz der Ressource 

Arbeit ergeben zusammen mit sozialer Inklusion, sozialer Gerechtigkeit und Zusammen-

halt eine soziale Dimension bzw. das spezifische Europäische Sozialmodell (ESM). 

Diese Angelegenheit von gemeinsamem Interesse soll dem Menschen im Binnenmarkt 

angemessenen Schutz vor Wechselfällen des Lebens bieten. So wird als sozialer Schutz 

im Rahmen staatlicher Daseinsvorsorge u. a. der Zugang zu Energieversorgung einge-

stuft.189 Am ESM wird das Prinzip der positiven Integration deutlich, also der Bereitschaft, 

sich einer europäischen Gemeinschaftskompetenz und vorwiegend sekundärrechtlicher 

 
188 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 58–60; Borchardt, 2020, S. 471. 
189 Vgl. Eichenhofer, 2018, S. 42; Borchardt, 2020, S. 156–159; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, 
S. 499. 
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Flankierung zu öffnen. Der Einfluss der EU auf die MS bringt weiterentwickelte Sozial-

systeme, bspw. für Spanien oder Italien, zumindest erschwert er den Rückbau von So-

zialleistungen.190 

Für die Beschäftigungspolitik werden Rückkopplungen zwischen Sozial- und Wirt-

schaftspolitik angenommen.191 Mankiw/Taylor definieren „Humankapital […als] Summe 

der Investitionen in Menschen, insbesondere in Form von Aus- und Weiterbildung.“192 

Demzufolge ist es Ziel, Arbeitskräftepotenzial entsprechend den Trends am Arbeitsmarkt 

zu entwickeln, um hohe Integration in Arbeit zu ermöglichen. Aus gesteigertem Human-

kapital können Rückschlüsse auf eine höhere Produktivität der Arbeitskraft gezogen wer-

den, zumindest signalisiert der Bildungsabschluss dem potenziellen Arbeitgeber Leis-

tungsvermögen und -bereitschaft.193 Art. 9 AEUV fordert hohes Beschäftigungsniveau 

und allgemeine wie berufliche Bildung, wobei Bildung nach Art. 6 AEUV nur der unter-

stützenden Zuständigkeit der EU unterfällt. Neben Art. 153 AEUV bilden Art. 145 AEUV 

mit der Verankerung einer koordinierten Beschäftigungsstrategie und Art. 162 AEUV, 

der das Zielsystem des ESF darlegt, die Grundlage der europäischen beschäftigungs-

politischen Intervention. Über den finanziellen Anreiz des Fonds erhöhen die leistungs-

berechtigten MS den eigenen Wirkungsgrad ihrer Bildungs- und Beschäftigungsmaß-

nahmen und sind bereit, in der intergouvernementalen Abstimmung mitzuwirken. Der 

ESF wurde insbesondere mit dem Beitritt der mittel- und osteuropäischen MS einschließ-

lich der neuen Bundesländer finanziell verstärkt und öffnete sich für alle Branchen und 

verschiedene vulnerable Zielgruppen. Den osteuropäischen MS halfen ESM und ESF, 

überhaupt wieder soziale Systeme zu implementieren und Kofinanzierungsmittel für so-

ziale Ziele einzusetzen. Der ESF hat in der Sozialpolitik den Charakter eines vorbundes-

staatlichen Finanzausgleichs und Brückenfunktion zwischen Investition in Humankapital 

und Steigerung von Lebensstandards.194 

Das in den Verträgen genannte europäische Ziel der sozialen Gerechtigkeit wird in der 

Literatur unterschiedlich interpretiert. Teilweise werden erneut parallele Ziele, wie der 

angemessene soziale Schutz für Unionsbürger genannt, der auf individuellen materiellen 

Auffangpositionen basieren müsste, wobei entsprechend stringente Umverteilungsme-

chanismen fehlen. Darüber hinaus wird auf den wirtschaftlichen, sozialen und territoria-

len Zusammenhalt zwischen den MS verwiesen.195 I. S. d. Integrationsmotivs „Sicherung 

von Frieden und Wohlstand“ verfolgt die EU nach Art. 4 Abs. 2 lit. c i. V. m. Art. 174 

 
190 Vgl. Möhle, 2020, S. 40–42; Böttger, Jopp, 2021, S. 375. 
191 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 534. 
192 Mankiw, Taylor, 2018, S. 510. 
193 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 511. 
194 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 506; Eichenhofer, 2018, S. 273 - 275. 
195 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 21; Calliess, Ruffert, 2016, S. 58 - 59. 
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AEUV das Anliegen, sozioökonomische Disparitäten zwischen den Regionen zu verrin-

gern. Die strukturellen Entwicklungsrückstände benachteiligter Gebiete soll die Kohä-

sion, mit den begrenzten finanziellen Möglichkeiten des EFRE und ESF bearbeiten. Da-

mit zielen die sog. Strukturfonds nur mittelbar auf soziale Differenzen zwischen Bevöl-

kerungsgruppen. Die Fonds entwickelten seit ihrem Bestehen jedoch inkohärente und 

teilweise deckungsgleiche Zielsysteme. Diese zwischenstaatliche Solidarität ist auch für 

die Geberländer Teil der Sichtbarkeit und Legitimität der EU. Dennoch weist Art. 153 

Abs. 4 AEUV den MS - als lex specialis zu Art. 174 AEUV - Regelungskompetenz für 

ihre sozialen Sicherungssysteme zu und verhindert tiefgreifende transnationale Finanz-

ausgleichsmechanismen, also die Sozial- oder Transferunion.196  

Gemessen an der weiten Sozialstaatsdefinition von T. H. Marshall, nach der durch staat-

liches Eingreifen von Marktergebnissen abweichende Resultate erreicht werden sollten, 

können durch die Strukturfonds ESF und EFRE zwar an den Faktor Arbeit geknüpfte 

Umverteilungseffekte festgestellt werden, die jedoch schon nach primärrechtlichen So-

zialbestimmungen nicht erheblich sein dürfen. Weitere Interventionsformen auf das öko-

nomische System müssen auf Subsidiarität und freiwilliger Mitwirkung der MS beruhen. 

So weist das ESM zwar primärrechtliche Zielbestimmungen auf, besteht aber insgesamt 

aus einem vorwiegend sekundärrechtlichen Grundkonsens der koordinierten Rechtstra-

ditionen der MS. Seine mittelbaren Rückwirkungen beziehen sich auf Arbeit und Be-

schäftigung und weniger auf das Zusammenleben von Menschen in der EU, denn Sozi-

alpolitik bleibt weiterhin nationale Angelegenheit.197 Ein „Integrationsmedium einer Bür-

gersolidarität unter Fremden“198 kann der ESM nicht entfalten, da es Sozialstaatsfunkti-

onen nicht hinreichend ausfüllt und sich v. a. auf am Binnenmarkt erzieltes Wachstum 

stützt. 

 

4.2 Mehrebenenregieren 

Im 19. Jahrhundert führten Bevölkerungswachstum, Urbanisierung und Industrialisie-

rung zu administrativen Herausforderungen in der Versorgung mit Wohnraum, hygieni-

scher Infrastruktur, Lebensmitteln usw. und im Umgang mit neuen Gefahren der Arbeits-

welt. Kirchliche, private und betriebliche Initiativen konnten diese wachsenden Bedarfe 

nicht decken und die sich dynamisch entwickelnde soziale Frage nicht hinreichend be-

antworten. Die bisherige Armenversorgung wurde i. S. v. gesellschaftlicher Integration 

 
196 Vgl. Hartwig in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 419–424; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 
330–331; Eichenhofer, 2018, S. 78–79; van Middelaar, 2017, S. 428. 
197 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 506–507; Möhle, 2020, S. 234 - 245. 
198 Habermas, 2014, S. 49. 
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verbunden mit staatlicher Daseinsfürsorge. Ab 1883 führte Reichskanzler Bismarck ge-

setzliche Sozialversicherungen für die Risiken Krankheit, Unfall und Rente ein.199  

In Deutschland prägte sich ein differenzierter Sozialstaat aus, vgl. Art. 20 GG, der ent-

stehende extreme Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen verhindern soll. § 

1 SGB I soll soziale Gerechtigkeit und Sicherheit verwirklichen. Neben dem „Erwerb des 

Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit“ wird Sekundärverteilung durch 

Steuern und v. a. Sozialleistungen ermöglicht. Das Sozialversicherungssystem sichert 

alle Mitglieder der Gesellschaft gegen ausgewählte soziale Risiken, wie Krankheit, Unfall 

oder Alter. Die Bundesagentur für Arbeit erbringt als bundesunmittelbare Körperschaft 

des öffentlichen Rechts auf Grundlage des SGB III Leistungen zum Entgeltersatz, der 

Arbeitsförderung und -vermittlung. Über den Lohnersatz hinaus werden aus vielfältigen 

staatlichen Transferquellen individualisierte Leistungen gewährt. Die Grundsicherung 

nach SBG II, §§ 27 ff. und §§ 41 ff. SGB XII sichert nachrangig für einen ausgewählten 

Personenkreis als gesamtgesellschaftliche Aufgabe das Existenzminimum. Wirkungen 

und Zielkonflikte der sozialen Sicherung sind nur teilweise erforscht. Dadurch können 

erzeugte Anreize mit dem Aktivierungsgedanken kollidieren.200 Im deutschsprachigen 

Raum entwickelten sich in konservativer Tradition der staatlichen Vorsorge Pfadabhän-

gigkeiten. Parteipolitisch unterschiedlich besetzte Bundesregierungen ließen keine ab-

weichenden Verhaltensweisen in Bezug auf europäische Sozialpolitik erkennen.201 

Aus der sozialen Frage leiten sich zwei Umverteilungsprobleme ab: Welcher Anteil an 

der Produktivität ist für den Arbeitseinsatz angemessen? Wie wird der bedarfsgerechte 

Nachteilsausgleich für einkommensunfähige Arme ausgestaltet? Gerechtigkeit bezieht 

sich auf sozialen Kontext und bedarf der stetigen demokratischen Aushandlung. Sie ent-

scheidet über angemessene Anteile an Rechten, Bildung, Einkommen, Vermögensbe-

sitz, Gütern und damit über Befähigung, Chancenverteilung und soziale Teilhabe. Um-

verteilung für soziale Gerechtigkeit ist i. S. v. Pareto legitimiert, um Störungen des ge-

samtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beheben, bspw. bei Arbeitslosigkeit, Inflation 

oder Auswirkungen von Umweltzerstörung. Unterschiedliche Verteilungsergebnisse 

können als gerecht bewertet werden, vielmehr ist fraglich, welches Ausmaß sozialer Un-

gleichheit von einer Gesellschaft toleriert wird.202  

Der utilitaristische Ansatz ist offen für staatliche Umverteilungsmaßnahmen, wenn ins-

gesamt alle Gesellschaftsmitglieder ihren Nutzen maximieren, versucht allerdings Fehl-

anreize aus Überkompensation, d. h. weniger Gewinnstreben einerseits und gedämpften 

Arbeitsanreiz andererseits, zu vermeiden. Diese Denkweise geht auf J. S. Mill zurück 

 
199 Vgl. Halder, 2003, S. 56; Freytag, 2018, S. 38 - 41. 
200 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 555; Eichenhofer, 2013, S. 51 - 56. 
201 Vgl. Fuchs, Bieback, Janda, 2018, S. 36–37; Möhle, 2020, S. 60–62; Böttger, Jopp, 2021, S. 376. 
202 Vgl. Priddat, 2009, S. 53–59; Klump, 2013, S. 240 -244, 254 - 257. 
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und wird u. a. der liberalen britischen Sozialordnung zugeordnet. Davon abgeleitet geht 

G. Myrdal von geringeren gesellschaftlichen Fehlanreizen durch Umverteilung aus und 

hebt den Mehrwert aus insgesamt erzielbarer staatlicher Wohlfahrt hervor. Seine Ideen 

sind ein Erklärungsansatz für die sozialdemokratischen skandinavischen Sozialmodelle. 

J. Rawls überlässt die Entscheidung über die faire Verteilung risikoaversen Vertretern 

einer Gesellschaft, die durch ihr Nichtwissen wohlwollende Verteilung sicherstellen sol-

len und erst nach entferntem „Schleier des Nichtwissens“ erkennen, welche ökonomi-

sche Position sie einnehmen. Der Risikoabsicherung per Sozialversicherung und damit 

dem konservativen System liegt diese unabhängige Sicht auf Lebensumstände zu-

grunde.203 

Nach dem funktionalen Verständnis des Sozialstaats lassen sich die Ziele a) Umvertei-

lung und b) Absicherung gegen existentielle Risiken abgrenzen, die mit den Prinzipien 

Versorgung bzw. Fürsorge und Versicherung bzw. Äquivalenz korrespondieren. Der 

Wohlfahrtsstaat ist ein Mix aus ausgabeintensiver Organisation der Risikovorsorge und 

solidarischen Transfers, die auf Konsens zu Gerechtigkeit beruhen.204 Er setzt Demo-

kratie und Rechtsstaatlichkeit voraus, um die Systeme aufzubauen und die individuellen 

Ansprüche durchzusetzen. Alle MS sind (bzw. waren) Sozialstaaten. G. Esping-Ander-

sen unterscheidet in der Abbildung drei Idealtypen:205 

 

Abbildung 5: Sozialstaatsmodelle nach Esping-Andersen 

Modell Merkmale und Beispiele 

sozialdemokratisch staatsdominierte Wohlfahrt, garantierte Bürgerrechte und uni-

versale Leistungen, Umverteilung durch Steuern, 

Schweden, Dänemark 

konservativ familiär-zivilgesellschaftlich dominierte Wohlfahrt, korporatis-

tisch bzgl. Familie, Betrieb, Zivilgesellschaft und Staat, versi-

cherungsgestützt, 

Deutschland, Frankreich 

liberal marktdominierter Ansatz, private Initiative und Verantwortung, 

minimaler Armutsschutz, 

Großbritannien, Irland 

Quelle: Eigene Darstellung nach Möhle, 2020, S. 60. 

 
203 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 547–552; Priddat, 2009, S. 56 - 60. 
204 Nach dem Versorgungsprinzip entsteht dem Betroffenen ein Rechtsanspruch aufgrund bestimmter Vo-
raussetzungen, wie Notlagen. Im Versicherungsprinzip begründen Schadensereignisse Versicherter die 
gleichwertige Leistungsgewährung, vgl. Breyer, Buchholz, 2009, S. 3; Wagener, Eger, 2014, S. 329. 
205 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 329; Möhle, 2020, S. 59 - 61. 
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In der Literatur wurde ein weiterer idealtypischer Sozialstaatstyp identifiziert, der das 

System der mediterranen MS beschreibt: Prägung und Versorgungsstrukturen durch Fa-

milie und Kirche bestimmen die Wohlfahrt.206 Aus den unterschiedlich gewachsenen So-

zialstaatstraditionen und -präferenzen erklärt sich die eher geringe Integrationsbereit-

schaft der MS. Auf der daraus resultierenden Legitimität nationaler Sozialpolitik, ihrer 

Budgetintensität einschließlich der Kontrollkosten fußt die subsidiäre Administration auf 

nationaler Ebene.207 

Europäische Sozialpolitik trägt den unterschiedlichen nationalen Sozialordnungen der 

MS Rechnung, da Art. 153 Abs. 4 und 5 AEUV Grundprinzipien ihres Systems der sozi-

alen Sicherheit, Arbeitsentgelt, Koalitions- und Streikrecht unberührt lässt. Das ESM 

muss also mit den Sozialordnungen vereinbar und anschlussfähig ausgestaltet sein. 

Durch das Ausräumen von Hindernissen zur Arbeitsaufnahme entstehen Unionsbürgern 

Chancen und Teilhabemöglichkeiten, verändern sich Anreize hin zu Befähigung, Bil-

dung, Vermittlung und Integration in Erwerbsarbeit. Diese sog. „positive Wohlfahrt“ soll 

jenseits von Armutsversorgung bzw. rein passiven Leistungen stattfinden. Mit Prävention 

und Überwindung von sozialen Notlagen trägt das ESM nach Auffassung von E. Eichen-

hofer kommunitaristische Züge.208  

Europäische Sozialpolitik wird konsensorientiert mit der offenen Methode der Koordinie-

rung (OMK) organisiert. Art. 48 und Art. 153 AEUV i. V. m. VO (EG) Nr. 883/2004 schafft 

über Kollisions- und Koordinationsnormen einheitliches Sozialrecht unter den MS. OMK 

beinhaltet die freiwillige Implementierung erfolgreicher Politiken und den inhaltlich und 

zeitlich gestuften Prozess hin zu Konvergenz. Methodisch soll diese Konvergenz über 

die ESSR mit einheitlicher Situationsanalyse, Verständigung über Strategien und Ziel-

systeme, nationalen Reform- und Aktionsplänen, benchmarking, best practices, Monito-

ring und Evaluierung sowie peer pressure erreicht werden. Ohne die britische Sozial-

staatskritik eröffnen sich für die MS Chancen für mehr gemeinsame soziale Gestaltung. 

Dagegen ist Harmonisierung, d. h. vorgegebene rechtliche Angleichung, aufgrund der 

vorgenannten Traditionen, Entwicklungsstände und Interessen nicht erwünscht und 

auch kompetenziell nicht erreichbar.209 

Die weiche Koordinierung des ESM drückt sich im Sekundärrecht folglich nicht durch 

harte Reglementierung per Verordnung aus, sondern lässt den MS bspw. in Richtlinien 

oder Empfehlungen Gestaltungsspielräume, vgl. Art. 288 AEUV. Ein Vorschlag der Kom-

mission für eine Richtlinie über angemessene Mindestlöhne in der EU beinhaltet bspw. 

 
206 Vgl. Möhle, 2020, S. 61. 
207 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 335 - 336. 
208 Vgl. Eichenhofer, 2018, S. 329–330; Eichenhofer, 2013, S. 87 - 91. 
209 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 337–339; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 137–138; Fuchs, 
Bieback, Janda, 2018, S. 38 - 46. 
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keine einheitlichen europäischen Mindestlohnhöhe, sondern wirksamen Zugang zu Min-

destlohnschutz. Damit ersetzt die Initiative ausstehende Einigungsprozesse des Sozia-

len Dialogs. Der Trilog einigte sich am 06.06.2022 auf einheitliche Verfahren mit den 

Sozialpartnern und Standards für Bewertungskriterien. Am 14.09.2022 stimmte das Eu-

ropäische Parlament zu. Mindestlöhne sollen nun ein menschenwürdiges Leben ermög-

lichen und neben der Medianbetrachtung wird für die MS alternativ ein Warenkorbsys-

tem als Bemessungsgrundlage zulässig.210 Durch die Beschränkung auf Rahmenvorga-

ben und ohne konkrete Entgelthöhe ist der Vorschlag mit Art. 153 Abs. 5 AEUV kompa-

tibel. Die EU erhofft sich i. S. d. ESSR eine Belebung des Sozialen Dialogs und faire 

Entlohnung auf den verschiedenen Arbeitsmärkten.211  

Als Orientierungsgröße für den europäischen Mindestlohn sind 60 Prozent der Brutto-

medianlöhne in der Diskussion. Liegt der Mindestlohn über dem Marktpreis, treten An-

gebotsüberschuss und Verdrängungseffekte auf,212 die sich als Senkung der Arbeitszeit, 

Wegfall von Arbeitsplätzen, in höheren Güterpreisen oder in veränderter Wettbewerbs-

position der Unternehmen zeigen können. Ein Anstieg der Arbeitslosigkeit blieb für 

Deutschland nach Inkrafttreten des MiLoG aus.213 Immerhin ging der Sozialleistungsbe-

zug im Hinzuverdienst zurück, wenn auch mit Abzug der von Sozialversicherungsbeiträ-

gen, Lohnsteuer und Selbstbehalt des § 12 SGB II dennoch Anteile des Haushaltsein-

kommens durch staatliche Transfers zu decken sind. Die deutsche Mindestlohnkommis-

sion orientiert den Mindestlohn nach § 9 Abs. 2 MiLoG bislang an fairen und funktionie-

renden Wettbewerbsbedingungen, Mindestschutz, Beschäftigungssicherung und an der 

Tarifentwicklung.  

C. Butterwegge beschreibt, wie Armut „in Teilbereiche der Lohnarbeit vorgedrungen ist“ 

und wie komplexe Wechselwirkungen mit dem Sozialsystem dauerhafte Abhängigkeiten 

erzeugen. Dem Mindestlohn kann eine Funktion bei der Armutsbekämpfung zukommen, 

da er diskriminierend niedrige Löhne verhindert, Lohnspreizung eindämmt und mit dem 

Lohnniveau die Kaufkraft hebt.214  

Armut entsteht aus wirtschaftlicher Ungleichheit und begründet gesellschaftliche Un-

gleichheit. Verteilungsunterschiede aus Einkommen beim Einsatz des Produktionsfak-

tors Arbeit oder aus Vermögen erzeugen ökonomische Armut. Sobald Grundbedürf-

nisse, wie Ernährung und Wohnung nicht gedeckt werden können, herrscht absolute 

 
210 Am Gesetzgebungsverfahren nach Art. 289, 294 und Art. 324 AEUV sind das Europäische Parlament, 
der Rat und die Kommission beteiligt, vgl. Bieber et al., 2021, S. 230; Europäisches Parlament, 2022b. 
211 Da Polen in Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Nr. 30 über die Anwendung der Charta der Grundrechte auf 
Polen und das Vereinigte Königreich im Acquis Communautaire die einklagbaren Rechte des Abschnitts 
IV der GRCh und damit Schutzrechte der Art. 31 und Art. 34 CRCh auf angemessene Arbeitsbedingungen 
und soziale Sicherung ausschließt, bleiben polnischen Bürgern weitreichende Sozialrechte und der Zu-
gang zu dieser einheitlichen Mindestlohnregelung verwehrt. 
212 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 255 - 258. 
213 Vgl. ifo Institut; Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 2021. 
214 Vgl. Butterwegge, 2020, S. 393 - 397. 
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Armut, die über das Warenkorbsystem national bestimmbar ist. Relative Armut geht zwar 

von der Befriedigung der Grundbedürfnisse aus, allerdings ist die gesellschaftliche Teil-

habe nicht oder nur stark eingeschränkt möglich. Relative Armut setzt die absolute, mo-

netäre Armut ins Verhältnis zu angemessenen Anteilen an mittleren Einkommen. Dabei 

weisen aktuell auch Staaten mit mittlerem oder hohem Nationaleinkommen deutliche 

Einkommensungleichheiten auf.215 Trotz umfangreicher Transfers aus den Sozialsyste-

men seit 1990 ist auch für die neuen Bundesländer gegenüber den alten Bundesländern 

von einem Gefälle an Vermögen und Einkommen, d. h. einer „sozialökonomischen Po-

larisierung“, auszugehen.216 

Um den sozioökonomischen Rahmenbedingungen der MS und der Komplexität von Ar-

mut gerecht zu werden, nutzt die EU innerhalb des ESM das Konzept der materiellen 

und sozialen Deprivation. Menschen erfahren diese Benachteiligung, wenn sie unfähig 

sind, sich einige vordefinierte materielle Gegenstände leisten zu können, die von der 

Mehrheit als nötig oder wünschenswert für angemessene Lebensqualität betrachtet wer-

den. Der Kriterienkatalog beinhaltet u. a. Versorgungsleistungen oder angemessenes 

Beheizen der Wohnung.217 Besondere Risiken sieht die EU bislang bei Alleinerziehen-

den und i. d. R. weniger nachgefragten Erwerbspersonen mit niedrigen Bildungsab-

schlüssen. Entsprechend zielt die EU nach Art. 9 und Art. 153 AEUV auf die Bekämpfung 

von Kinderarmut und In-Work-Poverty, d. h. den Niedriglohnsektor.218 

 

4.3 Neue Soziale Frage  

Nachdem im 19. Jahrhundert gesellschaftlichen Folgen von Industrialisierung und Be-

völkerungsentwicklung mit staatlich orchestrierter sozial gerechter Risikoabsicherung 

begegnet wurde, fanden und finden komplexe Veränderungsprozesse statt. Auch hier 

bedarf es gesellschaftlicher Lösungen, die akzeptiert und demokratisch legitimiert wer-

den sollten. Möglicherweise muss die EU u. a. die Erbringung grenzüberschreitender 

Dienstleistungen stärken und bspw. im Entsenderecht, der Plattformökonomie oder den 

sozialen Standards ähnlich harmonisierend eingreifen, wie bei der Arbeitnehmerfreizü-

gigkeit.219 Abseits ideologischer Forderungen stellt sich die Frage nach Verteilungsge-

rechtigkeit permanent. 

 
215 Vgl. Klump, 2013, S. 280; Butterwegge, 2020, S. 12–18; Raworth, 2021, S. 201. 
216 Vgl. Butterwegge, 2020, S. 177. 
217 Weitere Kriterien materieller Deprivation sind: nicht rechtzeitiges Bezahlen von Rechnungen im Zusam-
menhang mit Wohnen, Unmöglichkeit unerwartete Ausgaben bezahlen zu können, nicht jeden zweiten 
Tag Fleisch, Fisch oder gleichwertig vegetarisch essen zu können, mindestens eine Woche Urlaub außer-
halb des zu Hause verbringen zu können, Fehlen von PKW, Waschmaschine, Farbfernseher oder Telefon 
im Haushalt aus finanziellen Gründen, vgl. eurostat, 2021. 
218 Vgl. Möhle, 2020, S. 133 - 151. 
219 Vgl. Eichenhofer, 2018, S. 303–307; Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 449. 
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Strukturelle Veränderungen werden durch verschiedene Trends getragen, wie Digitali-

sierung, Globalisierung, Demographie oder Individualisierung, die für gesellschaftliche 

Entwicklungen Chancen und Risiken mit sich bringen. Auch soziale Durchlässigkeit und 

damit Chancengerechtigkeit fordern die weitere Integration heraus.220 Zusätzlich beein-

flussen äußere Faktoren, wie die Covid-Krise und der Ukrainekrieg das Bezugssystem. 

Innerhalb des Magischen Vielecks reagierte die Europäische Zentralbank mit Anhebung 

der Leitzinsen auf die Inflation. Handelskommissar V. Dombrovskis teilte zu Russlands 

Krieg gegen die Ukraine mit: „Wir stehen […] vor […] steigenden Energie- und Lebens-

mittelpreisen […] Wir können uns glücklich schätzen, dass wir […] nach der vorange-

gangenen Krise wieder solides Wachstum erreicht haben. […] Angesichts der hohen 

Inflation […] wird es wichtig sein, das richtige Gleichgewicht zwischen dem Übergang zu 

einem umsichtigeren finanzpolitischen Kurs und dem Schutz der Schwächsten zu finden. 

Wir sollten außerdem unsere Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russland ver-

ringern.“221  

Beschleunigt durch diesen Krieg tritt ein neues soziales Risiko hervor. Mit der endlichen 

Tragekapazität fossiler Ressourcennutzung ist Klima- bzw. Energiearmut verbunden. Da 

für Armut vielfältige nationale und europäische Dimensionen und Messgrößen existie-

ren, ist bislang keine Legaldefinition bekannt. Das Phänomen beschreibt steigende 

Energiekosten in Bezug zu einer Mischung aus niedrigen Einkommen, dezentralen Zu-

gängen zu Mobilität und Energieversorgung sowie der Energieeffizienz, v. a. der Wohn-

gebäude. Beruhend auf Arbeiten der Forscherin B. Boardman zu Energieeffizienz und 

Armut verwendet Großbritannien einen Ansatz, der jedoch zum Armutssystem der EU 

nicht anschlussfähig war.222 

Die Empfehlung (EU) 2020/1563 der Kommission vom 14.10.2020 zu Energiearmut for-

dert die MS auf, nationale Ausmaße dieser Armut indikatorengestützt zu erfassen. Unter 

Wahrung wirtschaftlicher Anreizsysteme wird die Angemessenheit von Sozialleistungen 

unter veränderten Umweltbedingungen zu diskutieren sein. Zwar produzieren wohlha-

bende Haushalte mehr CO2 als einkommensschwache, dafür sind Ärmere durch anteilig 

höhere Haushaltsausgaben für Energie stärker von Preisanstiegen der Energiewende 

betroffen.223 Letztere verfügen über kaum oder geringes Vermögen und sind weniger in 

der Lage, in Energieeffizienz bei Haushaltsgeräten oder Wohnungen zu investieren. Auf 

die Wechselwirkungen zwischen Armutsdimension und Klimaveränderung wies der In-

tergovernmental Panel on Climate Change (IPCC bzw. Weltklimarat) im jüngsten Bericht 

 
220 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 2021, S. 2–20; Butterwegge, 2020, S. 29. 
221 Europäische Kommission, 2022c. 
222 Die Ergebnisse flossen in europäische Systeme zur Energieeffizienzklassifizierung von Geräten und 
Gebäuden ein, vgl. Boardman, 2010, S. 15 - 16. 
223 Vgl. Europäisches Parlament, 2015, S. 19. 
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detailliert hin.224 Klimabedingte mittelbare Effekte auf die Gesamtwirtschaft und globale 

soziale Folgen können in dieser Arbeit mit Blick auf deren Fokus nicht näher betrachtet 

werden.  

Anhand von Energiearmut wird deutlich, weshalb soziale Nachhaltigkeit die Solidarität 

zwischen den Generationen nach Art. 3 Abs. 3 EUV oder Art. 20a GG einschließt. Der 

soziale Fortschritt, ebenfalls Art. 3 Abs. 3 EUV, korrespondiert mit diesem Nachhaltig-

keitskonzept insofern, dass die Zielsysteme der SDGs eins, vier und acht hinsichtlich 

„keine Armut“, „hochwertige Bildung“ oder auch „menschenwürdige Arbeit und Wirt-

schaftswachstum“ adressiert werden. Der in den europäischen Verträgen gewährte an-

gemessene soziale Schutz, wie bspw. Zugang zu Energieversorgung, wird durch die 

SDGs sieben „bezahlbare und saubere Energie“ sowie dreizehn „Maßnahmen zum Kli-

maschutz“ abgebildet.  

  

 
224 Vgl. Edenhofer, Jakob, 2017, S. 102–103; Hubert, 2020, S. 96; IPCC, 2022, S. 12. 
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5 Klima und Klimasozialfonds 

5.1 Primärrechtliche Kompetenz 

Art. 4 EUV ordnet die Bereiche Energie und Umwelt der geteilten Zuständigkeit der EU 

mit den MS zu. Das supranationale gemeinsame Handeln in den Politikbereichen weist 

die Strukturmerkmale der Subsidiarität, begrenzter Einzelermächtigung und Harmonisie-

rung rechtlicher Grundlagen auf.  

Für Fragen der Energie, die i. S. v. Daseinsvorsorge dem sozialen Schutz unterliegt und 

als Ressource Wachstum im Binnenmarkt ermöglicht, wurde die gemeinsame Rechtset-

zungspraxis erst mit dem Vertrag von Lissabon realisiert. Zentrale Norm des Politikbe-

reiches ist Art. 194 AEUV, der Energiesolidarität zwischen den MS anstrebt. Energiepo-

litik umfasst die in Abs. 1 genannten Bereiche: sicherer Energiemarkt, Versorgungssi-

cherheit, passfähige Energieinfrastruktur, Energieeffizienz und -einsparung sowie erneu-

erbare Energien. Integrationsbremsend und i. S. v. Subsidiarität behalten sich die MS 

nach Art. 194 Abs. 2 AEUV Ressourcensouveränität insofern vor, dass sie ihre Bedin-

gungen für die Nutzung von Energieressourcen sowie Energiequellen und Versorgungs-

strukturen selbst wählen. Dennoch stehen der EU weitreichende sekundärrechtliche und 

supranationale Kompetenzen zu, die von Eingriffen z. B. nach Art. 122 Abs. 1 und Art. 

347 AEUV flankiert werden, welche bei gravierenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

oder den Binnenmarkt gefährdenden Notlagen Kriseninterventionsmaßnahmen vorse-

hen.225  

Die Preise am Energiemarkt erzeugen zwischen Wettbewerbsfähigkeit, sozialen Her-

ausforderungen und Klimaschutz ein Spannungsfeld. Mit eingeschränkten Importen im 

Zuge des Ukrainekrieges tritt eine Verknappung fossiler Brennstoffe ein, die die Versor-

gungssicherheit aller MS herausfordert. Um die Versorgungssicherheit mit Energie in der 

EU zu gewährleisten, schlägt die Kommissionspräsidentin am 14.09.2022 in ihrer Rede 

zur Lage der Union u. a. eine Verringerung der Stromnachfrage mit Sparquoten in Spit-

zenzeiten, die Absenkung der Energiekosten für die Verbraucher und Maßnahmen zur 

Umverteilung von Lasten auf dem Energiesektor vor. Die MS sollen Mehreinnahmen aus 

der Gewinnabschöpfungen bei allen Stromerzeugern und Solidaritätsbeiträge für über-

schüssige Gewinne auf fossile Energien erzielen und auf Verbraucher umverteilen kön-

nen. Eine strukturelle Strommarktreform ist in Aussicht gestellt. Die befristeten Eingriffe 

in die Preisbildung bei Energie sollen erlaubt werden, ohne dass das weitere Funktionie-

ren des Energiebinnenmarkts gefährdet sein soll. Diese Notfallmaßnahme nach Art. 122 

 
225 Vgl. Baumann, Fischer in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 140–143; Nowak, 2011, S. 250–254; Geiger, 
Khan, Kotzur, 2017, S. 747 - 749. 
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AEUV soll das Handeln der MS am Energiemarkt abstimmen und mittelfristig Rahmen-

bedingungen für eine Energieunion schaffen.226 Neben der Verteilung zwischen MS, 

Wirtschaft und Privathaushalten beeinflusst der Konflikt die strategische Auswahl von 

Energiequellen und ist damit umweltrelevant.  

Der Umwelt kommt mit Art. 114 Abs. 2 und Art. 191 Abs. 2 AEUV ein hohes grenzüber-

schreitendes Schutzniveau zu. Art. 3 Abs. 3 EUV formuliert unter den allgemeinen unio-

nalen Zielbestimmungen eine Verbesserung der Umweltqualität. Die Querschnittsklau-

sel Art. 11 AEUV greift nachhaltige Entwicklung als Gebot auf. Die Verortung von Nach-

haltigkeit in der umweltpolitischen Querschnittsnorm und nicht in Art. 9 AEUV zeigt ein 

bislang umweltzentriertes Nachhaltigkeitsverständnis mit zugeordnetem Sozialausgleich 

auf.227 Nachhaltige Entwicklung als Teil der europäischen Wirtschaftsordnung soll durch 

Umweltanforderungen gerechte Lasten auf die Wirtschaftssubjekte verteilen und Wett-

bewerbsverzerrungen durch unterschiedliche Kosten am Binnenmarkt verhindern.228 

Für Umweltschutz charakteristische Prinzipien benennt Art. 191 Abs. 2 AEUV. Das Vor-

beugungs- und Vorsorgeprinzip soll anstatt von Repressionen Schäden durch voraus-

schauende Planung vermeiden und präventiv Verhaltensänderungen bewirken, um die 

Nachfrage zu lenken. Umweltschäden als soziale bzw. externe Kosten des Wirtschaf-

tens und Konsumierens soll vorrangig der Verursacher und nicht die Allgemeinheit tra-

gen. Da das Verursacherprinzip aufgrund komplexer technischer und ökonomischer Ver-

kettungen in der Praxis schwierig anwendbar sein kann, konzentriert sich das EU-Recht 

vorrangig auf den Ursprung, d. h. die unmittelbare Schadensbeseitigung an der Quelle. 

Staatliche Lenkung wird eingesetzt, um durch Internalisierung negativer externer Effekte 

Marktversagen zu verhindern.229  

Umweltpolitik ist durch langfristige Wirkzusammenhänge gekennzeichnet und in allge-

meine Verfahrensregeln, Schutz vor bestimmten Tätigkeiten und Stoffen, Bewirtschaf-

tung und Umweltressourcen, medienschützendes Umweltrecht, darunter Emissions-

recht und Luftreinhaltung, sowie Klimaschutz strukturiert.230 Art. 191 Abs. 3 AEUV for-

muliert Abwägungskriterien, die in die Gestaltung von Umweltrecht einfließen sollen. 

Hier werden wirtschaftliche und soziale Aspekte sowie regionale Unterschiede als Ab-

wägungsgebot benannt, um unverhältnismäßige Härten eines gleichmäßigen, bestmög-

lichen Umweltschutzes abzumildern.231 Art. 192 Abs. 4 und 5 AEUV unterstellen die 

Durchführung und Finanzierung der Umweltmaßnahmen den MS, wobei das hohe 

 
226 Vgl. Europäische Kommission, 2022b; Europäische Kommission, 2022a; Bieber et al., 2021, S. 583 - 
585. 
227 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 530–531; Streinz, 2019, S. 518. 
228 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 286. 
229 Wagener, Eger, 2014, S. 288; Hubert, 2020, S. 45 - 48. 
230 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 641 - 646. 
231 Vgl. Geiger, Khan, Kotzur, 2017, S. 739–740; Bieber et al., 2021, S. 639. 
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Schutzniveau für die Umwelt bei Art. 114 und Art. 193 AEUV als Mindestvorschrift aus-

gestaltet wird. Weiterführende Schutzmaßnahmen der MS über die Festlegungen der 

EU hinaus bleiben also unbenommen.232 

Art. 191 Abs. 4 AEUV ermächtigt die EU, i. S. d. vorgenannten Schutzziele völkerrecht-

liche Verträge abzuschließen. Im Rahmen ihrer supranationalen Befugnisse und gestützt 

durch die Art. 21 und 205 AEUV nimmt die EU ihre Außenkompetenz v. a. für grenzüber-

schreitende Energie- und Klimafragen wahr. Die MS unterliegen dem Bindungszwang 

gemeinsamer Abkommen, wobei weitreichendere nationale Regeln mit gemischten Ver-

trägen ergänzt werden können. Europäischer Mehrwert i. S. v. Subsidiarität und Funkti-

onalismus wird für bessere Verhandlungslösungen durch die Unionsebene gerade bei 

Klimaabkommen anerkannt.233  

Mit der jüngsten Änderung der europäischen Verträge erhielt die Bekämpfung des Kli-

mawandels auf internationaler Ebene ihren Platz im Primärrecht, vgl. Art. 191 Abs. 1 

AEUV. Europäischer Klimaschutz als Teil der Umweltpolitik entstand als Spillover aus 

Energie- und Verkehrspolitik sowie Entwicklungszusammenarbeit.234 Klimaschutz wird 

mittels OMK koordiniert und beinhaltet historisch Luftreinhaltung, erneuerbare Energien 

und Energieeffizienz und darüber hinaus Emissionsreduktion der Treibhausgase. Wäh-

rend sich Luftreinhaltung auf lokale Emissionen bezieht, können Energieeffizienz und 

alternative Energiequellen die Importabhängigkeit von fossiler Energie verringern.235  

Da der Klimawandel innerhalb der EU unterschiedliche Folgen zeigt, vernetzt die EU v. 

a. Absprachen zwischen den MS hinsichtlich der unterschiedlichen Herangehensweisen 

an Klimaanpassung. Sie wirkt auf gemeinsame Ziele und Resilienz hin. Die strategischen 

Ziele zur CO2-Reduzierung beinhalten Emissionssenkungen um 55 Prozent gegenüber 

dem Basisjahr 1990 sowie Steigerungen des Anteils erneuerbarer Energien am Ener-

giemix auf mindestens 32 Prozent und der Energieeffizienz um mindestens 32,5 Prozent 

jeweils bis zum Jahr 2030. Energieziele wurden über die Jahre ambitionierter, um rei-

bungslos bis 2050 zu Klimaneutralität übergehen zu können. Prioritär will sich die EU 

der Lastenverteilung zwischen den MS und innerhalb der Gesellschaft, der veränderten 

Landnutzung als CO2-Senke (Aufforstung) und einem angepassten Emissionshandels-

system widmen. Um Wirtschaft und Gesellschaft auf die Entkopplung von CO2 auszu-

richten, d. h. zu dekarbonisieren, verabschiedete die EU 2019 die Strategie des Europä-

ischen Grünen Deals.236 Ähnlich dem New Deal, mit dem Präsident Roosevelt ab 1933 

 
232 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 649–653; Calliess, Ruffert, 2016, S. 1938. 
233 Vgl. Calliess, Ruffert, 2016, S. 1925; Bieber et al., 2021, S. 51–53; Wagener, Eger, 2014, S. 432. 
234 Vgl. Bieber et al., 2021, S. 648–649; Nowak, 2011, S. 254 - 255. 
235 Vgl. Umbach in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 353; Bieber et al., 2021, S. 450. 
236 Vgl. Europäische Kommission, 2019. 
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in den USA Verkehrs- und Elektrizitätsinfrastrukturen mit Hilfe von staatlichen Arbeits-

förderungsmaßnahmen finanzierte, soll auch der vorgeschlagene Europäische Grüne 

Deal bei der Implementierung effizienter und erneuerbarer Energien in allen Wirtschafts-

sektoren, in Infrastrukturen und Gebäuden nachfrageorientiert Beschäftigungsimpulse 

an den Arbeitsmärkten erzeugen.237 Innerhalb der Strategie soll eine Energiebesteue-

rungsrichtlinie die Anreizwirkungen nationaler Steuern auf Energie in Einklang mit dem 

Binnenmarkt bringen und das CO2-Grenzausgleichssystem CBAM Effekte von bloßer 

Verlagerung CO2-intensiver Herstellungsmethoden in Drittstaaten durch Einfuhrzölle 

auffangen, d. h. sog. Carbon Leakage eindämmen.238 

Die Kommission schlug 2021 mit der Mitteilung „Fit für 55“ zur Erreichung des derzeitigen 

CO2-Reduktionsziels ein integratives Legislativpaket vor. So sollen bestehende Struk-

turfonds ESF und EFRE anteilig auf die Ziele des Europäischen Grünen Deals justiert 

werden, indem sie Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Innovation und Forschung 

sowie Weiterbildung und Umschulung von Arbeitskräften auf diese Anforderung unter-

stützen. „Fit für 55“ dehnt den Emissionshandel u. a. auf Gebäude und den Verkehrs-

sektor aus und passt das Handelssystem der Zertifikate an. Noch am 30.08.2022 be-

kräftigte die Kommissionspräsidentin anlässlich des Ostseegipfels, auf dem Staats- und 

Regierungschefs der Ostseeanrainerstaaten über eine engere Zusammenarbeit beim 

Ausbau erneuerbarer Energien berieten, die Notwendigkeit eines europäischen Emissi-

onshandelssystems für die Energiewende.239 Die Einnahmen des Emissionshandels sol-

len in Unterstützungsmaßnahmen für vulnerable Gruppen fließen und der KSF soziale 

Auswirkungen der Klimapolitik ausgleichen helfen. 

 

5.2 Mehrebenenregieren 

Der Nutzen des Klimaschutzes ergibt sich aus potenziell vermiedenen Klimaschäden 

abzüglich der potenziellen Vermeidungs- und Anpassungskosten. Dem Klimawandel 

wird mit einer Kombination aus Anpassungsstrategien und Vermeidung weiterer Treib-

hausgasemission, einschließlich Substitution fossiler Brennstoffe, effizienter Energienut-

zung, Konsumsenkung und Geo-Engineering, begegnet. Vermeidungsoptionen des 

Geo-Engineerings werden in dieser Arbeit nicht betrachtet.240 Obwohl Auswirkungen und 

 
237 Vgl. Rifkin, 2019, S. 195; Raworth, 2021, S. 51 - 52. 
238 Vgl. Hubert, 2020, S. 164. 
239 Vgl. Europäische Kommission, 2022b. 
240 Geo-Engineering umfasst technische Maßnahmen zur Manipulation der Atmosphäre, die den Treib-
hauseffekt mildern oder umkehren sollen. Die Technikfolgen sind nur zum Teil bekannt oder werden ris-
kanter als der Treibhauseffekt beschrieben. In der Literatur werden diese technischen Vermeidungsan-
sätze kritisch eingeordnet, vgl. Hubert, 2020, S. 199–202; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 60 - 62. 
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Gegenmaßnahmen auch dank des IPCC weitreichend erforscht sind, fällt die mathema-

tische Optimierung aufgrund der inkludierten sozialen Wechselwirkungen schwer.241 

Die unter Kapitel 3.3.3 dargestellte global stattfindende Übernutzung der Atmosphäre 

sollte idealtypisch durch vorbeugende völkerrechtliche Lösungen reduziert werden, um 

das Erreichen des Kipppunktes zu verhindern. Staatliche Eingriffe werden durch Markt-

versagen begründet und für die Nutzung der Allmende Erdatmosphäre Verschmutzungs-

rechte verteilt. Erfolgsfaktoren von Klimapolitik sind der Einsatz ökonomischer An-

reizsysteme und integriertes Handeln im Mehrebenensystem einschließlich der Zivilge-

sellschaft.242 Auf allen Governance-Ebenen unterfallen Maßnahmen zur Minderung von 

Treibhausgas-Emissionen und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels dem 

SDG dreizehn „Maßnahmen zum Klimaschutz“. Mit dem SDG sieben „bezahlbare und 

saubere Energie“ soll bezahlbare und nachhaltige Energie für alle verlässlich zugänglich 

werden. Energie muss effizienter genutzt und im Energiemix mehr erneuerbare Energien 

verfügbar sein, wobei ihre Infrastruktur auszubauen ist.243 

Das Pariser Klimaschutzabkommen als jüngste der UN-Klimakonferenzen vereinbarte 

2015 eine Begrenzung der globalen Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad, möglichst 1,5 

Grad Celsius im Vergleich zum vorindustriellen Stand. Das Abkommen formuliert ein 

langfristiges Ziel, baut auf freiwillige Selbstverpflichtung und multilaterale Instrumente, 

wie Transfers an besonders betroffene Staaten. Im Gegensatz zur UN weist die EU de-

mokratische Legitimation und Durchsetzungsmöglichkeiten auf. Bis zum völligen Ver-

zicht auf Treibhausgasemissionen einigten sich die Länder auf Beiträge zur Absenkung 

des CO2-Budgets. Die Reduktionsziele der EU lagen für das Abkommen von Paris noch 

bei 40 Prozent Emissionssenkungen gegenüber 1990 und sollen, wie zu 5.1 beschrie-

ben, mit dem Europäischen Grünen Deal angehoben werden.244 Deutschland nutzte die 

Verstärkungskompetenz des Art. 193 AEUV und passt sein Engagement 2021 in § 3 

KSG insofern an, dass es bis 2030 Treibhausgasemissionen um mindestens 65 Prozent 

senken möchte und bis 2045 Klimaneutralität erreicht.245 

Die EU lässt zur Realisierung ihrer Klimaziele mengen- und zeitbegrenzte Emissions-

zertifikate für Treibhausgase verteilen und versteigern. Ergänzend werden den MS mit 

der Lastenteilungsentscheidung nationale Reduktionsziele für Sektoren außerhalb des 

Emissionshandels, insbesondere für Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft, gesetzt. 

 
241 Vgl. Hubert, 2020, S. 154 - 157. 
242 Wagener, Eger, 2014, S. 291; Raworth, 2021, S. 185–187; van Suntum, 2013, S. 58–59; Edenhofer, 
Jakob, 2017, S. 62 - 64. 
243 Vgl. United Nations, 2022. 
244 Vgl. Wagener, Eger, 2014, S. 432; Pufé, 2014, S. 63–65; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 78–80; Europäi-
sche Kommission, Generaldirektion Klimapolitik, 2020. 
245 2015 bestand der Länderbeitrag Deutschlands darin, den CO2-Ausstoß bis 2030 um 55 Prozent zu ver-
ringern und vollständige Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen. 
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Bislang müssen energieintensive Unternehmen der Industrie und Energiewirtschaft so-

wie der innereuropäische Luftverkehr mit den Zertifikaten verbundene Verschmutzungs-

berechtigungen vorweisen oder ihre Emissionen einschränken. Eine mit europäischen 

Reduktionszielen korrespondierende Treibhausgas-Obergrenze (Cap) legt fest, wie viel 

Gesamtausstoß für Anlagen der genannten Branchen erlaubt wird. Die Zertifikate kön-

nen frei gehandelt werden (Trade). Hierdurch bilden sich ein Markt und ein Preis für die 

von der EU tolerierten Emissionen. Jedes der Regelung unterfallende Unternehmen wird 

Kosten der Verschmutzung und der Zertifikate abwägen. Kann der Verursacher bspw. 

mit technisch fortschrittlichen Lösungen CO2 vermeiden, wird seine Nachfrage nach Zer-

tifikaten entsprechend sinken. Mit einer Marktlösung nach R. Coase kann der CO2-Aus-

stoß gesamtwirtschaftlich effizient minimiert werden.246 Als problematisch erwies sich, 

dass die vom Zertifikatehandel ausgehenden Preissignale bislang zu schwachen Anreiz 

bieten, um die Lenkungswirkung zur CO2-Vermeidung voll auszuschöpfen. In der weite-

ren Verknappung, angepasster Zuteilung der Zertifikate und angemessener Beteiligung 

der MS am Versteigerungserlös besteht Optimierungspotenzial.247 Norwegen, Island, 

Liechtenstein und die Schweiz sind vertraglich mit dem Cap and Trade System der EU 

verknüpft, das System ist somit im Gegensatz zu Besteuerungsmodellen international 

anschlussfähig. 

Seit 2005 hat die EU in mehreren Handelsperioden die Emissionsrechte reduziert und 

den Verteilungsmechanismus angepasst. Während die Rechte zunächst nach Grandfat-

hering verteilt wurden, d. h. die Zuteilung auf die MS orientiert an bisher national freige-

setzten Emissionsmengen,248 bildet nun Benchmarking besonders emissionsarmer An-

lagen die Grundlage. Die Verteilung wird mit anteiligen Versteigerungen kombiniert.249 

Mit „Fit für 55“ schlägt die EU mit einer Änderung der Richtlinie 2003/87/EG die Auswei-

tung des Emissionshandels auf den See- und den Straßenverkehr sowie auf Gebäude 

vor, wobei diese Zertifikate versteigert werden sollen. Mit der vorgeschlagenen Ausdeh-

nung sollen spätestens ab 2027 europaweit Anreize zur Senkung des Direktverbrauchs 

fossiler Brennstoffe geschaffen werden, wodurch sich europäische Klimapolitik auch auf 

das Verhalten von Individuen auswirken soll.250   

Für Deutschland tritt mit Art. 20a GG der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu 

den weiteren Zielen staatlichen Handelns, wobei i. S. v. langfristiger nachhaltiger Ent-

wicklung erstmals eine Verantwortung für künftige Generationen verankert ist.  

 
246 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 340–344; Klump, 2013, S. 88 - 90. 
247 Vgl. Edenhofer, Jakob, 2017, S. 87 - 91. 
248 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 343. 
249 Vgl. Ebenda. 
250 Vgl. Rat der Europäischen Union, 2022.  
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Die im Klimaschutzplan 2030 zusammengefassten klimaschutzpolitischen Grundsätze 

und Ziele der Bundesregierung wurden zuletzt am 09.10.2019 angepasst. Die strategi-

sche Ausrichtung des Plans und der beabsichtigte Policy-Mix resultieren aus Auswer-

tungen von Klimaschutzszenarien und wissenschaftlichen Analysen in den Handlungs-

feldern Energiewirtschaft, Gebäude, Verkehr, Industrie, Abfallwirtschaft, Landwirtschaft 

sowie -nutzung und Forstwirtschaft. Ab 2021 wurde mit dem BEHG ein progressives 

Festpreissystem zur CO2-Bepreisung für Brenn- und Kraftstoffe ergänzend zu den be-

reits jetzt von der EU bepreisten Sektoren eingeführt, v. a. für Gebäude und Verkehr. 

Die Kosten obliegen dem Brenn- und Kraftstoffhandel, der Verschmutzungsrechte ent-

sprechend der verkauften Menge fossiler Energieträger vorweisen muss. Es wird davon 

ausgegangen, dass der Handel die Kosten für die Zertifikate an die Endverbraucher wei-

tergibt und insofern Lenkungseffekte hin zu weniger Nachfrage ausgelöst werden, d. h. 

die externen Kosten des mit dem Verbrennvorgang verbundenen Schadstoffausstoßes 

internalisiert werden. Die staatlichen Einnahmen sollen wiederum per Umlage auf Strom-

kosten Bürger und Wirtschaft entlasten.251 

Der im Klimaschutzplan 2030 dargelegte Policy-Mix weist finanzpolitische, verhaltens-

steuernde und regulierende Merkmale auf. Ordnungsrechtliche Eingriffe, d. h. Regulie-

rungen über Verbote und Strafen auf exakte Tatbestände und fixe Mengen, werden eher 

nachrangig eingesetzt. Ordnungsrecht ist zwar vergleichsweise leicht durchsetzbar, 

weist aber im Politikfeld geringe Zielgenauigkeit auf, die Lenkungswirkung ist einge-

schränkt, fortschrittliche technische Lösungen zur CO2-Vermeidung werden nur bis zur 

Kappungsgrenze der Strafbarkeit umgesetzt und Ineffizienzen können klimafreundliche 

Innovationen bremsen.252 

Eine integrierte Aufstellung von Klimafolgen auf nationaler Ebene wurde 2008 mit der 

Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel geschaffen. In fünfzehn Hand-

lungsfeldern werden seither bundesrechtliche Optionen für Klimaanpassungsmaßnah-

men gemonitort. Die entsprechende Klima- und Risikoanalyse des UBA betrachtet sozi-

oökonomische Auswirkungen verengt auf demografische Entwicklungen.253  

Der Klimaschutzplan 2030 erkennt an, dass die Dekarbonisierung strukturelle Verände-

rungen hervorruft und will Sorge tragen, „… dass [damit] … kein Abbau von sozialen 

Errungenschaften und Standards einhergeh[t].“254 Es sind soziale Entlastungsmaßnah-

men angelegt, bspw. mit niedrigeren Steuern und Abgaben auf Strom oder Verstärkung 

 
251 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2021, S. 24; Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2019, S. 18. 
252 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2019, S. 20; Mankiw, Taylor, 
2018, S. 337–338; Hubert, 2020, S. 169 - 173. 
253 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2008. 
254 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2019, S. 9. 
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des Wohngeldes. Allerdings kam eine Untersuchung im Auftrag des Europäischen Par-

laments zu der Einschätzung, dass „bestehende Finanzinstrumente zur Verbesserung 

des Gebäudebestandes die Linderung von Energiearmut unter deutschen Haushalten 

eher begrenzt beeinflussen wird.“255 Ab 01.07.2022 erfolgt die Finanzierung mehrerer 

Maßnahmen aus dem Energie- und Klimafonds als Sondervermögen und somit bereits 

aus Erlösen der ergänzenden deutschen Emissionszertifikate auf Brenn- und Kraftstoffe.  

Das EEG sollte nachhaltige Entwicklung mit volkswirtschaftlichen Belangen in Einklang 

bringen, indem erneuerbare Energiequellen gefördert und ihr Anteil an der Stromversor-

gung gesteigert werden, während fossile Ressourcen geschont werden. Das Gesetz ga-

rantiert die Abnahme und subventioniert den Ausbau von Solar-, Wind-, Biomasse- und 

Wasserkraftwerken bislang mit Geldern, die nach §§ 60 ff. EEG bis zum 30.06.2022 für 

einige Verbraucher auf die Stromrechnung umgelegt wurden. Allerdings galten für ener-

gieintensive Bereiche der Wirtschaft Sonderbestimmungen bei der Umlage. 

Einerseits soll der Zertifikatehandel beim Verursacher durch Signale der Knappheit CO2-

Vermeidung anreizen, zudem sorgte die Subvention von Anbietern erneuerbarer Ener-

gien durch das EEG für ein insgesamt höheres Angebot an Energie und somit Rebound-

Effekte. Die beabsichtigte Integration nachhaltiger Energieformen allein führte nicht zu 

einer hinreichend zielgenauen Lenkungswirkung gegen klimaschädliche Energiequel-

len.256 Da technisch fortschrittliche Lösungen hinsichtlich Energieeffizienz und damit 

CO2-Vermeidung nicht optimal vom Verursacher in Prozess- und Produktinnovationen 

umgesetzt werden, bewirkt das Collingridge-Dilemma Lock-ins und verlangsamt den 

Strukturwandel.257 Mit dem im Jahresverlauf 2022 kriegsbedingt verknappten Energie-

angebot stiegen die Preise auch für erneuerbare Energien, ohne dass die Nachfrage 

umgehend klimafreundlich gedeckt werden kann.   

Mit dem knappen Energieangebot sind Kostenanstiege zu verzeichnen, die Anreizwir-

kungen beeinträchtigen und somit klimapolitische Grundannahmen veränderten. Die 

Bundesregierung verabschiedete nacheinander drei Entlastungspakete i. H. v. 95 Mrd. 

€ mit den Schwerpunkten: 

 

1. Anhebung des Arbeitnehmerpauschbetrages nach dem EStG,  

Anhebung des Grundfreibetrages der EStG,  

Heizkostenzuschuss für Wohngeldbezieher, Auszubildende und Studierende, 

befristete Erhöhung der Entfernungspauschale für Fernpendler und  

Wegfall der Umlage für erneuerbare Energien nach dem EEG; 

 
255 Europäisches Parlament, 2015, S. 19. 
256 Vgl. Mankiw, Taylor, 2018, S. 355; Edenhofer, Jakob, 2017, S. 88 - 89. 
257 Vgl. Hubert, 2020, S. 163 - 168. 
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2. Energiepreispauschale für einkommensteuerpflichtige Erwerbstätige,  

Einmalbonus auf das Kindergeld,  

Einmalzahlung für Empfänger von Sozialleistungen und Arbeitslosengeld 1,  

befristetes Neun-Euro-Ticket und  

befristete Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe; 

3. Strompreisbremse: niedrigere Preisen in einer Basisversorgung, 

Abschöpfen sog. Zufallsgewinne als Kriegsfolge am Strommarkt,  

internationale Mindestbesteuerung auf Konzerneinkommen vorgezogen, 

ausgesetzte Progression des BEHG, 

vergünstigtes bundesweites Nahverkehrsticket, 

vergünstigte Umsatzsteuer auf Gastronomieleistungen, 

Bürgschaften und Kredite für betroffene Unternehmen, 

Anhebung des Bürgergeldes (bislang Arbeitslosengeld II und Sozialgeld), 

Entlastungen bei Wohngeldbezug, für Rentner, Studierende, Familien usw. 258 

Die Entlastungspakete und die am 14.09.2022 von der EU vorgeschlagene Notfallmaß-

nahme sollen zunächst die Versorgungssicherheit mit Energie gewährleisten. Sofort-

maßnahmen mit Energie- und Klimabezug befinden sich zum Zeitpunkt der Drucklegung 

dieser Arbeit noch in der öffentlichen Diskussion. Andere Teile der Pakete, wie bspw. 

das Neun-Euro-Ticket oder der sog. Tankrabatt auf Kraftstoffe, waren befristet und für 

jedermann offen. Die Lenkungswirkung des Policy-Mix und Entlastungseffekte für Haus-

halte mit niedrigem Einkommen werden zu untersuchen sein. In einer ersten Einschät-

zung kritisiert das UBA die pauschale bedarfsunabhängige Subventionierung des Indivi-

dualverkehrs mit dem Tankrabatt als „der dringend erforderlichen Reduzierung des fos-

silen Kraftstoffverbrauchs entgegen[wirkend]“ und „die notwendige Transformation im 

Verkehrssektor behinder[nd]“.259  

Umweltschutz ist im Freistaat Sachsen als ökologische Zielbestimmung in Art. 10 Sächs-

Verf Teil der Landesverfassung. Er bezieht sich auf einen ressourcenschonenden Um-

gang u. a. mit dem Medium Luft und enthält die Lebensgrundlage kommender Genera-

tionen als Schutzgut. Angesichts der überwiegenden europa- und bundesrechtlichen 

Prägung des Umweltrechtes tragen Landesmaßnahmen ergänzenden Charakter.260 An 

Stelle eines Landesklimagesetzes verabschiedete die Sächsische Staatsregierung 2021 

ein Energie- und Klimaprogramm mit den Schwerpunkten: Steigerung der Ressourcen- 

und Energieeffizienz, Ausbau der Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien, Auf-

rechterhaltung des hohen Niveaus der Versorgungssicherheit, Unterstützung gekoppel-

ter Ansätze, Anpassung an die Folgen des Klimawandels sowie Ausbau von Wissen und 

 
258 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, 2022; Die Bundesregierung, 2022. 
259 Umweltbundesamt, 2022a, S. 9. 
260 Vgl. Degenhart, Meissner, 1997, S. 132 - 133. 
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Wissenstransfer. Der Handlungsrahmen soll durch einen Maßnahmenkatalog ergänzt 

werden.261 Der sächsische Beitrag zum Klimaschutzbericht der Bundesregierung 2021 

benennt als wesentliche Herausforderung, die von der Braunkohleverstromung domi-

nierte Elektrizitätserzeugung auf erneuerbare Energiequellen umzustellen.262 Im indirek-

ten und unmittelbaren Vollzug europäischen Rechts werden die Strukturfonds i. S. d. 

Europäischen Grünen Deals mit Investitionsanreizen und Bildungsangeboten zur Dekar-

bonisierung beitragen. 

 

5.3 Wesenszüge des Klimasozialfonds  

Fragt man nach der sozialen Komponente von Klimapolitik, ist die Vermeidung von Kli-

makatastrophen für die Weltgemeinschaft und der Erhalt der Lebensgrundlage künftiger 

Generationen zu nennen. Neu am Klimaengagement der EU ist u. a. die geplante So- 

zialbindung der durch die versteigerten Zertifikate erzielten Einnahmen. Die MS sollen 

die Mittel nach Vorschlag der Kommission zweckgebunden für klima- oder sozialrele-

vante Ausgleichsmaßnahmen verwenden, anteilig zur Kofinanzierung eines KSF. 

Die EU stützt ihr Engagement auf die Art. 191 Abs. 1, 194 Abs. 1 lit. c und Art. 91 Abs. 

1 lit. d AEUV, kommt damit ihrer umweltpolitischen Verantwortung einschließlich des 

Klimaschutzes nach und tritt für Energieeffizienz und erneuerbare Energien i. S. v. grenz-

übergreifender Daseinsvorsorge und Funktionieren des Binnenmarktes ein.263  

Die Kommission will mit „Fit für 55“ auf ein steigendes bzw. stabil hohes Preisniveau bei 

Brenn- und Kraftstoffpreisen hinwirken, die sich andererseits sozial und verteilungspoli-

tisch v. a. auf finanziell Schwächere auswirken. Da vermögens- und einkommensschwa-

che Privathaushalte einen größeren Teil ihres Einkommens für Energie und Beförderung 

aufwenden, soll ab Inkrafttreten der CO2-Bepreisung für den Gebäude- und den Stra-

ßenverkehrssektor bis 2032 ein KSF für besonders Betroffene eingesetzt werden. Der 

KSF soll zum sozialverträglichen Übergang zur Klimaneutralität beitragen. Die drei recht-

setzenden Organe Kommission, Europäisches Parlament und Rat befinden sich im Sep-

tember 2022 noch im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach Art. 289 i. V. m. Art. 

294 AEUV über das sekundärrechtliche Paket „Fit für 55“ einschließlich der Verordnung 

zum KSF. Art. 4 Abs. 2 des Kommissionsentwurfes vom 14.07.2021 verpflichtet die MS, 

den KSF verzahnt mit anderen Maßnahmen, bspw. des ESF und der ESSR auszuge-

stalten. 

 
261 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft, 2021. 
262 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2021, S. 158. 
263 Art. 91 AEUV ergänzt den Zielkatalog um grenzübergreifend nachhaltige Mobilität im Kontext von Um-
welt, Energie und Freizügigkeit. Die in Art. 90 ff. AEUV normierte Verkehrspolitik unterfällt nach Art. 4 Abs. 
2 lit. g AEUV der geteilten Zuständigkeit. 
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Um direkte soziale Lasten des auf fossile Brennstoffe ausgeweiteten Zertifikatehandels 

zu verringern, sollen den MS Mittel zur Verfügung gestellt werden, die die nationale 

Handlungsfähigkeit zur Bewältigung der sozialen Auswirkungen auf finanziell Schwä-

chere unterstützen und umweltverträgliche Investitionen fördern sollen. Langfristig soll 

dies die EU und die MS befähigen, im Anpassungsprozess zur Verringerung fossilen 

Energieverbrauchs Resilienz zu erreichen. 

Energiearmut bezeichnet in Art. 2 Ziff. 11 des Verordnungsentwurfes Haushalte mit „mitt-

leren Einkommen im unteren Bereich“, d. h. die ersten fünf Dezile in der Medianvertei-

lung. Neben diesen Haushalten werden auch Kleinstunternehmen und Verkehrsnutzer 

in Art. 1 des Entwurfes als förderfähiger Personenkreis benannt, sofern sie bestimmte 

Vulnerabilitätskriterien hinsichtlich Energienutzung und -effizienz von Gebäuden oder 

Mobilität aufweisen. Zur Bedürftigkeit tritt eine besondere Betroffenheit von Verteilungs-

wirkungen der Klimapolitik zu Gebäuden und Straßenverkehr hinzu. Hinsichtlich der Mo-

bilität ist vulnerabel, wer in ländlichen oder abgelegenen Regionen keinen Zugang zu 

alternativen, bezahlbaren Mobilitäts- und Transportmöglichkeiten hat (Art. 2 Ziff. 13 des 

Entwurfes). Für den Gebäudesektor soll die Förderwürdigkeit gegeben sein, wenn Mittel 

zur energetischen Renovierung des selbst genutzten Gebäudes fehlen (Art. 2 Ziff. 11 

und 12 des Entwurfes).  

Spezifisches Ziel des KSF ist es, Anspruchsberechtigte durch Maßnahmen und Investi-

tionen zu unterstützen, die: 

• im Kontext von Gebäuden die Energieeffizienz erhöhen, mit Renovierungen Hei-

zen und Kühlen stärker dekarbonisieren oder Energie aus erneuerbaren Quellen 

integrieren sowie 

• den Zugang zu emissionsfreier und emissionsarmer Mobilität und entsprechen-

den Verkehrsmitteln verbessern. 

Zusätzlich erlaubt die EU erstmalig den Einsatz befristeter direkter Einkommensbeihil-

fen, um den absehbaren Preisanstieg bei Brenn- und Kraftstoffen für bedürftige und vul-

nerable Haushalte und Verkehrsteilnehmer abzumildern. Die Direktzahlungen sind aus-

schließlich auf die direkten Auswirkungen des Emissionshandels zu beschränken.  

Maßnahmen und Investitionen sind als temporäre Finanzhilfe oder degressive steuerli-

che Anreize zu gestalten. Art. 6 des Entwurfes beinhaltet folgende konkreten Gestal-

tungsoptionen:  

• Gebäudesanierungen, insbesondere für Wohngebäude mit der schlechtesten 

Energieeffizienz, durch Zuschüsse oder steuerliche Anreize,  

• Dekarbonisierung des Heizens, Kühlens und Kochens, bspw. durch Elektrifizie-

rung, Integration erneuerbarer Energien sowie durch mehr Energieeffizienz, 
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• Unterstützung bei der Bereitstellung bezahlbarer Lösungen für energieeffiziente 

Sanierungen, 

• Unterstützung im Zugang zu emissionsfreien und -armen Fahrzeugen und Fahr-

rädern,  

• Ermöglichen öffentlicher und privater Infrastruktur zum Tanken und Laden emis-

sionsfreier und -armer Fahrzeuge und Fahrräder, 

• kostenloser oder vergünstigter Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln, Förde-

rung nachhaltiger Mobilitätsdienste, 

• Entwicklung, Bereitstellung und Einführung emissionsfreier und -armer Mobili-

täts- und Verkehrsdienste in abgelegenen oder wenig entwickelten Regionen (z. 

B. ländliche Gebiete, Inseln, Berge, schlecht zugängliche und abgelegene Ge-

biete, wenig entwickelte Stadtrandgebiete). 

Art. 8 des Entwurfes ermöglicht die Einbeziehung anderer öffentlicher oder privater Ein-

richtungen, u. a. Vermieter, sofern Vorteile der Maßnahmen und Investitionen an die 

Zielgruppe weitergegeben werden. 

Art. 12 des Entwurfes regelt die Subsidiarität des Fonds. Alle Maßnahmen, Investitionen 

und Einkommensbeihilfen sind demnach ergänzend und zusätzlich in das System mit-

gliedstaatlicher Leistungen einzupassen. Im Rahmen des Monitorings der europäischen 

Klimaziele sind die MS verpflichtet, nationale integrierte Energie- und Klimapläne zu er-

stellen und fortzuschreiben. Um den KSF nutzen zu können, arbeiten die MS nach Art. 

3 ff. des Entwurfes auf ihre individuelle sozioökonomische Bedarfslage angepasste 

Klima-Sozialpläne aus. Der Klima-Sozialplan ergänzt den Energie- und Klimaplan um 

ein stimmiges Investitions- und Maßnahmepaket hinsichtlich energieeffizienter Gebäude 

und Verkehrslösungen für die national näher zu bestimmende bedürftige und vulnerable 

Zielgruppe. Optional können in der nationalen Programmplanung maximal 35 Prozent 

der Mittel als direkte Einkommensbeihilfen vorgesehen werden.  

Art. 10 Abs. 2 und Art. 21 des Entwurfes regen an, für Planung und Steuerung Synergien 

mit anderen Fonds zu nutzen. Da diese Administration der Strukturfonds EFRE und ESF 

in Deutschland (mit Ausnahme eines zusätzlichen Bundes-ESF) auf Ebene der Bundes-

länder erfolgt, ergeben sich für die Verwaltungsbehörden des Freistaates Sachsen Op-

tionen zur Durchführung des KSF. Die Aus- und Weiterbildungssysteme können im Kon-

text des Klimaschutzes auf Nachfragetrends am Arbeitsmarkt vorbereitet werden. 

Im mehrjährigen Finanzrahmen der EU sollte der Fonds zunächst mit 72,2 Mrd. € veran-

schlagt werden, wobei der Entwurf 5,9 Mrd. € für Deutschland vorsah. Die MS sollen 

nach Art. 14 des Entwurfes mit nationalen Beiträgen von mindestens 50 Prozent die 
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Fondsmittel verstärken. Der Standpunkt des Rates vom 29.06.2022 beinhaltet u. a. die 

Streichung der nationalen Kofinanzierung. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ver-

schob der Rat den Start des erweiterten Zertifikatehandels und parallel des KSF von 

2026 auf 2027. Der Rat limitierte den Fonds auf einen Höchstbetrag von 59 Mrd. €, was 

im vorgeschlagenen Verteilungssystem einen Anteil von 4,83 Mrd. € für Deutschland 

ergibt. Der Länderschlüssel bezieht u. a. Grandfathering in die Verteilung ein. Über die 

Höhe der Fördersätze ist noch nichts ausgesagt. 

Eine Kurzstudie des Umweltbundesamtes (UBA) erstellte im Mai 2022 einen Vorschlag 

zur Operationalisierung von Energiearmut und ergab 2,3 Mio. vulnerable Haushalte im 

Handlungsfeld Wärme in Gebäuden und 700.000 vulnerable Haushalte hinsichtlich Mo-

bilität.264 Noch basierend auf dem Budget des Kommissionsentwurfs wurde eine Kon-

zentration der Mittel auf energetische Gebäudesanierung in Form einer Förderung für 

die Installation von Wärmepumpen vorgeschlagen.265 

 

  

 
264 Vgl. Umweltbundesamt, 2022b, S. 39 - 41. 
265 Vgl. Umweltbundesamt, 2022b, S. 50 - 54. 
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6 Diskurs integrativer und dissoziierender Anreize 

6.1 Klimasozialfonds 

2019 schlug die EU mit der Strategie des Europäischen Grünen Deals vor, Klimaschutz, 

Energieversorgung, Digitalisierung, Binnenmarkt, Industrie- und Sozialpolitik integriert 

zu verbessern. Europaweit fordern Interessengruppen, wie Fridays for Future, die Gelb-

westenbewegung, die Fünf-Sterne-Bewegung u. a. einerseits effektiven Klimaschutz mit 

kollektiven Verhaltensänderungen und andererseits sozial gerechtere Verteilung. Klima-

schutzmaßnahmen, Wirtschafts- und Sozialpolitik weisen Zielkonflikte auf, die sich in 

Wohlstandsverlusten ausdrücken.266 Zunächst betrifft dies die Wettbewerbsfähigkeit, 

insbesondere kleiner Unternehmen, darüber hinaus werden Privatpersonen mit Knapp-

heit und Formen von Energiearmut konfrontiert. Die Rückverteilung von Erlösen des 

CO2-Zertifikatverkaufs kann die Akzeptanz von Klimapolitik verbessern.267 Die EU 

schlägt den MS daher vor, mit Zertifikaterlösen den KSF kozufinanzieren und plant, ei-

gene Mittel des mehrjährigen Finanzrahmens einzusetzen. Die soziale Entlastung ver-

teilt innerhalb einer Generation um, ohne dass das Instrument zukünftige finanzielle Las-

ten schafft. Die EU will den Strukturwandel mit Klimasozialpolitik begleiten und den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt stärken. 

Am Beispiel des KSF fällt auf, dass klare Trennlinien zwischen Klimaschutz, sozialen 

Hilfen für von Klimamaßnahmen besonders Betroffenen und Anreizen für umweltscho-

nendes Wirtschaften kaum mehr deutlich werden. Die KSF-Entwürfe sind auf Teilkom-

pensation der CO2-Bepreisung und nicht etwa auf Folgen des Klimawandels ausgerich-

tet. Der KSF soll dazu beitragen, dass vulnerable Gruppen durch die Energiewende nicht 

unter Energiearmut leiden und so die nachhaltige Entwicklung der EU stärken. Durch die 

stärkeren EU-Kompetenzen im Umwelt- und Verkehrsbereich wird der KSF kompeten-

ziell dort und nicht im Sozialrecht verortet.  

Die Verbindung aus gesteigerter Energieeffizienz und sozial gerechter Lastenteilung bei 

der Dekarbonisierung ist neuartig. Eine Untersuchung des UBA zu Instrumenten des 

deutschen Klimaschutzplans 2030 zeigt dagegen, „…dass ein Großteil der in Deutsch-

land beschlossenen Maßnahmen nicht gezielt auf finanziell schwächere oder besonders 

betroffene Gruppen zugeschnitten ist [ohne Hervorhebungen].“268 Ebenso richten sich 

einige der Maßnahmen der deutschen Entlastungspakte ohne Bedürftigkeitsprüfung an 

Rentner, Studierende oder Familien.  

 
266 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 16–17; Wagener, Eger, 2014, S. 290. 
267 Vgl. Sauga, Traufetter, 2021. 
268 Umweltbundesamt, 2022b, S. 26. 
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Laut einer Untersuchung im Auftrag des Europäischen Parlaments unterscheidet sich 

aufgrund unterschiedlicher Sozialsysteme die Leistungsfähigkeit nationaler Politiken hin-

sichtlich Energiearmut stark. Es liegt im Ermessen der MS, inwieweit Energiearmut na-

tional als Problem definiert wird. Eine einheitliche europäische Definition fehlt bislang.269  

Für die potenziellen KSF-Anspruchsberechtigten wird die Vulnerabilität in Bezug auf die 

planmäßig 2027 beginnende Stufe des CO2-Zertifikatehandels im Klima-Sozialplan fest-

zustellen sein. Dabei ist die Subsidiarität möglicher Maßnahmen zu bestehenden natio-

nalen und regionalen Angeboten zu prüfen. Da bspw. Grundsicherung nachrangig ge-

währt wird, werden Einkommensbeihilfen auf deutsche soziale Sicherungen anrech-

nungspflichtig und entfalten damit für diese Leistungsempfänger keine volle Wirkung. 

Jedoch „… beziehen auch nicht alle einkommensschwachen Haushalte soziale Trans-

ferleistungen bzw. Transferleistungen berücksichtigen nur zum Teil die Aufwendungen 

für Energie“,270 wobei mit diesen Lücken im nationalen sozialen Sicherungssystem 

Haushalte mit mittleren Einkommen im unteren Bereich außerhalb des Leistungsbezu-

ges erreicht werden können.  

Inwiefern mit dem KSF-Entwurf für vulnerable Gruppen intendierte Unterstützungsmaß-

nahmen auf dem Gebäude- und Verkehrssektor mit dem deutschen Sozialsystem, dem 

Klimaschutzplan 2030, möglicherweise fortgeltenden Maßnahmen der Entlastungspa-

kete und Unterstützungsmaßnahmen des Freistaates Sachsen zielgenau und v. a. sub-

sidiär gestaltet werden können, bedarf bei dem erreichten Grad der Politikverflechtung 

der Verständigung mit der EU und ggf. der gerichtlichen Überprüfung.  

Energiearmut wird sowohl hinsichtlich der Bedürftigkeit, der Vulnerabilität und der regio-

nalen Ausgestaltung als relativ von nationalen Bedingungen definiert. KSF-Maßnahmen 

können daher innerhalb Europas unterschiedlich ausgestaltet werden.  

 

6.2 Klima, Umwelt und Energie 

Für die EU ist Umwelt ein hohes Schutzgut, weshalb sie zugunsten des Klimas als glo-

baler Akteur und in geteilter Zuständigkeit stetig steigende Reduktionsziele anreizt.271 

Klimapolitik beinhaltet, wie in Kapitel 5.2 dargestellt, Vermeidung und Anpassung. Die 

zeitversetzte Wirkung des Treibhauseffektes kann Verantwortliche zum Aufschieben von 

 
269 Vgl. Europäisches Parlament, 2015, S. 34 - 35. 
270 Umweltbundesamt, 2022b, S. 33. 
271 Vgl. Ondarza, v. in Weidenfeld, Wessels, 2014, S. 353 - 355. 
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Entscheidungen zugunsten anderer kurzfristiger Herausforderungen verleiten. Zeitin-

konsistentes Verhalten kann Klimakosten steigern und Handlungsmöglichkeiten künfti-

ger Generationen i. S. v. Art. 20a GG unverhältnismäßig einschränken.272  

Das gemeinschaftliche Klima ist mit Nutzungsbedingungen fossiler Energien verbunden. 

Das im Jahresverlauf 2022 krisenbedingt273 verknappte Energieangebot nimmt die zeit-

lich und sektoral gestaffelte Lenkungswirkung der CO2-Bepreisung vorweg, wobei die 

Nachfrage nach Energiealternativen steigt. Die Ressourcenabhängigkeit vom Zulieferer 

führte zu Preisschocks, denen die EU und die Bundesebene mit Eingriffen in den Markt, 

wie der Notfallmaßnahme und den Entlastungspaketen entgegenwirken wollen. Die 

kurzfristigen staatlichen Eingriffe nach Art. 194 Abs. 1 lit. a und b i. V. m. Art. 122 AEUV 

zur Stabilisierung der Energiepreise zielen auf die Versorgung der Verbraucher und sol-

len Entlastungen von wirtschaftlichen Risiken beinhalten. Die weiterhin im Gesetzge-

bungsverfahren befindlichen „Fit für 55“ Vorschläge einschließlich des KSF sind geeig-

net, den Lenkungseffekt hoher Energiepreise i. S. d. Klimaziele ab 2027 nachzuhalten, 

um im Anschluss an die Krise keinen Rückfall auf klimaschädliche Energien zu verfesti-

gen. „Fit für 55“ kann den Ausbautrend erneuerbarer Energien befördern und in Europa 

eine nachhaltige Entwicklung etablieren. Der Kommissar für Klimaschutz, F. Tim-

mermans, sagte dazu am 14.09.2022 „[D]iese Krise macht deutlich, dass das Zeitalter 

billiger fossiler Brennstoffe vorbei ist und dass wir den Übergang zu heimischer, erneu-

erbarer Energie beschleunigen müssen.“274  

Konsistente Zielvorgaben, Planbarkeit und Transparenz helfen Unternehmen und Pri-

vathaushalten, sich an die Energiewende anzupassen. Etablierte deutsche Klimaschutz-

politik ist passfähig zu europäischem Recht zu gestalten. Ein europäischer Zertifikate-

handel wird gegenüber der deutschen CO2-Bepreisung für Gebäude und Verkehr nach 

dem BEHG uneingeschränkten Anwendungsvorrang entfalten.275  

Das Zertifikatesystem soll nachhaltigen Verhaltensänderungen dienen und wird nicht zur 

Verbesserung staatlicher Einnahmen erweitert. Die Investitionskosten betreffen nach 

Art. 191 Abs. 1 AEUV Verursacher, d. h. Immobilienbesitzer, Mobilitäts- und Energienut-

zer sowie staatliche Stellen für Infrastrukturmaßnahmen. Die gezielte Rückverteilung an 

vulnerable Gruppen soll die Anpassung an Klimawandelmaßnahmen in Europa sozial 

vertretbar ermöglichen. 

 
272 Vgl. Lütge, Uhl, 2018, S. 153; Hubert, 2020, S. 89 - 91. 
273 Der kurzfristige Rückgriff auf alternativ verfügbare fossile Energiequellen, wie heimische Kohlekraft-
werke, kann nicht als Beitrag zum Klimaschutz oder zur Nachhaltigkeit gewertet werden, sondern ist der 
beschleunigten Dynamik der Energiewende geschuldet.   
274 Europäische Kommission, 2022a. 
275 Vgl. Streinz, 2019, S. 75. 
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Zwar richten sich Auflagen und Sanktionen im Umweltrecht v. a. an Unternehmen, den-

noch können Verbote künftig auch für Privatpersonen in Betracht kommen. Inwieweit 

klimaschädliches Verhalten vermögender oder einkommensstarker Personen gesell-

schaftlich akzeptabel bleiben wird, bedarf der öffentlichen Diskussion. Einige Formen 

freiheitlichen Lebensstils könnten sich als problembehaftet erweisen und Einschränkun-

gen, wie Tempolimits für Luxusautos mit klimaschädlichen Verbrennungsmotor oder 

Verbote kurzer Flugreisen, nach sich ziehen.276  

 

6.3 Soziale Fragen 

Sozialpolitik soll durch Rahmenbedingungen und Umverteilung für gerechtere Ergeb-

nisse als der Markt sorgen. Im Einigungsprozess vollzog sich soziale Integration pfad-

abhängig entlang der grenzüberschreitenden Beschäftigung. Über Arbeit erfolgt die Teil-

habe am Wirtschaftsprozess, werden gleichberechtigte Chancen zu Inländern herge-

stellt und Rechte für Angehörige des Arbeitnehmers etabliert. Die EU teilt sich mit den 

MS Zuständigkeiten im Kontext der Arbeitnehmerfreizügigkeit und konnte mit dem ESM 

i. S. einer Sozialen Marktwirtschaft einen Bestand an gemeinschaftlichem Recht schaf-

fen. Europäische Kompetenzen hinsichtlich Beschäftigungspolitik und sozialen Fragen 

werden dagegen koordiniert. Die EU versucht, bspw. mit der ESSR ein einheitliches so-

ziales Zielsystem zu moderieren. Die ESSR kann Reformen auf mitgliedstaatlicher 

Ebene befördern, ohne in den Verträgen vereinbarte Kompetenzen zu erweitern. 

Sozialstaatlichkeit ist national unterschiedlich ausgeprägt. Staaten weisen gewachsene 

Konzepte von Gerechtigkeit auf, die Risiken für bestimmte Lebenslagen abdecken. Mit 

den etablierten Umverteilungssystemen korrespondieren Eingriffe in Eigentumsrechte. 

Da aktuell kaum eigene unionale Zuständigkeiten bestehen, konnten bislang eher punk-

tuelle Interventionen als ein dauerhaftes Sozialprogramm etabliert werden. So koordi-

niert die EU mit OMK u. a. Mindestlohnvorschriften und perspektivisch die mit Klima-

schutzmaßnahmen einhergehenden Effekte von Energiearmut.  

Im Jahr 2022 wird mit dem Energiemarkt eine Grundlage des gemeinsamen Zusammen-

lebens besonders herausgefordert. Ob die Versorgung für alle Unionsbürger sicher 

bleibt, wird sich im europäischen Zusammenhalt zeigen. Knappheit an Energie, aufgrund 

der Kriegssituation oder Klimapolitik, stellt für Privathaushalte eine neuartige Bedarfs-

lage dar. Finanzielle Mehrbedarfe werden in den sozialen Sicherungssystemen oder als 

Anpassungen im Lohn- und Preisgefüge am Markt auszuhandeln sein. Mit dem KSF soll 

erstmals direkt gegen eine bestimmte Form der Deprivation vorgegangen werden, indem 

 
276 Vgl. Hubert, 2020, S. 169 - 170. 
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zeitlich begrenzt auch direkte Einkommensbeihilfen ausgereicht werden. Wie der New 

Deal soll auch der Europäische Grüne Deal für Marktbelebung mittels Beschäftigung, 

Investition in klimaneutrale Infrastruktur, Gebäude sowie Mobilität und insgesamt geho-

bene Lebensstandards sorgen.  

Da die Feststellung von Energiearmut und auch die Maßnahmen nach den Klima-Sozi-

alplänen national uneinheitlich bleiben, kann der Verteilmechanismus einen Anhalts-

punkt geben, ob eine faire Mittelverteilung zwischen den MS vorliegt. In seinem Anhang 

beinhaltet der KSF-Vorschlag eine kombinierte Umverteilungsmethode, die u. a. Bevöl-

kerungszahl, BIP pro Kopf, Armutsbetroffenheit und Grandfathering enthält. Da sowohl 

bisherige Durchschnittsemissionen als auch geringe Einkommen in den MS berücksich-

tigt werden, kann die Mittelverteilung als solidarisch und gerecht bewertet werden.277  

Ein soziales Europa bedeutet keine einheitliche Sozialversicherung, sondern ermöglicht 

den MS, ihre Sicherungssysteme bei Lebensrisiken, wie Krankheit oder Verlust des Ar-

beitsplatzes, zu verbessern. Da Art. 153 Abs. 4 AEUV die Möglichkeiten der EU zur 

Umverteilung zwischen den MS begrenzt, nutzt der beschäftigungspolitische ESF die 

Hebelwirkung der mitgliedstaatlichen Kofinanzierung. Die Strukturfondspolitik sorgt für 

Zusammenhalt in der EU und kann europäische Standards setzen. Sie erlaubt ärmeren 

MS überhaupt erst die Finanzierung sozialer Maßnahmen oder verhinderte den Rückbau 

von Sozialstaatlichkeit in Ländern, die von Kürzungsvorgaben durch Kreditgeber und 

internationale Banken betroffen waren. Mit dem KSF kann sich die EU einer durch ei-

gene Klimaschutzmaßnahmen verstärkten sozialen Problemlage annehmen und gleich-

zeitig die eigene Sichtbarkeit erhöhen. Beschäftigung in ökologischen Branchen zu or-

ganisieren, kann mit dem integrierten Ansatz des Europäischen Grünen Deals zur nach-

haltigen Entwicklung beitragen. Der finanzielle Einsatz des KSF ist passfähig zu den 

Strukturfonds ESF und EFRE.  

 

6.4 Wirtschaft und Wachstum 

Der europäische Binnenmarkt ist gekennzeichnet durch Freiheiten und wettbewerbs-

rechtliche Schutzmechanismen. Seine offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb ba-

siert auf Art. 3 EUV und Art. 119 AEUV. Dieser Markt ist in das Regelsystem einer Wirt-

schaftsordnung eingebunden, die Ungleichgewichte, bspw. der Beschäftigung, vermei-

den soll. Der Binnenmarkt beinhaltet die vier Grundfreiheiten, deren Wirkung grenzüber-

schreitend durchgesetzt wird. Recht und Rechtsprechung sorgen für Rahmenbedingun-

 
277 Vgl. Umweltbundesamt, 2022b, S. 22 - 23. 
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gen, die Wachstum und Wohlfahrt begünstigen. Die völlige Angleichung nationaler Wirt-

schaftsordnungen wird kontrovers diskutiert. Zudem wurden Interventions- und Umver-

teilungsmaßnahmen bislang vermieden.278 Die EU versteht sich selbst als Wirtschafts-

union und der gemeinsame Binnenmarkt ist ihr wesentlicher Erfolgsfaktor. Der wirt-

schaftliche Erfolg Europas erklärt die Erweiterung und Vertiefung der Beziehungen zwi-

schen den MS und den assoziierten Staaten sowie die Akzeptanz seiner Bürger.  

Dennoch weist der Binnenmarkt Ineffizienzen i. S. d. der sozialen und ökologischen 

Nachhaltigkeit auf. Diese Störungen hemmen das Wachstum und die Integrationsbereit-

schaft. In der Literatur zu einer zentralen Norm des Binnenmarktes, Art. 26 AEUV, wird 

ein „…möglichst wettbewerbsneutraler und sozial bzw. ökologisch qualifizierter Binnen-

markt…“279 als Leitbild beschrieben. Die Wettbewerbssituation des Marktes fördert die 

Umsetzung von technischem Fortschritt unter optimalen Ressourceneinsatz. Verlässli-

che staatliche Rahmenbedingungen zur Verfolgung sozialer und ökologischer Ziele er-

möglichen den Marktteilnehmern planvolles Handeln und den Fortbestand des Marktes. 

Im Verständnis des europäischen Primärrechts ermöglicht Wachstum über den Faktor 

Arbeit Teilhabe und stetige Verbesserung der Lebensverhältnisse, d. h. sozialen Fort-

schritt. Mit Arbeitnehmerfreizügigkeit können abhängig Beschäftigte und ihre Angehöri-

gen im gesamten europäischen Wirtschaftsraum am Unternehmenswachstum partizipie-

ren und konsumieren. Der ESF unterstützt, bspw. mit Bildungsmaßnahmen, die Anpas-

sung des Arbeitskräfteangebots auf die Bedürfnisse der Unternehmen. Beschäftigungs-

politik versteht sich als Bindeglied zwischen dem Binnenmarkt und Sozialpolitik. Das 

Konzept der Sozialen Marktwirtschaft der EU stützt sich auf die Durchsetzung von Rech-

ten am gemeinsamen Markt und das Vorhandensein mitgliedstaatlicher Sozialsysteme. 

Der EFRE unterstützt das regionale Wirtschaftswachstum mit Investitionen und sorgt wie 

der ESF und perspektivisch der KSF für europäischen Zusammenhalt. 

Bei Verteilungsfragen und negativen externen Effekten agiert die EU innerhalb des Steu-

erungsrahmens der Sozialen Marktwirtschaft. Postwachstumsökonomie und Gemein-

wohl-Ökonomie sind insofern nicht nahtlos in die fortschrittsorientierte Wirtschaftsord-

nung der EU implementierbar.280 In ökologischer Hinsicht will die Kommission bis 2050 

Klimaneutralität erreichen, d. h. eine absolute Wachstumsentkoppelung des Binnen-

marktes von fossilen Energieträgern.281 Forderungen nach einer Suffizienzwirtschaft 

 
278 Vgl. Oppermann, Classen, Nettesheim, 2018, S. 331 - 332. 
279 Calliess, Ruffert, 2016, S. 640. 
280 Sowohl der Verzicht auf Wachstum bei gleichbleibendem Konsum und ohne Anstieg des BIP als auch 
entwicklungsoffene Beteiligungsmodelle ohne Gewinnstreben sind zur europäischen Wirtschaftsordnung 
nicht passfähig, vgl. Pufé, 2014, S. 275–281; Lütge, Uhl, 2018, S. 154 - 156. 
281 Vgl. Raworth, 2021, S. 312. 
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kann dadurch Rechnung getragen werden, dass höhere Energiepreise gezieltere Nut-

zung oder den Teilverzicht der Ressource bewirken.282 Der vorgeschlagene Europäische 

Grüne Deal zielt darauf ab, die EU zu einer fairen, wohlhabenden Gesellschaft mit einer 

modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft zu verändern. Die 

Dekarbonisierung soll mit einem zeitlich gestaffelten Zertifikatsystem Preise für Treib-

hausgase in den Markt integrieren. Der Europäische Grüne Deal erzeugt mehr Resilienz 

am europäischen Energiemarkt und senkt die Importabhängigkeit von Energie.  

Der Preis als Zeichen von Knappheit und Gewinnorientierung als Anreizsystem bleibt 

bei marktkonformer Klimapolitik erhalten. Über das Preissystem finden auch Überwäl-

zungen der Investitionslasten auf die Kunden statt. Für besonders vulnerable Gruppen 

soll der KSF die erforderlichen Investitionen anschieben. Der Marktanreiz klimafreundli-

cher Investitionen erhält das Lohngefüge am Arbeitsmarkt. Gegenüber reinen Sozial-

transfers, wie den Einkommensbeihilfen des KSF, bleiben die Lohnabstände gewahrt 

und Überkompensation wird verhindert.  

Aus Governance-Gesichtspunkten steht eine juristisch konsistente und verbindliche 

Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsgedankens aus.283 Die Überführung dieses Leitbildes 

in Wirtschaftsordnungen und Integration als Querschnittsaufgabe in die Verwaltungen 

erfolgt bislang mit Hilfe von Zielbildung und Strategieprozessen. Um nachhaltige Ent-

wicklung in den drei Dimensionen und die SDGs steuern zu können, verfügt die EU der-

zeit über ein Reflexionspapier. Die EU steuert daher innerhalb von Art. 2 Abs. 3 i. V. m. 

Art. 5 AEUV anhand des Europäischen Semesters, in das nach der ESSR mit dem Eu-

ropäischen Grünen Deal auch ökologische Nachhaltigkeit integriert werden soll. Der Ent-

wurf eines Rahmenwerkes zur Implementierung der SDSs als Metagovernance für 

Nachhaltigkeit im Verhältnis zu Politiken der MS liegt vor.284 

 

6.5 Integration 

Nachhaltigkeit bedeutet auch die Einhaltung der Ziele SDG sechzehn „Frieden, Gerech-

tigkeit und starke Institutionen“ und SDG siebzehn „Partnerschaften zur Erreichung der 

Ziele“. Die Zusammenarbeit der MS zugunsten leistungsfähiger, rechtstaatlicher und 

transparenter Entscheidungsmechanismen sowie starker Institutionen zur Bewältigung 

gemeinsamer Herausforderungen befördert friedlichen Interessensausgleich. Eine funk-

tionsfähige EU ist in sich selbst ein Wert. 

 
282 Vgl. Pufé, 2014, S. 278. 
283 Vgl. Pufé, 2014, S. 236 - 237. 
284 Vgl. Rat der Europäischen Union, 2019; Meuleman, 2019. 
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Europäisches Selbstverständnis entwickelt sich nur allmählich. Historisch erzeugten 

Frieden und gemeinsame Werte Integrationsbereitschaft zwischen ehemals verfeinde-

ten Völkern. Im weiteren Annäherungs- und Einigungsprozess hängt die Akzeptanz der 

europäischen Idee von Sichtbarkeit und wirtschaftlichem Erfolg ab.285 Daher sind 

Wachstum und dadurch hervorgerufene ökonomische Teilhabemöglichkeiten der Bürger 

wichtig für die Identifikation.  

Das bisherige Integrationsprojekt Binnenmarkt wurde mit dem Vertrag von Lissabon in 

ein erweitertes System von Staatszielen der Art. 1 - 3 EUV eingegliedert. Die einheitliche 

Wertebasis umfasst auch Symbolik. Das Friedensprojekt zwischen den Völkern und Ab-

grenzung zu Erfahrungen der Diktatur und wird langfristig an der Bereitschaft zu gegen-

seitigem Beistand zu messen sein. Vielfalt beinhaltet Unterschiede. Weder die MS noch 

die Bürger weisen homogene Präferenzen auf, daher bedürfen ihre Interessen des Aus-

tausches und der Verständigung über Kultur- und Sprachbarrieren hinaus. Allerdings 

konkurriert Integration mit Nationalstaatsbewusstsein, das dissoziierende Effekte er-

zeugt. 

Europäische Einigung ist ein rechtliches und administratives Projekt. Gemeinsame 

Grundrechte bilden eine Basis und abgestufte Souveränität zwischen EU und MS erzeu-

gen ein nach Aufgabengebieten strukturiertes Mehrebenensystem mit ausgeprägter 

Governance. Recht als traditionelles Mittel der Integration weist in den Handlungsfeldern 

unterschiedliche Regelungstiefe und -dichte auf, europäische Befugnisse sind in den 

verschiedenen Politikfeldern unterschiedlich weit ausdifferenziert, vgl. Art. 2 AEUV. Eu-

ropäisches Recht schafft Klarheit über den Handlungsrahmen und die Abläufe, setzt je-

doch keine Impulse für künftige Entwicklungen. 

Mit dem Brexit und der erstmaligen Verkleinerung begann eine innere Konsolidierungs-

phase der EU. Weitere Integration, d. h. Erweitern und Vertiefen i. S. d. immer engeren 

Union kann gelingen, wenn weitere Kompetenzen im Primärrecht begründet werden. 

Hierfür müssen alle MS gemeinsam den EUV und AEUV anpassen. Zusätzliches Poten-

zial besteht im engeren Controlling im Mehrebenensystem und integrativen Ansätzen 

zwischen Politikbereichen. Nach der Integrationstheorie des Funktionalismus können 

Spillover-Effekte genutzt werden, indem die bislang getrennt geregelten Politikfelder 

Markt, Soziales und Umwelt sowie Beschäftigung verklammert werden. Das von der 

Kommission vorgelegte Gesetzespaket „Fit für 55“ einschließlich des KSF folgt diesem 

Ansatz.  

Jedoch bestehen auch Zielkonflikte zwischen den Forderungen: Mit dem Vorschlag, Kli-

maschutz auszudehnen, sind kollektive Verhaltensänderungen verbunden. Es werden 

 
285 Vgl. van Middelaar, 2017, S. 481–486; Wagener, Eger, 2014, S. 430 - 431. 
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Wohlstandsverluste erwartet, wobei ökonomische Möglichkeiten von Unternehmen und 

Privatpersonen in der EU variieren. Unsicherheit und Verlustaversion können verhal-

tensökonomisch bei weniger vermögenden, einkommensschwachen Personen und bis 

in die Mittelschicht hinein Zukunftsängste auslösen,286 die Identifikation mit vorhandenen 

Formen von Staatlichkeit in Frage stellt.  

Akzeptanz und Legitimation erhält die europäische Idee, wenn sich die EU in Krisen 

handlungsfähig zeigt. Können MS und EU den Bürgern ein gemeinsames Gerechtig-

keitsempfinden in Verteilungsfragen vermitteln, internationale Abhängigkeit des gemein-

samen Wirtschaftsraumes von Energiezufuhr verringern und verlässliche Rahmenbedin-

gungen für zusätzliche Beschäftigung in der Energiebranche setzen, bietet die Klima-

krise Integrationschancen in ein sozialeres Europa.  

 
  

 
286 Vgl. Beck, 2014, S. 104–105; Butterwegge, 2020, S. 382 - 384. 
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7 Fazit  

Klimasozialpolitik ist ein funktional aus Klimaschutz als Teil der Umweltpolitik und der 

Sozialpolitik entstandener Spillover. Die EU und die MS teilen sich Kompetenzen nach 

Politikbereichen. Die Zuständigkeitsverteilung ist im Primärrecht vertraglich festgelegt 

und, da es sich um souveräne Rechte handelt, von den parlamentarischen Vertretungen 

der MS gebilligt. In den Entwicklungsstufen des Vertragswerks ist eine Kompetenzver-

schiebung zugunsten der EU i. S. eines „evolutionären Integrationsprojektes“287 zu ver-

zeichnen, das beidseitig Gestaltungsflexibilität aufweist. In den Protokollen zu den Ver-

trägen regeln die MS individuelle Abweichungen vom Acquis Communautaire, wodurch 

der Staatenverbund inhomogener wird. Die für eine Klimasozialpolitik relevanten Kom-

petenzen für den Binnenmarkt, Soziales und Umwelt unterliegen alle der geteilten bzw. 

koordinierten Zuständigkeit des Art. 2 Abs. 2 und 3 AEUV, allerdings wird eine Band-

breite europäischer Handlungsoptionen deutlich.  

Während Umweltrecht und die Grundfreiheiten des Binnenmarktes der geteilten Zustän-

digkeit mit den MS unterfallen und somit v. a. in Form von Richtlinien harmonisiert wer-

den, können Belange von Wirtschaft und Beschäftigung nach Art. 5 AEUV als „Angele-

genheiten von gemeinsamem Interesse“ mit Empfehlungen gesteuert werden. Der im 

Primärrecht feingliedrig abgebildeten Sozialpolitik kommt eine unterstützende Rolle zu, 

der die EU im Rahmen des ESSR-Strategieprozesses intergouvernemental mehr Durch-

setzungsfähigkeit geben will. Spiegelbildlich ergänzend reichen die Befugnisse der MS 

in den Politikbereichen unterschiedlich weit. In Deutschland wird das Mehrebenensys-

tem durch die Ebene der Bundesländer erweitert. Integration erfolgt zwischen Gover-

nance-Ebenen und entsprechend der europäischen Harmonisierung- und Koordinie-

rungskompetenzen auf Basis von Recht.  

Bezugnehmend auf die Forschungsfrage ist festzuhalten, dass der KSF-Vorschlag vor-

handene europäische Zuständigkeiten neu kombiniert, ohne dass Anpassungen des Pri-

märrechts erforderlich werden. Seine Umsetzung wird auf mitgliedstaatlicher, ggf. regi-

onaler Governance-Ebene zu verorten sein. Der mögliche Beitrag des KSF zur Bewälti-

gung verteilungspolitischer Herausforderungen des ökologischen und sozialen Wandels 

ist unter den Gegebenheiten des Marktes zu betrachten.  

Es konnte gezeigt werden, dass in der liberalen marktwirtschaftlichen Wirtschaftsord-

nung des gemeinsamen Binnenmarktes Wettbewerb und Wachstum den Erfolg des eu-

ropäischen Integrationsprojektes ausmachen. Wirtschaftspolitik steuern EU und die MS 

nach Art. 5 AEUV als Sonderform der geteilten Zuständigkeit mit Hilfe des Europäischen 

Semesters. Arbeitnehmerfreizügigkeit und Beschäftigungspolitik sind Grundlagen der 

 
287 Wagener, Eger, 2014, S. 437. 
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Sozialen Marktwirtschaft nach europäischem Verständnis. Der Einsatz der Arbeitskraft 

ermöglicht Teilhabe und Wohlfahrt. Mit Hilfe von Wettbewerb und Wachstum erreicht die 

EU ökonomische, umweltpolitische und soziale Ziele. Die Kommission schlägt vor, mit 

dem Europäischen Grünen Deal für den Binnenmarkt zukünftige Resilienz zu erreichen. 

Die CO2-Bepreisung soll Wirtschaft und Gesellschaft von fossilen Energien entkoppeln. 

Die Transformation bedeutet zunächst Investitionsbedarf und erzeugt Wohlstandsver-

luste. Der Europäische Grüne Deal kann die drei Dimensionen nachhaltiger Entwicklung 

vereinen, ohne über zusätzliche Staatsverschuldung unverhältnismäßige Lasten auf 

künftige Generationen zu verlagern.  

Im Rahmen des Pariser Klimaschutzabkommens sagte die EU v. a. Einsparziele für 

Treibhausgase von 55 Prozent bis 2030 zu. Der europäische Gesetzesvorschlag „Fit für 

55“ sieht vor, das Emissionshandelssystem auf den Gebäude- und Verkehrssektor aus-

zudehnen und mit marktkonformer CO2-Bepreisung klimafreundliches Verhalten hervor-

zurufen. Administration und Finanzierung des Umweltschutzes obliegen nach Art. 192 

Abs. 4 AEUV den MS. Der KSF soll Investitionen in energieeffiziente Wohngebäude und 

umweltfreundliche Mobilität in ländlichen Gebieten unterstützen und verstärkt insofern 

das Engagement der MS.  

Jedoch erfordern zunächst die kriegsbedingten Preisanstiege für Energie Schutzreakti-

onen im Rahmen einer Notfallmaßnahme nach Art. 122 AEUV. Der als Preisdeckel ge-

plante Markteingriff wird sich in den MS auf die Verteilung auswirken. Hohe Preise auf 

fossile Energie erzeugen Lenkungswirkungen in Richtung alternative Energiequellen. In-

wieweit die EU und die MS ihre bisherigen Klimaziele unter Bedingungen einer fortdau-

ernden Krise weiterverfolgen können, soll hier nicht spekuliert werden. Nach den ange-

kündigten Eingriffen in den Energiemarkt kann für den Europäischen Grünen Deal und 

den „Fit für 55“ Vorschlag Anpassungsbedarf hinsichtlich der Wege zur Erreichung der 

Klimaziele entstehen.  

Sozialpolitik ist nationalstaatlich organisiert. Deutschland verfügt über ein stark ausge-

prägtes Sozialsystem einschließlich interner Anrechnungsvorschriften. Auffassungen 

von sozialer Gerechtigkeit und Gestaltungsformen des Sozialstaates variieren stark zwi-

schen den MS. Die Umverteilungsformen und der Umfang der Absicherung unterschei-

den sich nicht nur hinsichtlich der neuen sozialen Herausforderung Energiearmut. Das 

ESM stützt sich dagegen auf fragmentierte Zielbestimmungen im Primärrecht, einen Be-

stand an Sekundärrecht entlang der im Einigungsprozess entwickelten Arbeitnehmer-

freizügigkeit, mit OMK erreichte intergouvernementale Koordinierung und die zusam-

menfassende ESSR.  
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Die EU nutzt für den sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhalt Strukturfondsmittel, 

wobei die erforderliche regionale oder auch mitgliedstaatliche Kofinanzierung und ihre 

subsidiäre Anwendung dem ESF und EFRE vor Ort hohe Passfähigkeit verleihen.  

Der KSF-Vorschlag soll übermäßige Härten des Europäischen Grünen Deals für Klein-

unternehmen und Energiearmut in Privathaushalten sozial auffangen. Der KSF weist für 

Deutschland ähnliche Budgetanteile wie der ESF auf, unterstützt ebenfalls soziale Ziele 

und kann erstmalig direkte europäische Einkommensbeihilfen ausreichen. Hinsichtlich 

seiner investiven Anteile bestehen Parallelen zum EFRE. Im Vergleich zu den vorhan-

denen Strukturfonds sorgt der Policy Mix des KSF für Sichtbarkeit der EU, kann punktuell 

Ungleichheit verringern und integrierende Wirkung in der EU erzeugen. Das für die Ener-

giewende angelegte Instrument eröffnet der EU erstmals die Möglichkeit, mit Einkom-

mensbeihilfen unerwünschten sozialen Nebenwirkungen einer selbst eingeleiteten 

Transformation zu begegnen. Die direkten Transfers bedeuten einen in der europäi-

schen Sozialpolitik systemfremden und innovativen Ansatz. Dabei kann auch das Ent-

stehen von dauerhaften Abhängigkeiten vermutet werden, was für die Betroffenen die 

Gefahr der Armutsfalle birgt. Der KSF kann somit gleichermaßen zur Lösung ökologi-

scher und sozialer Probleme beitragen oder bestehende soziale Unterschiede vertiefen. 

Grenzübergreifende Bürgersolidarität ist in der durch Vielfalt gekennzeichneten EU noch 

nicht vorauszusetzen. Der KSF zwingt die MS, ihre Wirtschafts- und Sozialsysteme auf 

die neue soziale Frage der Energiearmut einzustellen und die Energiewende zu beglei-

ten. Ob der KSF die EU als Finanz- und Wertegemeinschaft stärken kann, entscheidet 

sich danach, ob die derzeit im Gesetzgebungsverfahren288 befindlichen Kommissions-

vorschläge einschließlich des KSF überhaupt Anwendung finden werden. Der ökonomi-

sche Erfolg289 des Integrationsobjektes EU trägt zu dessen Akzeptanz bei den Bürgern 

bei. Gelingt die Energiewende mit dem Europäischen Grünen Deal, verstetigt sich das 

europäische Erfolgskonzept. 

In der operativen Anwendung werden förderfähige Personenkreise hinsichtlich Bedürf-

tigkeit und Vulnerabilität zu identifizieren und die subsidiäre Ausgestaltung zum deut-

schen Sozialsystem und auch im Klima-Sozialplan darzulegen sein. Diese Arbeit kann 

ein Ausgangspunkt gezielter empirischer Datenerhebung für den Freistaat Sachsen 

sein. 

 

 
288 Zuletzt modifizierte der Rat den KSF-Vorschlag am 29.06.2022 im Trilogverfahren. 
289 Vgl. Klump, 2013, S. 255. 
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